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und Moskau dem Vorwurf ausweichen
wollte, sie erschwere die für Österreich
wichtigen Verhandlungen.

Erster Höhepunkt der kommunis -
tischen Orientierung auf einen General-
streik war die Demonstration auf dem
Wiener Ballhausplatz am 5. Mai 1947.
Diese stellte zwar die erste große Mas-
senkundgebung der Zweiten Republik
dar, sie machte jedoch deutlich, dass
man von einer einheitlichen Massenakti-
on zur Erzwingung von Neuwahlen nach
wie vor weit entfernt war.4 Auch die Ge-
spräche, die im Mai und Juni dieses Jah-
res zwischen Ernst Fischer und führen-
den ÖVP-Politikern stattfanden, führten
weder zu Neuwahlen noch zu einer Um-
bildung der Regierung im Sinne der
KPÖ. Die „Figl-Fischerei“ brachte keine
innenpolitische Wende zur Stärkung der
Partei, vielmehr wurde die KPÖ durch
die Skandalisierung der Verhandlungen
weiter in die Isolation gedrängt.5 Die
kurz darauf vom Ministerrat beschlosse-
ne Teilnahme Österreichs am Marshall-
Plan machte deutlich, dass für die KPÖ
keinerlei Möglichkeiten mehr bestanden,
grundsätzliche Einwände gegen die
außenpolitische Orientierung der beiden
anderen Regierungsparteien vorzubrin-
gen.6 Es dauerte schließlich noch etwas
mehr als fünf Monate, bis die Konzentra-
tionsregierung auch formal zerbrach und
die KPÖ im November 1947 infolge
 ihrer Kritik an der Währungsreform aus
der Regierung austrat.

Weltpolitische Polarisierung

Die innenpolitische Zuspitzung im
Verlauf des Jahres 1947 entsprach der
weltpolitischen Entwicklung, die ganz
im Zeichen wachsender Ost-West-Span-
nungen und der beginnenden Block -
bildung stand. Im März 1947 hatte US-
Präsident Harry S. Truman den Kalten
Krieg proklamiert und damit das Ende
der Anti-Hitler-Koalition eingeleitet. Der
Marshall-Plan und die sowjetische Ab -
sage an ihn vertieften die Spaltung Euro-

sierung war der Austritt aus der Regie-
rung geplant. Der günstigste Zeitpunkt
für einen solchen Schritt sollte erst ge-
funden werden, als Neuwahltermin wur-
de jedoch bereits das Frühjahr 1947 an-
gepeilt. Die strategische Perspektive die-
ser Orientierung bestand darin, mittels
Neuwahlen eine stärkere Vertretung der
Partei in einer neuen Regierung zu errei-
chen, um gemeinsam mit der SPÖ eine
Mehrheit der beiden ArbeiterInnenpar-
teien gegen die ÖVP zu erreichen. Es
ging zu diesem Zeitpunkt also nicht dar-
um, als mandatsstärkere Oppositions -
partei aus Neuwahlen hervorzugehen,
sondern darum, den politischen Einfluss
der KPÖ in der Regierung zu stärken.

Zwischen Herbst 1946 und Jänner
1947 mehrten sich im Zentralkomitee
der KPÖ die Stimmen, die einen soforti-
gen Austritt aus der Regierung favori-
sierten, darunter der Wiener Landes -
obmann Josef Lauscher, der steiermärki-
sche Landtagsabgeordnete Ditto Pölzl,
der Chefredakteur der Parteizeitung der
KPÖ Steiermark Willy Scholz und die
oberösterreichische Landesorganisation.
Als Hauptargumente führten sie diesbe-
zügliche Stimmungen an der Parteibasis
und die Befürchtung ins Treffen, dass die
Mitverantwortung für die als reaktionär
kritisierte Regierungspolitik die Entfal-
tung von sozialökonomischen Massen-
bewegungen hemme.2 Das wichtigste
Argument, warum solche auf einen Re-
gierungsaustritt abzielenden Stimmen
letztlich in der Minderheit blieben, war
jenes des Generalsekretärs Friedl Fürn-
berg, wonach das Ausscheiden aus der
Regierung zu einer Stärkung des kom-
munistischen Einflusses führen müsse,
wozu Neuwahlen notwendig seien, und
nicht zu einer Schwächung der – ohnehin
bescheidenen – kommunistischen Macht -
position.3 Anfang 1947 trat die Option
eines Regierungsaustritts für die KPÖ
vorübergehend in den Hintergrund, weil
die Partei angesichts der anlaufenden
Staatsvertragsverhandlungen in London

V
or 75 Jahren, im November 1947,
schied die KPÖ aus der öster-
reichischen Bundesregierung aus,

der sie seit dem April 1945 – als Grün-
derpartei der Zweiten Republik – an-
gehört hatte. Zunächst neben ÖVP und
SPÖ drittelparitätisch an der Provisori-
schen Regierung Renner beteiligt, war
sie in der im Dezember 1945 von Leo-
pold Figl (ÖVP) gebildeten Konzentra -
tionsregierung mit nur noch einem Minis -
ter vertreten. Für die Entscheidung, trotz
des ernüchternden Wahlergebnisses vom
November 1945 in die Regierung Figl-
Schärf einzutreten, waren sowohl takti-
sche Erwägungen als auch grundsätz -
liche Faktoren ausschlag gebend. Eine
nicht unbedeutende Rolle spielte die
Überlegung, sich nicht vom politischen
Geschehen ausschließen lassen zu wol-
len und der Gefahr einer politischen Iso-
lierung zu entgehen. Einem späteren Re-
gierungsaustritt wurde gegenüber dem
völligen Fernbleiben von der Regie-
rungsverantwortung eine größere Wir-
kung beigemessen.1 In den folgenden
beiden Jahren lavierte die KPÖ zwischen
Regierung und Opposition. Sie versuchte
auf der einen Seite ihr Image als „kons -
truktive Staatspartei“ zu wahren, auf der
anderen Seite setzte sie verstärkt auf
Konfrontation mit ÖVP und SPÖ, die die
Weichen in Richtung Westorientierung
und kapitalistische Restauration stellten.

Neuwahlkampagne

Einen ersten Höhepunkt der kommunis -
tischen Kampagne gegen die Regierung
Figl-Schärf stellte die im November
1946 erhobene Forderung nach Neuwah-
len dar. Um dieser Forderung größeren
Nachdruck zu verleihen, setzte die KPÖ
verstärkt auf außerparlamentarische Ak-
tionen, die an die miserable wirtschaftli-
che Situation und die soziale Lage der
Bevölkerung anknüpften. Die Steigerung
der Proteste zu einer Massenbewegung
wurde zum wichtigsten politischen Ziel
der Partei. Als Höhepunkt dieser Mobili-

„Gegen den Raubzug auf die Taschen des Volkes“
Der Austritt der KPÖ aus der Figl-Regierung im November 1947
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pas in zwei sich gegenüberstehende
Blöcke. Die Nachkriegsoffensive der
Linkskräfte kam in Westeuropa endgül-
tig zum Stehen, die KommunistInnen
wurden aus den Regierungen hinausge-
drängt. Die beiden großen kommunis -
tischen Parteien Italiens und Frankreichs
mussten bereits im Mai 1947 aus den Re-
gierungen ausscheiden, bis zum Sommer
1948 endete in allen Staaten Westeuro-
pas – mit Ausnahme von San Marino –
die Regierungsverantwortung kommunis -
tischer Parteien.7 Die KPD schied
1947/48 aus den Landesregierungen der
westlichen Besatzungszonen aus.8 Der
KPÖ wird in diesen Monaten klar ge-
worden sein, dass die Potenziale der An-
ti-Hitler-Koalition auch im nationalen
Rahmen erschöpft und Hoffnungen auf
ihr Fortdauern unberechtigt waren. Mit
dem Ende der Anti-Hitler-Koalition war
die „sowjetische Europa-Strategie der
Kooperation mit den Westmächten […]
praktisch gescheitert“, 9 wie der Histori-
ker Wilfried Loth resümiert. Im Osten
und Südosten Europas wurde die volks-
demokratische Entwicklung beschleu-
nigt, der sowjetische Einflussbereich
wurde zu einem Block verfestigt. Im
 Oktober 1947 folgten die Gründung des
Kommunistischen Informationsbüros
und die Proklamation der „Zwei-Lager-
Theorie“ als „Gegendoktrin“ zur
 Truman-Doktrin.

Die Überlegungen der KPÖ, die im
Dezember 1945 dafür ausschlaggebend
waren, Karl Altmann als Minister für
 Energiewirtschaft und Elektrifizierung in
die Konzentrationsregierung zu entsen-
den, stimmten in diesen Monaten kaum
noch mit den Realitäten überein. Der
kommunistische Minister blieb von allen
zentralen Entscheidungsprozessen aus-
geschlossen, die erwarteten Informati-
ons- und Kontrollmöglichkeiten waren
weitgehend unbedeutend. Um nicht die
im Ministerrat notwendige Einstimmig-
keit zu verhindern, passierten zahlreiche
Gesetze nur noch in Anwendung der
„Formula Krauland“ den Ministerrat. Die-
ser lag der Vorschlag des ÖVP-Minis ters
Peter Krauland zugrunde, im Ministerrat
umstrittene Gesetzesentwürfe als Regie-
rungsvorlage an das Parlament weiterzu-
leiten, wo die Parteien Abänderungs -
anträge einbringen konnten. In prakti-
scher Hinsicht war dies jedoch für die
KPÖ ohne Relevanz, da sie im National-
rat kein Antragsrecht besaß und dort oh-
nedies eine Mehrheit von ÖVP und SPÖ
garantiert war. Für Altmann war die
„Formula Krauland“ gewissermaßen ein
Schlupfloch, nicht in jeder Sitzung auf-

 Öffentlichkeit suchen. Aber der große
Krach müsste bei einem anderen Anlass
eintreten.“13 Altmann sah sich in diesem
Schreiben auch deshalb zu weitreichen-
den Überlegungen veranlasst, weil am
Wochenende vor der Ministerratssitzung
eine Sitzung des Zentralkomitees der
KPÖ stattgefunden hatte, in der Willy
Scholz die Regierungsbeteiligung erneut
als Hemmnis „in der vollen Entfaltung
der Massenaktivierung“ kritisiert hatte.
Angesichts der Missstimmung gegen die
Regierung Figl-Schärf sei zu überlegen,
„ob wir auch nur den geringsten Teil der
Regierungsverantwortung auf uns neh-
men sollen“, so der Chefredakteur der
Wahrheit. Im Zeichen der innenpoliti-
schen Zuspitzungen kündigte Johann
Koplenig, der Vorsitzende der KPÖ, in
dieser Sitzung ein offensiveres Auftreten
von Altmann in der Öffentlichkeit an. Er
solle in der Regierung nicht nur als Res-
sortminister agieren, also nicht nur in
Fragen der Elektrizitätswirtschaft, son-
dern „in allen Fragen“ nach außen sicht-
bar als Vertreter der KPÖ agieren. Zuvor
hatte Scholz Altmann dafür kritisiert,
dass er „viel zu sehr Fachminister“ sei:
„Wenn er schon Fachminister ist, so soll-
te er Fachminister der Opposition sein.“
Koplenig stellte bei dieser Gelegenheit
erstmals in den Raum, dass die bevorste-
hende Währungsreform womöglich die
entscheidende Bruchlinie sein werde.14

Währungsreform

Seit dem Frühjahr 1947 standen im
Ministerrat der Lohn-Preis-Mechanis-
mus und Währungsfragen zur Diskussi-
on, ohne dass eine klare Währungsre-
form in Angriff genommen worden wä-
re. Im Herbst 1947 wurde diese vor
 allem deshalb aktuell, weil im Zusam-
menhang mit dem Marshall-Plan strenge
Preiskontrollen verlangt wurden und der
Geldüberhang beseitigt werden sollte.
Das im November 1947 vom Nationalrat
beschlossene Währungsschutzgesetz
wurde zur notwendigen Bedingung für
die Umsetzung der Kongresshilfe der
Amerikaner. Die KPÖ wandte sich nicht
grundsätzlich gegen eine Währungs -
reform. In ihren Augen war es die Haupt-
frage, „auf wessen Kosten die öster-
reichische Währung saniert werden soll“.
Die kleinen SparerInnen sollten ge-
schützt und die Kriegs- und Nachkriegs-
gewinne durch eine Vermögensabgabe
und Vermögenszuwachssteuer abge-
schöpft werden. Abgelehnt wurde eine
„Sanierung der Banken auf Kosten der
breiten Massen – und über den Weg der
Banken – die Unterordnung der öster-

grund allfälliger Einwände gegen Ge -
setzesentwürfe vor die Entscheidung ge-
stellt zu werden, sogleich aus der Regie-
rung auszutreten.

„Großer Krach“ 
zum geeigneten Zeitpunkt

Für die KPÖ ging es in der zweiten
Jahreshälfte 1947 letztlich nur noch dar-
um, den geeigneten Zeitpunkt für einen
Austritt zu finden bzw. sich nicht in ei-
nem ungünstigen Moment aus der Regie-
rung drängen zu lassen. Dieses Bemühen
geht auch aus den Berichten von Karl
Altmann an das Politische Sekretariat
der KPÖ hervor, entstanden doch in den
Sitzungen des Ministerrats oft genug Si-
tuationen, in denen er zwar heftig gegen
verschiedene Initiativen seiner Minister-
kollegen Stellung bezog, sich aber davor
hüten musste, seine ablehnende Haltung
zum völligen Bruch zu steigern. Ein sol-
ches Beispiel ist etwa die Diskussion
über den Abschluss eines Luftverkehrs-
abkommens mit den USA in der Sitzung
des Ministerrats am 26. September 1947,
in deren Rahmen Altmann mehrmals auf
dessen Ablehnung insistierte, schließlich
aber mittels Stimmenthaltung die Be-
schlussfassung nicht blockierte.10 „Ich
habe bei dieser Situation überlegt, dass es
sehr schwer den Massen verständlich zu
machen sein werde, welche Bedeutung
das Luftverkehrsabkommen habe“, be-
richtete Altmann der KPÖ-Führung über
seine Motive, „keinen offenen, eklatanten
Krach“ wegen dieses Abkommens zu
machen. Es wäre in diesem Fall den bei-
den anderen Parteien wesentlich leichter
gefallen, „den Massen einzureden, dass
die Kommunisten aus blindwütigem Vor-
urteil gegen Amerika hier ein offenbar
vorteilhaftes Abkommen mit Amerika
verhindert und damit Österreichs Stellung
in der Welt und Österreichs Souveränität
geschädigt haben, als es uns gelingen
würde, darzulegen, dass hier ein neuer
Schritt der Auslieferung Österreichs an
Amerika gemacht werden solle“.11

Im selben Schreiben gab Altmann
 einen weiteren taktischen Hinweis, unter
welchen Bedingungen ihm ein mit den
Worten „großer Krach“ umschriebener
Austritt aus der Regierung zielführend
erschien: Ein solcher dürfe nicht dann er-
folgen, wenn es um Maßnahmen der Re-
gierung gegen die Sowjetunion gehe,
was er am Beispiel einer vom ÖVP-
Außenminister Karl Gruber vorgelegten
Protestnote betreffend die Erdölversor-
gung Österreichs12 festmachte: „Wir
müssen uns davon nur distanzieren und
dann einen Weg hiefür auch in die
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barungen außerparlamentarischer Kör-
perschaften“ vorgelegt werden würden,22

worin sich bereits die spätere Sozialpart-
nerschaft mit ihrer „kompromißhafte(n)
Orientierung von Arbeit und Kapital“23

abzeichnete.
Für die KPÖ bestand Sinn und Zweck

der von ÖVP und SPÖ angestrebten
Währungsreform „in der Sanierung der
Banken auf Kosten der Werktätigen“, in
der „Übergabe der Kontrolle über die ge-
samte österreichische Wirtschaft an die
Banken, die dann weiter auf dem Wege
der ,Anleihepolitik‘ dem amerikanischen
Kapital ausgeliefert werden sollen“.24 Im
Parlament kritisierte der kommunistische
Abgeordnete Franz Honner das
„Währungsschandgesetz“25 als „den
unerhörtesten Raubzug auf die Taschen
der arbeitenden Bevölkerung“.26

Tatsächlich entwertete der letztlich be-
schlossene Umtausch der Währung im
Verhältnis eins zu drei vor allem die
Konten der kleinen SparerInnen, die
zwei Drittel ihres Geldes verloren,
während das in Sachwerten, Devisen und
Investitionen veranlagte Vermögen der
UnternehmerInnen unangetastet blieb.
Sperrkonten – also jene, die bereits vor
1945 existierten und mit dem Schilling-
gesetz des Jahres 1945 gesperrt worden
waren – wurden gestrichen, womit sie-
ben Milliarden Schilling den Banken zu-
flossen und zu ihrer Sanierung dienten.
„Als Gewinner standen Industrie und
Sachwertbesitzer fest, Verlierer blieben
kleine Sparer und Geldwertbesitzer“,
schätzt Hannes Hofbauer diesen wesent-
lichen Schritt „zur Restauration der kapi-
talistischen Spielregeln“ ein.27

Demgegenüber hatte die KPÖ einen
Notenumtausch im Verhältnis 1:1 gefor-
dert, wobei alle Gelder auf ein Konto
einbezahlt werden sollten. Jeder und jede
sollte zur Deckung der Lebenshaltungs-
kosten einen Mindestbetrag von 350
Schilling ausbezahlt bekommen und
 jedes Unternehmen eine fixe Monats-

lohnsumme und einen Betrag für weitere
Ausgaben erhalten. Alle Einlagen über
15.000 Schilling sollten jedoch einer
 genauen Überprüfung unterzogen wer-
den, „ob sie nicht Kriegs-, Nachkriegs-,
Schleichhandels- oder Spekulations -
gewinne sind“. Jährlich sollte von den
gesperrten Konten ein limitierter
 Gesamtbetrag von 500 Millionen Schil-
ling freigegeben werden, wobei kleine
Ein lagen bevorzugt werden sollten. Die
Besitzer von Realitäten und Sachwerten
sollten eine einmalige Vermögensabgabe
in der Höhe von fünf Milliarden Schil-
ling bezahlen. Hausrat und Objekte des
persönlichen Bedarfs waren davon aus-
genommen. Gefordert wurden überdies
die Verstaatlichung des gesamten Geld-
und Kreditwesens, der Großbanken und
Versicherungsgesellschaften, sowie die
Umwandlung der Nationalbank in eine
Staatsbank.28

Geheimverhandlungen 
und Packelei

Das am 19. November 1947 beschlos-
sene Währungsschutzgesetz war – unter
Ausschluss der KPÖ – in „Geheim -
verhandlungen zwischen verantwortli-
chen Politikern der beiden anderen Par-
teien und Vertretern der Großbanken“
ausverhandelt worden. Selbst Karl Alt-
mann lagen als Mitglied des Ministerrats
keine genauen Informationen über den
Inhalt dieser Gespräche vor, der Gesetze-
sentwurf wurde ihm erst am Abend vor
der Ministerratssitzung – also am
17. November 1947 – unterbreitet.29 Von
der KPÖ wurde enthüllt, dass auch der
Parteivorstand der SPÖ nicht informiert
gewesen sei, sondern das Gesetz von
führenden Politikern von SPÖ und ÖVP
„gemeinsam mit einigen Bankdirektoren
ausgepackelt“ worden sei.30

Die Machtlosigkeit der KPÖ wurde
auch dadurch deutlich, dass SPÖ-Minis -
ter Andreas Korp in einer Aussprache
mit dem KPÖ-Wirtschaftsfachmann

reichischen Wirtschaft unter die Kontrol-
le des ausländischen Finanzkapitals“.15

Vielmehr sollte die Währungsreform
„auf Kosten der Kriegsgewinner und
Spekulanten, der Schleichhändler und
Schieber“ durchgeführt werden.16

Die KPÖ konkretisierte ihre Vorschlä-
ge für eine sozial gerechte Währungsre-
form ab Juni 1947, zunächst in Gestalt
einer Resolution an den 6. Arbeiterkam-
mertag am 27./28. Juni in Innsbruck, und
schließlich als Resolution an den 7. Ar-
beiterkammertag am 16./17. Oktober
1947 in Linz.17 Einer der Hauptpunkte
des kommunistischen Programms be-
stand darin, dass alle Teil- und Zwi-
schenlösungen abgelehnt wurden und die
Währungsreform als „Bestandteil eines
allumfassenden Wirtschaftsplanes“18 be-
griffen wurde. Als eine solche unzurei-
chende Zwischenlösung wurde vor allem
das Anfang August 1947 verabschiedete
1. Lohn- und Preis-Abkommen gewertet,
dem Karl Altmann am 29. Juli im Minis -
terrat nur unter Rückgriff auf die „For-
mula Krauland“ zugestimmt hatte.19 Mit
diesem zwischen Regierung, Bundes-
wirtschaftskammer, Arbeiterkammer
und Gewerkschaft ausgehandelten Ab-
kommen wurden die Preise für Grund-
nahrungsmittel angehoben und auch die
Löhne und Gehälter erhöht. Erklärter
Zweck des Abkommens war, „die Löhne
zu regulieren, während die Preise weiter
steigen durften“.20 Die KPÖ verweigerte
im Bundesvorstand des ÖGB ihre Zu-
stimmung mit dem Argument, dass Preis -
erhöhungen nicht zugestimmt werden
könne, solange nicht eine Angleichung
der Löhne an die gestiegenen Preise
durchgeführt sei.21 Das Abkommen wur-
de von der KPÖ auch im Parlament mit
Hinweis darauf abgelehnt, dass eine
Reallohnminderung und „eine immense
Steigerung der Preise“ zugleich erfolgen,
während eine Vermögensabgabe nach
wie vor fehle. Kritisiert wurde außer-
dem, dass dem Nationalrat „Verein -

Ernst Fischer als Redner bei der Kundgebung der KPÖ in der Engelmann-Arena in Wien-Hernals am 24. Juni 1947



4 Beiträge

3/22

Ludwig Soswinski Dreiparteienverhand-
lungen in Aussicht gestellt hatte, wobei
er – als Druckmittel gegenüber der ÖVP
– die KPÖ dazu bewegen wollte, mit
 einem ähnlichen Vorschlag wie die SPÖ
aufzutreten. Korp versicherte bei dieser
Gelegenheit, dass er am bevorstehenden
Arbeiterkammertag in Linz so sprechen
wolle, „daß die Brücke zu unserer Auf-
fassung geschlagen werde und auch wir
das Gefühl hätten, daß eine Tür offen
sei“, was Soswinski deshalb als ehrlich
motiviert erschien, da es der SPÖ darum
ging, die Partei „vor Angriffen der
 Arbeiter gegen ihre kapitalistische Poli-
tik zu schützen“.31 Tatsächlich wurden
am Arbeiterkammertag in Linz am
16./17. Oktober 1947 die kommunis -
tischen Vorschläge nicht abgelehnt, son-
dern es wurde eine Kommission zur Be-
ratung aller Vorschläge eingesetzt, der
auch die Kommunisten Otto Horn und
Ludwig Soswinski angehörten. Die SPÖ
verlangte in dieser Kommission den
Schillingumtausch im Verhältnis 2:1 und
nicht wie später beschlossen im Verhält-
nis 3:1.32 Parallel dazu fanden jedoch die
angesprochenen Geheimverhandlungen
statt, was die Gespräche der SPÖ mit der
KPÖ als Manöver enttarnte, dessen

Hauptzweck wohl darin
bestand, die Position der
Sowjetunion auszuloten.
Schluss endlich war die
KPÖ weder in Parteien-
gesprächen, noch im
Ministerrat oder im Par-
lament in der Lage, auf
die Wäh rungspolitik ei-
nen Einfluss zu nehmen.

Im engeren Führungs-
kreis der KPÖ dürften
der Demission von Karl
Altmann keine längeren
Diskussionen vorausge-
gangen sein. Noch am
10. November 1947 hat-
te Altmann der
Parteiführung einen
Plan von kommunis -
tischen Beamten seines
Ministeriums über eine
Inlands finanzierung der
Kraftwerksbauten über-
mittelt zwecks Stellung -
nahme der Wirtschafts-
fachleute im Apparat
der KPÖ, was einen
Hinweis darauf gibt,
dass ein unmittelbar be-
vorstehender Austritt zu
diesem Zeitpunkt noch
keine ausgemachte

 Sache war.33 Als Altmann am 17. No-
vember vom Währungsschutzgesetz
Kenntnis erlangte, wurde im Protokoll
der Sitzung des Politischen Sekretariats
lapidar vermerkt, dass er im Minis terrat
gegen das Gesetz stimmen solle. Die
Konsequenzen daraus wurden – weil
 ohnehin naheliegend – nicht direkt ange-
sprochen.34 Tags darauf wurden die
Rücktrittserklärung von Karl Altmann
und die Rede von Franz Honner im
 Nationalrat besprochen.35

Diskussion im Ministerrat 
und Nationalrat

Als das Währungsschutzgesetz in der
88. Sitzung des Ministerrats am 18. No-
vember 1947 zur Beschlussfassung
stand, wurde deutlich, dass der Austritt
von Altmann aus der Regierung unter
geradezu unwürdigen Bedingungen von-
statten gehen werde: Wie aus einem
KPÖ-internen Papier hervorgeht, erfuhr
Altmann einen Tag vor dem Ministerrat
aus Presseberichten über Teilergebnisse
der Geheimverhandlungen, die wieder-
um auf Meldungen eines ausländischen
Radiosenders beruhten. Über eine „pri-
vate Verbindung“ wurde ihm um zehn
Uhr nachts ein Exemplar des Gesetzes-

entwurfes zugespielt, andernfalls wäre er
in der Ministerratssitzung erstmals mit
dem Papier konfrontiert gewesen.36

Nach dem Ministerratsvortrag von
 Finanzminister Georg Zimmermann
(ÖVP) ergriff Altmann als erster das
Wort und kritisierte, dass er das Gesetz
nur in den Nachtstunden studieren und
keine Sachverständigen habe beiziehen
können, weshalb er aufgrund „aller-
schwerster Bedenken gegen diesen Ent-
wurf“ dafür eintrete, die Beschlussfas-
sung zurückzustellen. Leopold Figl und
Vizekanzler Adolf Schärf versuchten
Altmann dazu zu bewegen, das Gesetz
unter Anwendung der „Formula Krau-
land“ passieren zu lassen, Altmann be-
harrte aber auf der Zurückstellung bis
zur nächsten Sitzung „unter Wahrung
der Vertraulichkeit des Ministerrats“,
womit er darauf anspielte, dass ein früh-
zeitiges Bekanntwerden aller im
Währungsschutzgesetz vorgesehenen
Maßnahmen gewiss zu einer großen Un-
ruhe in der Bevölkerung und zu einem
Ansturm auf die Banken vor Inkraft -
treten des Gesetzes geführt hätte. „Wenn
es nicht zu einer Vertagung kommt, so
muß ich erklären, daß ich mein Einver-
ständnis nicht geben kann, zumal die
Folgen, die sich zwangsläufig ergeben,
nicht abzusehen sind“, so der kommunis -
tische Minister, worauf angesichts der
inhaltlichen Tragweite dieser Worte die
Ministerratssitzung für zehn Minuten
 unterbrochen wurde. Nach der Wieder-
aufnahme der Sitzung forderte Kanzler
Figl erneut die Zustimmung Altmanns
ein, die dieser jedoch verweigerte. Darauf
hielt Figl fest, dass der Finanzminister
das Gesetz gegen die Stimme von Alt-
mann im Nationalrat einbringen werde.
In seiner daran anschließenden Erklärung
wies Altmann darauf hin, dass es zwar
keine schriftliche Geschäftsordnung des
Minis terrats gebe, die Einstimmigkeit
aber eine politische Tradition sei. Das
Abgehen von dieser sei „eine sehr ent-
scheidende und wichtige Frage“, deren
Konsequenzen sich nun zeigen würden.37

Einen Tag später, in der Abendsitzung
des Nationalrats am 19. November 1947,
trat die KPÖ in Konsequenz ihrer Kritik
an der Währungspolitik aus der Regie-
rung aus.38 Das unwürdige Schauspiel
fand nun insofern seine Prolongierung,
als Altmann sich gleich zu Beginn der
Debatte zu Wort meldete, um im Parla-
ment seinen Rücktritt mit der Kritik sei-
ner Partei an der Währungsreform zu be-
gründen. Als Ressortminister war er aber
nur dazu berechtigt, über Angelegenhei-
ten der Energiewirtschaft zu sprechen,

Bundesminister Karl Altmann beim Jugendtag der FÖJ
am 4. Oktober 1947 in Wien, dahinter die KPÖ-National-
ratsabgeordneten Ernst Fischer und Franz Honner.



Neuwahlkampagne erhofften Effekte.
Die KPÖ hatte die Option eines Regie-
rungsaustritts stets mit der Perspektive
von Neuwahlen zur Stärkung ihres Stim-
menanteils und Einflusses verbunden.
Der notwendige Druck von außen sollte
auf dem Wege einer sozialen und politi-
schen Massenbewegung erfolgen, der
durch die Demission des kommunis -
tischen Ministers ein weiterer Aufwind
verliehen werden sollte. Diese letzte
Trumpfkarte sollte erst zu einem mög-
lichst günstigen Zeitpunkt ausgespielt
werden. Über die inhaltliche Kritik an
der Währungsreform hinaus, die eine
weitere Teilnahme an der Regierung ver-
unmöglichte, stand also fest, dass dem
Austritt aus der Regierung auch eine tak-
tische Komponente innewohnen werde.

Tatsächlich löste dieser Schritt im No-
vember 1947 weder eine Regierungs -
krise aus, noch standen Neuwahlen zur
Diskussion, was als Ausdruck der politi-
schen Schwäche der KPÖ gewertet wer-
den kann. Der Partei muss auch bereits
nach wenigen Tagen klar geworden sein,
dass sie von der gewiss vorhandenen Un-
zufriedenheit der österreichischen Be-
völkerung mit der Währungsreform
kaum profitieren werden könne. Eine
zunächst geplante Demonstration gegen
das Währungsschutzgesetz wurde von
der KPÖ-Führung wieder abgesagt, wohl
deshalb, weil keine „breitere Massen -
bewegung“ gegen das Gesetz in Sicht
war. Die Parteiarbeit müsse deshalb „auf
kleine Versammlungen und die Erfas-
sung möglichst breiter Schichten konzen-
triert sein“,48 wie von der Parteiführung
festgehalten wurde. Anfang Dezember
1947 wurde zudem das bereits beschlos-
sene Volksbegehren gegen die
Währungsreform wieder abgeblasen.49

Nicht ohne Berechtigung wurde im
 Monatsbericht der Wiener Polizeidirek -
tion vom Jänner 1948 hervorgehoben,
dass der „Streit über das Währungsschutz-
gesetz […] fast völlig beendet“ sei.50
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weshalb er vom Nationalratspräsidenten
Leopold Kunschak (ÖVP) drei Mal
 ermahnt wurde. Nach mehreren Zwi-
schenrufen verließen die Abgeordneten
der ÖVP den Saal, gleich danach wurde
Altmann von Kunschak das Wort ent -
zogen, ohne dass er seinen Rücktritt hat-
te ankündigen können.39 Franz Honner
präsentierte in einer längeren Rede die
Gegenvorschläge der KPÖ.40 Die beab-
sichtigte Erklärung von Altmann wurde
im weiteren Verlauf der Debatte von
Ernst Fischer zu Ende gelesen, wobei die
Ankündigung seines Rücktritts von den
Abgeordneten der ÖVP mit Beifall quit-
tiert wurde. Neben den Geheimverhand-
lungen unter Ausschluss der KPÖ wurde
in dieser Erklärung auch die Tatsache
kritisiert, dass „großkapitalistische Krei-
se des In- und Auslandes“ sehr wohl
Kenntnis erlangt hätten von den Ver-
handlungen der ÖVP- und SPÖ-Politiker
mit „Vertretern der Großbanken“ über
die Währungsreform und so ihre Vor-
kehrungen treffen konnten. Hinter dem
Gesetzesentwurf stehe „der Befehl des
amerikanischen Kapitals“, setzte Fischer
seine Parlamentsrede fort.41 „Einer
 Regierung [...], die fremden Interessen
dient, will ich nicht länger angehören“,
wurde Karl Altmanns Rücktritts -
erklärung zitiert.42

Weder Regierungskrise 
noch Neuwahlen

Mit dem Rücktritt von Karl Altmann
schied die KPÖ nach knapp zwei Jahren
im Spannungsfeld von Regierung und
Opposition aus der Regierung aus. Die
im April 1945 begonnene demokratische
Zusammenarbeit der drei Gründerpartei-
en der Zweiten Republik, die in der
zweiten Jahreshälfte 1947 kaum noch er-
kennbar gewesen war, fand damit auch
formal ein Ende. Die Konzentrations -
regierung wurde zur „Großen Koalition“,
die sie de facto von Anfang an gewesen
war. Die Erleichterung von ÖVP und
SPÖ über diese Veränderungen lässt sich
am Protokoll der darauffolgenden
 Sitzung des Ministerrats am 25. Novem-
ber 1947 ablesen: „Im letzten Ministerrat
erklärten 16 Mitglieder, wir bleiben hart
und stark und lassen uns nicht von einem
Mann terrorisieren“, so Kanzler Figl die
Vorgänge resümierend: „Im Ministerrat
selbst hat Minister Dr. Altmann aus sei-
nem Verhalten nicht die Folgen gezogen,
sondern erst unter dramatischen Umstän-
den im Parlament. Wir haben damit der
Welt gezeigt, daß wir nicht gewillt sind,
nach Methoden des Ostens uns terrori-
sieren zu lassen.“ Wie Figl die Rolle von

Altmann im Ministerrat einschätzte, geht
aus seinen Begrüßungsworten an dessen
Nachfolger hervor: „Wir haben einen
neuen Mitarbeiter bekommen und be-
grüßen ihn auf das herzlichste als voll-
wertiges Mitglied und nicht als Gast der
Regierung“, so Figl zum neuen Energie-
minister Alfred Migsch (SPÖ).43

Über eine konkrete Abstimmung des
Austritts der KPÖ aus der Regierung mit
der sowjetischen Besatzungsmacht lie-
gen keine Quellen vor. Fest steht, dass
die sowjetischen Stellen nichts unter-
nommen haben, um die innenpolitische
Situation zu verschärfen und den Rück-
zug des kommunistischen Ministers von
„außen“ zu einer Regierungskrise zu
steigern. Nach bilateralen Verhandlun-
gen der Sowjetunion mit der österreichi-
schen Regierung, die Anfang Dezember
1947 zum Abschluss kamen, wurde deut-
lich, dass die KPÖ in der Frage der
Währungsreform von dieser Seite keine
Unterstützung zu erwarten hatte: Um die
Zustimmung zum Währungsschutz -
gesetz zu erhalten, wurden die sowjeti-
schen Guthaben in Österreich, die aus ei-
ner befristeten Kredithilfe in der Höhe
von 400 Millionen Reichsmark und einer
Anleihe in der Höhe von 200 Millionen
Reichsmark aus dem Mai bzw. Juni 1945
resultierten,44 statt im Verhältnis 3:1 im
Verhältnis 1,75:1 umgetauscht. Zuvor
hatte sich die Regierung überhaupt ge-
weigert, die Rechtmäßigkeit der sowjeti-
schen Forderung nach 600 Millionen
Schilling – also nach einer Rückzahlung
der Reichsmark-Schulden im Verhältnis
1:1 – anzuerkennen. Durch die am 2. De-
zember 1947 erzielte Regelung waren
die Sowjets „nicht Leidtragende, sondern
Nutznießer der Währungsreform gewor-
den“.45 In amerikanischen Einschätzun-
gen wurde festgestellt, dass durch die so-
wjetische Zustimmung zur Währungsre-
form das „prestige of Communists in
Austria“ gesunken sei.46 Während sonst
zumeist die Unterstützung der Sowjet-
union für ihre „österreichischen Freun-
de“ hervorgehoben wurde, berichtete der
US-Gesandte nun an das Außenministe-
rium: „Soviet readiness to leave in lurch
Austrian Communists who have bitterly
opposed law provides another example
of cynical treatment of their foreign fol-
lowers.“47 Auch beim Austritt der Partei
aus der Regierung blieben die wirtschaft-
lichen Interessen der Sowjetunion vor-
rangig gegenüber einem allfälligen poli-
tischen Druck im Sinne der KPÖ.

Insgesamt zeitigte das Ausscheiden der
KPÖ aus der Figl-Regierung letztlich
nicht die von der Partei zu Beginn ihrer
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Ein weiteres Feld waren die Bildung
und Erziehung der Mitglieder zu jungen
KommunistInnen im Geiste des Marxis-
mus. Die Schulungen durch den KJV,
der zur Zeit des Beitritts Josef Lauschers,
wie er selbst bemerkt, „eine relativ klei-
ne und schwache Organisation“ war, be-
schreibt dieser als „sehr intensiv“. Die
Themen zeugen von einer Ablehnung
des Parlamentarismus und einer Haltung
zur Demokratie als Mittel zum Zweck:
„[…] ein- zweimal wöchentlich, unter
anderem unterrichtete uns das Ehepaar
Quittner. Hauptthema unserer Diskussio-
nen war der Weg zum Sozialismus, ist es
möglich, über die bürgerliche Demokra-
tie zum Sozialismus zu kommen, kann
man mit 51% im Parlament die Staats-
macht übernehmen oder geht es um eine
gewaltsame Änderung der bestehenden
Gesellschaftsordnung, der Errichtung
des Proletariats, wie soll der Kampf ge-
gen den Faschismus geführt werden und
wann ist der Zeitpunkt für die bewaff -
nete Auseinandersetzung.“6

Internationale Lenin-Schule

Die Idee einer Verbindung mit der
 Sowjetunion zum Zweck der Parteierzie-
hung entstand im Zuge der „Bolsche-
wisierung“ der kommunistischen Partei-
en. Mitte Mai 1926 nahm in Moskau die
Internationale Leninschule (ILS), „die
wichtigste und prestigeträchtigste Kader-
schule der Kommunistischen Internatio-
nale zur Ausbildung von Parteikadern
aus aller Welt“,7 ihre Lehrtätigkeit auf.
Im Juli 1929 wurde auch Josef Lauscher
nach Moskau entsendet, um dort die „er-
ste Schule der Kommunistischen Jugend -
internationale“8 zu besuchen. Bis dahin
hatte Lauscher der Bezirksleitung des
KJV Simmering als Gewerkschaftsrefe-
rent bzw. als Bezirksobmann angehört
und wurde 1929 ins Zentralkomitee des
KJV gewählt. Die KJI-Schule existierte
nur von 1929 bis 1931 und wurde an -
schließend in die ILS überführt.9

Gemein dürften beiden Schulen in Mos -
kau ihre konspirative Haltung gewesen
sein. So erhielt jeder Schüler einen
Decknamen zur Geheimhaltung der
Identität.10 Auch Josef Lauscher besaß
mit „Ernst Wagner“ ein Pseudonym. Der
Alltag in Moskau war für die Schüler ge-

fung der Zeugnisse und der Sittennoten,
der Kampf gegen Gewalt an Schülern in
Form der Prügelstrafe sowie der Ruf
nach Beseitigung des Religionsunter-
richts.3 Als Organisation, deren Entste-
hung im Kontext der Bildung von Erzie-
hungsvereinen und der Institutionalisie-
rung der Jugendbewegung zu sehen ist,
traten die Roten Jungpioniere erst 1927
öffentlich in Erscheinung. Das von Josef
Lauscher angegebene Beitrittsjahr 1923
erscheint auffallend früh. Zu diesem Zeit-
punkt muss es sich um eine sehr kleine
Organisation gehandelt haben, bis zum
Jahr 1926 findet sich nicht einmal eine Er-
wähnung in der Parteipresse. Die Roten
Jungpioniere existierten, behördlichen
Repressionen zum Trotz, bis zu ihrer Auf-
lösung per Bescheid vom 6. März 1934.4

Lehrzeit

Nach der Schule begann Josef Lau-
scher eine Lehre als Automechaniker.
1926 kam das „Simmeringer Arbeiter-
kind“ als Lehrling in die „Erste Wiener
gewerbliche Fortbildungsschule“ in der
Mollardgasse. Außerhalb des Unterrichts
widmete er sich dort besonders der Inter-
essensvertretung der Lehrlinge: „In der
Lehrlingsschule Mollardgasse wurde ich
zuerst Klassen-Vertrauensmann, dann
Vertrauensmann der Mechaniker, schließ-
lich Schülerräte-Hauptvertrauensmann.
Ich war der gewählte Schulvertrauens-
mann aller Schülerräte in der Mollard-
schule.“5 Das Jahr 1926 kann somit als
Startpunkt für das politische  Leben Josef
Lauschers angesehen werden. Im selben
Jahr trat er sowohl der Lehrlingssektion
des Österreichischen Metallarbeiter -
verbands als auch dem KJV bei.

Der Kampf für die wirtschaftlichen
 Interessen der Arbeiterjugend bildete ein
zentrales Tätigkeitsfeld des im Novem-
ber 1918 gegründeten KJV. Das Ein -
treten für die Rechte der Lehrlinge war
ein wesentliches Element jener länger -
fristigen Strategie, die entwickelt werden
musste, nachdem der Kampf für die
 unmittelbare Errichtung einer Diktatur
des Proletariats in Österreich unrealis -
tisch geworden war und die politische
und methodische Ausrichtung von Partei
und Jugendverband den Gegebenheiten
angepasst werden musste.

B
is 1969, als die KPÖ aus dem
Wiener Landtag und Gemeinderat
ausschied, saß Josef Lauscher als

einer von zuletzt zwei kommunistischen
Mandataren im Wiener Rathaus. Im sel-
ben Jahr schied Lauscher im Zuge der
„Parteikrise“ der KPÖ auch aus der Wie-
ner Parteileitung aus. Als Landesobmann
der KPÖ Wien prägte Lauscher nicht nur
die Geschichte der Partei nach 1945 ent-
scheidend mit, auch in der Ersten Repu-
blik und in der Zeit des Austrofaschis-
mus nahm er eine führende Rolle inner-
halb der kommunistischen Bewegung
ein, bevor er im Frühjahr 1938 verhaftet
und in das Konzentrationslager Dachau
eingeliefert wurde. Die siebenjährige
Haft in verschiedenen Lagern endete
1945 mit seiner Flucht. Der erste er -
eignisreiche Lebensabschnitt von Josef
Lauscher – bis 1938 – ist Thema dieses
Beitrags. In der kommenden Ausgabe
werden die Jahre von 1938 bis 1945
 Gegenstand der Betrachtung sein.

Der am 1. Februar 1912 geborene
 Josef wuchs gemeinsam mit seinem um
vier Jahre älteren Bruder Fritz (geboren
am 22. Februar 1908) im Wiener Arbei-
terbezirk Simmering, als Sohn des
Postangestellten Mathias Lauscher und
der Arbeiterin Maria (geb. Pax) auf.1

Beide Brüder erlebten ihre Kindheit und
Jugend vor dem Hintergrund der Folgen
des Ersten Weltkriegs. Sie alle waren,
wie es Fritz Lauscher nannte, „Kinder
des Hungerkrieges“ und von den Auswir-
kungen des revolutionären Aufschwun-
ges nach dem Krieg und den Streikbewe-
gungen in den Betrieben geprägt.2

Der Beitritt von Fritz Lauscher zum
Kommunistischen Jugendverband (KJV)
im Jahr 1922 war Ausgangspunkt für den
politischen Werdegang der Brüder Lau-
scher. Josef berichtet, dass sein älterer
Bruder von kommunistischen Jugend -
lichen, die vor dem Betrieb des 14-jähri-
gen Lehrlings agitierten, für den KJV ge-
worben wurde. Ein Jahr nach dem Bei-
tritt seines Bruders zur kommunistischen
Bewegung schloss sich Josef den Roten
Jungpionieren an. Zentrale Forderungen
der Roten Jungpioniere, die als kommu-
nistischer Gegenentwurf zu den sozial-
demokratischen Kinderfreunden angese-
hen werden können, waren die Abschaf-

Josef Lauscher – eine Jugend in der
kommunistischen Bewegung Österreichs

nikolaus doMes
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prägt durch eine Abschottungspolitik
und die Reglementierung der Freizeit.
Teil des theoretischen Unterrichts zu-
mindest an der ILS war, bis es in den
1930er Jahren abgeschafft wurde, ein be-
gleitendes Studium der russischen Spra-
che. Die sprachlichen Fähigkeiten, die
sich Josef Lauscher bei seinen Aufent-
halten in Moskau aneignete, sollten spä-
ter während seiner KZ-Haft von Bedeu-
tung sein, als es darum ging, mit sowje -
tischen Kriegsgefangenen Kontakt auf-
zunehmen. Nach seiner Rückkehr aus
Moskau wurde er 1930 mit der Leitung
des Wiener KJV beauftragt.

Illegalität und Neuausrichtung

Offiziell hieß der KJV in dieser Zeit
„Verband der Proletarierjugend Öster-
reichs“ und war laut seinen Statuten kein
politischer Verein. Längere Zeit von den
Behörden wenig beachtet, rückte der
KJV erst Anfang der 1930er Jahre, als
die Auseinandersetzungen mit der Exe-
kutive zunahmen, in deren Fokus. Die
Ermittlungen und Repressionen gegen
den Verband sind im  Zusammenhang
mit der insgesamt verstärkten Verfol-
gung der KommunistInnen in ganz
Österreich zu sehen. Am 23. September
1931 wurde der Verband aufgrund der
festgestellten politischen Betätigung per
Bescheid behördlich aufgelöst.11 In der
Folge hielt er sich durch Neugründungen
unter immer neuen Namen am Leben.

Vor dem Hintergrund der Weltwirt-
schaftskrise nahm die KPÖ eine Neuori-
entierung vor, die als „Hinwendung zur
Massenarbeit“ umschrieben wurde.
Auch die Brüder Lauscher wurden zur
Agitation in die Bundesländer geschickt.
Josef Lauscher sprach etwa in einem
Salzburger Gasthof vor rund 300 Teil-
nehmern, größtenteils Arbeitslose. In
 einem Zeitungsbericht wird die damalige
Konkurrenz zur Sozialdemokratie deut-
lich: „Referent war ein gewisser Josef
Lauscher aus  Wien. Das Referat bewegte
sich im Rahmen der von der Zentrallei-
tung in Wien ausgegeben Weisungen,
forderte statt  ruhiger Entwicklung
Kampf und Diktatur statt der Demokra-
tie, richtete sich hauptsächlich gegen die
Sozialdemokraten und rief auch parteilo-
se Bauern zum Anschlusse an die kom-
munistische Partei auf.“12 Lauscher
gehörte der KPÖ seit 1928 als Mitglied
an und war im Rat der Roten Gewerk-
schaftsopposition (RGO) aktiv, wo er die
Jugendabteilung leitete: „1932 wurde
mir die Leitung der Gewerkschaft und
der RGO-Jugend übertragen. In dieser
Funktion nahm ich im Sommer 1933 an

einer Tagung der Gewerkschaftsjugend
der RGI in Moskau teil.“13

Mit Beginn der 1930er Jahre und vor
dem Hintergrund der wirtschaftlichen
wie politischen Krisen gab es zwischen
dem KJV und den sozialistischen Jugend -
organisationen, zumindest in Wien, ver-
stärkt direkte Kontakte. Dieser Wandel
ging mit Änderungen in den Leitungen
der Organisationen einher. In der
 Sozialistischen Arbeiterjugend (SAJ) tra-
ten anstelle der älteren Kader jüngere
und politisch aktivere Charaktere, darun-
ter etwa Ernst Papanek, Roman Felleis
und Bruno Kreisky.14 Im KJV gehörten
Josef und Fritz Lauscher zu den jungen
Funktionären, die nun die Politik des
 Jugendverbands zu bestimmen begannen.

Der Kontakt zur SAJ sowie zu
Wehrsportlern und Funktionären der Roten
Falken bildete nach dem Verbot des KJV
und dessen darauffolgendem Agieren in
der „Halblegalität“ einen wichtigen Be-
standteil seiner Organisations arbeit. Er
stellte auch ein zentrales und für die fol-
gende Zeit prägendes Element in der po-
litischen Tätigkeit Josef Lauschers dar:
„Wir hatten uns damals völlig darauf
eingestellt, den persönlichen Kontakt zu
der SAJ, den Wehrsportlern und den Ro-
ten Falken-Führern herzustellen. Wir
gingen immer wieder zu ihren Gruppen-
abenden und verwickelten sie vorher und
nachher in Diskussionen, wir gingen
auch zu den großen Versammlungen der
SDAP […].“15 Diese Versammlungen
der SDAP boten Josef Lauscher die Ge-
legenheit, das Wort zu ergreifen und es,
wie er berichtet, gegen anwesende sozial-
demokratische Größen wie Otto Bauer
oder Julius Deutsch zu richten. Die Kon-
sequenz war, dass die jungen Kommunis -
ten von Schutzbündlern und Wehrsport-
lern „an die Luft“ gesetzt wurden. Aller-
dings führten solche Aktionen zu einem
gewissen Bekanntheitsgrad unter den
 sozialdemokratischen Jugendlichen. Es
entstanden dadurch in weiterer Folge
persönliche Kontakte zwischen den
Funktionären von KJV und SAJ,
Wehrsportlern und Roten Falken, die in
der sich zuspitzenden politischen Lage
an Bedeutung gewannen und auch zu ge-
meinsamen Aktionen führten.16

1934: neue Kräfteverhältnisse

Eine grundlegende Zäsur bildeten die
Februarkämpfe des Jahres 1934. Auch
Kommunisten waren an den Kämpfen
führend beteiligt, wenn auch in entspre-
chend geringerer Zahl. Eine organisierte
Beteiligung des KJV kann wohl ausge-
schlossen werden, dennoch schlossen

sich einzelne KJVler den Kämpfen an,
etwa auch Josef Lauscher. Zu dieser Zeit
Obmann des Wiener KJV, berichtet er
davon, wie er sich am Abend des 12. Fe-
bruar mit Funktionären des Wehrsports
und der Roten Falken im 10. Bezirk traf,
mit dem Vorhaben sich „in die Kämpfe
des Schutzbundes einzuschalten“: „Mit
Fahrrad im Finstern schon bei Nacht zum
Geiselberg gefahren, wo Barrikaden
 errichtet waren und wo ich aufgehalten
wurde von Genossen vom Schutzbund
und Wehrsport bei der Schokoladen -
fabrik Viktor Schmidt. Bin bei ihnen ge-
blieben, aber noch vor Mitternacht kam
die Weisung, den Kampf abzubrechen.
Große Enttäuschung. Wir haben uns dann
in die Krankenkasse-Häuser zurück -
gezogen, wurden dort beschossen und
 mussten nach 2 Tagen uns ergeben.“17

Der Februaraufstand hatte das Ende
der Sozialdemokratie als Partei und das
Verbot all ihrer Organisationen zur Fol-
ge. Dies führte zur „Sammlung der zum
aktiven antifaschistischen Kampf berei-
ten Kräfte in illegalen Organisationen“.18

Parallel zu dieser Entwicklung auf der
Parteienebene, wo sich tausende Mitglie-
der der SDAP, größtenteils Schutzbünd-
ler, der seit dem Mai 1933 in der Illega-
lität operierenden KPÖ anschlossen,
vollzog sich auch die Abwanderungsbe-
wegung von SAJ-Mitgliedern Richtung
KJV. Damit wuchs der KJV aus einer
kleinen, vergleichsweise unbedeutenden
Organisation zu  einer einflussreichen
Kraft. Lauscher nennt einen Stand von
4.000 Mitgliedern in Wien für die Jahre
1935/36, was etwa einer Verzehn fachung
des Stands von 1933 entsprach.19 Neben
dem KJV entstand als Auffangbecken für
ehemalige SAJler die Revolutionäre
 Sozialistische Jugend (RSJ).

Die Umstellung auf die Illegalität
machte eine Änderung des Organisations-
aufbaus notwendig. Es wurde nun ein Zel-
lensystem etabliert, wobei eine Zelle aus
drei bis fünf Personen bestand, die sich
oft nur mit Decknamen kannten.20 Bruno
Dubber und Josef Lauscher, beide in
führender Position im KJV tätig, hielten
eine strenge Autonomie des Verbands
während der Illegalität für ungünstig.
Demgemäß wurden die organisatorischen
Grenzen zwischen Partei und Jugend -
verband nicht scharf gezogen und es kam
„in vielen Fragen über Organisation und
Aktion zu Überschneidungen“, wie der
Historiker Walter Göhring analysiert.21

Einheitsfront

In der durch Aktionismus und Radika-
lität geprägten Nachfebruarphase, die
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 eine „starke Tendenz zur Zusammenar-
beit“ förderte,22 standen auch die Jugen-
dorganisation, RSJ und KJV, auf der
gleichen ideologischen Basis. Es kam zu
gemeinsamen Aktionen, auch in über -
parteilichen Organisationen, wo der KJV
seinen Einfluss ausbauen konnte und
Druck auf die RSJ-Führung in der Frage
der Bildung einer Einheitsorganisation
ausübte. Diese Entwicklung fand unter
sich gewandelten Stärkeverhältnissen
statt. Der KJV stellte zu dieser Zeit die
einflussreichere Kraft dar, dazu kam,
dass die Eingliederung der RSJ als
 Jugendorganisation der Revolutionären
Sozialisten (RS) noch nicht entschieden
war. Geleitet wurde die sozialistische
 Jugendorganisation von Roman Felleis
und Bruno Kreisky.

Zu Weihnachten 1934 kam es im Rah-
men der ersten Konferenz der RSJ, die in
einem Bauerngut am Lahnsattel, an der
niederösterreichisch-steirischen Grenze,
abhalten wurde, zu einem Treffen zwi-
schen den Spitzen der sozialistischen
 Jugendbewegung und des KJV. Im Zen-
trum standen Gespräche über die Form
der weiteren Zusammenarbeit. Über die-
ses Zusammentreffen berichtet Bruno
Kreisky: „Wir standen unter dem Druck
von links, so dass wir auch den kommu-
nistischen Jugendfunktionären die Gele-

genheit geben mussten,
dort ihre Sache zu ver-
treten. Sie hatten uns die
Vereinigung beider Ju-
gendorganisationen vor-
geschlagen. Wir erklär-
ten uns bereit, alle an-
zuhören und dann abzu-
stimmen: Soll die Sozia-
listische Jugend, die
RSJ, ihre eigene Organi-
sation entwickeln, oder
soll sie sich mit der
Kommunistischen Ju-
gend zusammensch-
ließen und damit zur
Kommunistischen Ju-
gendinternationale ge-
hen? / Wir trafen uns am
Westbahnhof und fuhren
mit einem gemieteten
Bus auf den Lahnsattel.
Von uns waren ungefähr
achtzig Leute da. [...]
Später tauchten führende
Kommunisten auf, unter
ihnen die als Brüder
Lauscher bekannten,
nicht unsympathischen
Funktionäre.“23

Die Zusammenkunft
am Lahnsattel bildete den Höhepunkt
des Dialogs zwischen KJV und RSJ. Sie
stellte gleichsam den letzten (erfolg -
losen) Versuch des KJV dar, eine Ein-
heitsorganisation mit der RSJ zu bilden.
Stattdessen wurde vom KJV in weiterer
Folge die Taktik der „Einheitsfront von
unten“ verfolgt, „auf lokaler Ebene oder
mit Teilen von Gebietsleitungen den
Kontakt aufzunehmen und so Gruppen,
die mit der RSJ nicht einverstanden
 waren, aufzufangen.“24

Volksfront

Aufgrund der in hohem Maße von Ver-
haftungen betroffenen Leitung des KJV,
aber auch wegen der Entsendungen von
Funktionären nach Moskau, ist die ge-
naue Zusammensetzung der engeren
Verbandsführung schwer festzulegen.
Josef Lauscher zählte jedenfalls zu den
zentralen Personen der KJV-Leitung
nach 1934.25 Er wurde am 12. Parteitag
der KPÖ, der im September 1934 in Prag
stattfand, ins Zentralkomitee der Partei
gewählt und im Frühjahr 1935 vom ZK
als Sekretär des Jugendverbands einge-
setzt. Laut dem späteren Justizminister
Christian Broda bestand die Leitung des
KJV von 1934 bis 1936 aus Hermann
Köhler, Leo Gabler, Josef Lauscher und
ihm selbst.26 Am 3. Juli 1935 wurde Jo-

sef Lauscher verhaftet, während einer
„illegalen Sitzung in einer Wohnung im
X. Bez[irk]. Der Vorwand der Suche war
einen Fahrraddieb zu finden, in Wahrheit
war es eine Denunziation.“27 Nach drei
Monaten, die Lauscher in Polizeihaft ver-
brachte, erfolgte am 10. Oktober seine
Entlassung. Im darauffolgenden Monat
wurde er als Vertreter des KJV Öster-
reich zur Kommunistischen Jugend -
internationale nach Moskau entsandt. Er
kam nach dem IV. Weltkongress der KJI,
der im September und Oktober 1935 – im
Anschluss an den VII. Weltkongress der
Kommunistischen Internationale – abge-
halten wurde, in die sowjetische Haupt-
stadt.28 Danach arbeitete er ein Jahr als
Vertreter des KJV in der KJI in Moskau.

Der Weltkongress brachte eine völlige
Neuausrichtung in der Politik der kom-
munistischen Bewegung. Im Fokus stand
eine neue Bündnispolitik im Kampf ge-
gen den Faschismus. Unter der Losung
der „antifaschistischen Volksfront“ soll-
ten sich „alle demokratischen, antifaschi-
stischen Volksteile zur Verteidigung der
Demokratie bzw. zum Sturz des Faschis-
mus vereinen“.29 Diese Volksfronttaktik
wurde von den RS abgelehnt, und auch
innerhalb von KPÖ und KJV gab es er-
hebliche Kritik. Im KJV bildete sich im
Herbst 1936 eine oppositionelle Gruppe
um Christian Broda, Karl R. Stadler und
Eduard Rabofsky, die sich nach ihrem
Organ „Ziel und Weg“ (in Anlehnung an
das KPÖ-Organ Weg und Ziel) benannte.
Mehrere Monate lang blieb die Führung
der Gruppe der KJV-Leitung unbekannt.
In jener Zeit, in der sich die „Ziel und
Weg“-Gruppe gebildet hatte, arbeitete
Lauscher – im November 1936 von sei-
nem Moskau-Aufenthalt zurückgekehrt –
gemeinsam mit Bruno Dubber als zweiter
Jugendsekretär. Die „Ent larvung“ der
fraktionellen Gruppe im März 1937 hatte
auch Konsequenzen für Lauscher: „We-
gen ungenügender Wachsamkeit im
Kampfe gegen die Fraktionisten wurden
Gen. Walter [Bruno Dubber, Anm.] und
ich im Frühjahr 1937 durch das Partei ZK
von der Jugendarbeit abberufen.“30

 Damit endete Lauschers Tätigkeit im
KJV. Er wurde in weiterer Folge in der
Wiener Parteiorganisation als Kreis -
sekretär für Wien-West eingesetzt.

Vor dem „Anschluss“

Im 16. Bezirk, in der Fröbelgasse 36,
befand sich Lauschers illegales Quartier.
Einen wichtigen Bestandteil der illegalen
Tätigkeit bildete die Propagandaarbeit,
vor allem mit Hilfe schriftlicher Agita -
tionsmittel. Der so genannte „Litappa-

Josef Lauscher als Obmann der KPÖ Wien im Juni 1945
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rat“, der abgetrennt vom Parteiapparat
agierte, „um durch etwaige Verbindun-
gen nicht die Aufdeckung der ganzen
Organisation zu begünstigen“,31 über-
nahm die Verbreitung der illegalen Pres-
seerzeugnisse. Die Produktion erfolgte in
Wohnungen, Gartenhäuschen oder Bau-
ernhöfen. Aufgrund seiner konspirativen
Arbeit stets bedroht, wurde Lauscher im
Jänner 1938 in seiner Wohnung in der
Fröbelgasse verhaftet. In einem Bericht
der Generaldirektion für die öffentliche
Sicherheit ist zu lesen: „Lauscher, wel-
cher die Parteischule in Moskau besucht
hatte, war längere Zeit hindurch der poli-
tische Leiter des Kommunistischen
 Jugendverbandes Österreichs und wurde
bereits mehrmals wegen verbotswidriger
kommunistischer Betätigung polizeilich
bestraft. In letzter Zeit leitete er die Krei-
se 4 (XIV., XV. und XVI. Bezirk) und 7
(III. und XI. Bezirk)“.32

Zur gleichen Zeit wurde Lauschers
 Lebensgefährtin und spätere Ehefrau, die
damals 24-jährige Berta Grubhofer, ge-
meinsam mit ihren Geschwistern sowie
ihrer Mutter in deren Wohnung im
15. Bezirk, wo sich auch eine illegale
Druckerei befunden hat, wegen kommu-
nistischer Betätigung verhaftet.33 „Sie
unterstützte Lauscher bei der Aus übung
seiner illegalen Tätigkeit […]“, war in
einem Polizeibericht zu lesen. Die in der
Wohnung gefundenen Materialien von
Josef Lauscher belegen die im Rahmen
der Volksfrontstrategie verfolgte Taktik
des „Trojanisches Pferds“: „Aus seinen
Aufzeichnungen geht hervor, dass sei-
tens des Kommunistischen Jugend -
verbandes eine intensive Tätigkeit in den
legalen Jugendorganisationen, insbeson-
dere auch in den Mädchenorganisatio-
nen, vor allem in verschiedenen Organi-
sationen der Katholischen Aktion und im
Verband christlicher Hausgehilfinnen,
geplant ist.“34

Josef Lauscher wurde ins Polizeikom-
missariat Ottakring gebracht, wo er vom
berüchtigten Kommissär Dr. Josef Auin-
ger „vernommen“ wurde: „Prügel mit
Holzscheiten, blutig geschlagen, Haare
ausgerissen“, wie es Lauscher selbst zu-
sammenfasst. Vom Polizeikommissariat
kam er in das Polizeigefangenenhaus an
der Rossauer Lände. Nach zwei Mona-
ten, am 19. Februar 1938, wurde Lau-
scher im Zuge der Amnestie, die infolge
des Berchtesgadener Abkommens be-
schlossen wurde, entlassen. In den letz-
ten Stunden vor dem „Anschluss“ befand
sich Lauscher bei einer Versammlung
mit Vertretern der Sozialen Arbeiter -
gemeinschaft (SAG) und der Vaterländi-

schen Front „zur Sammlung aller Anti-
Hitlerkräfte, für die Verteidigung der
Unabhängigkeit“.35 KommunistInnen,
RS und die illegalen Freien Gewerk-
schaften forderten, trotz fehlender Zuge-
ständnisse seitens der Regierung, die Ar-
beiter auf, bei der Volksbefragung mit
„Ja“ zu stimmen. Die Versammlung am
11. März dauerte bis in den Abend,
„doch ‚die Öffnung nach links‘ kam zu
spät, die Kapitulation Schuschniggs
überholte sie“.36 Josef Lauscher berich-
tet, wie das Zusammentreffen durch die
Radioansprache Kurt Schuschniggs, in
der er seinen Rücktritt bekanntgab,
 unterbrochen wurde.

Zwei Tage nach dem „Anschluss“, am
Morgen des 14. März 1938, wurde Josef
Lauscher gemeinsam mit seinem Bruder
Fritz in seiner Wohnung verhaftet. Im
Mai wurden beide in das Konzentra -
tionslager Dachau deportiert. Erst nach
fast sieben Jahren KZ-Haft sollten beide
die Freiheit wiedererlangen.
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Im Oktober erscheint im Promedia Ver-
lag Karl Wimmlers Buch „Kein Spiel.
Als österreichischer Linker in den
1970er-Jahren“. Wimmler, politischer
Aktivist in Graz vor allem in den 1970er
Jahren, wirft darin den kritischen Blick
eines Zeitzeugen auf die Epoche, um
wichtige Parameter der politischen Lin-
ken begreiflich und für die Gegenwart
nutzbar zu machen. Er erzählt vom Auf-
wachsen in einer postnazistisch gepräg-
ten Provinz, seiner politischen Soziali-
sierung in Graz und den Aktivitäten der
(radikalen) Linken im „roten Jahr-
zehnt“. Er erinnert sich an wichtige kul-
turelle Aushängeschilder, einflussreiche
Medien und politische und künstlerische
Ikonen wie Heinrich Böll, Ulrike Mein-
hof, Wolfgang Bauer, Peter Handke, An-
gela Davis oder das Magazin „konkret“.
Selbstkritisch beleuchtet er das Verhält-
nis zu „Revolution“, „Partei“ und linker
Vergötzung der Lohnarbeit und
 beschreibt den langen Niedergang der
Linken bis in die Gegenwart. Der Titel
„Kein Spiel“ bezieht sich auf einen im
letzten Abschnitt des Buches thematisier-
ten Hinweis von Walter Benjamin, der
sich zum bekanntesten österreichischen
Außenminister aus Monarchie-Zeiten,
Klemens Wenzel Lothar von Metternich,
äußerte, dieser habe „das Leben am
liebsten mit dem Spiel verglichen“. Als
Vorabdruck folgt hier ein Ausschnitt aus
der Mitte des Buches. (Die Zwischentitel
wurden von der Redaktion eingefügt.)

I
hr seid ja alle Dogmatiker“, lautete
 einer der häufigsten Vorwürfe gegen -
über den meisten damaligen Linken,

den auch ich mir immer wieder anhören
musste und der auch nach den 1970er
Jahren epidemisch den Linken nachge -
rufen wurde. Diese Kritik lag schon
 allein deshalb für manche auf der Hand,
weil die Sprache der Linken häufig nicht
nur sehr theoretisch klang, sondern auch
aus viel marxistischer Theorie oder von
Marx, Engels und Lenin übernommenen
Sprachformeln bestand, die über eine
wenig untersuchte Realität gestülpt wur-
den. Manche Kritikerinnen und Kritiker,
wovon lediglich wenige, in der Regel aus
dem links-christlichen Lager, Aufrichtig-
keit für sich in Anspruch nehmen konn-
ten, hielten den Linken das Kopieren

ausländischer Vorbilder oder den fehlen-
den Bezug zur österreichischen Wirk-
lichkeit vor, was zweifelsohne nicht all-
zu weit hergeholt war. Gerne wird dabei
aber übersehen, dass die Gründe dafür
hauptsächlich in einer umfangreichen
Vernichtung der sozialistischen und
kommunistischen Linken sowohl perso-
nell, als auch im Hinblick auf das geisti-
ge Niveau durch Faschismus und Natio-
nalsozialismus, zu einem bei weitem ge-
ringeren Teil durch den Stalinismus, zu
suchen waren. Nicht zufällig hatte sich
für einige Jahre der Begriff „Neue Lin-
ke“ etabliert, zumal die alte als Linke
kaum mehr erkennbar war. Die KPÖ re-
präsentierte eine auch im biologischen
Sinn alte Partei, nicht zuletzt durch ihren
enormen Aderlass im Kampf gegen den
Nationalsozialismus. Mit der jahrelangen
Verdammung Titos, der sowjetischen
 Militärintervention in Ungarn 1956 und
schließlich dem Einmarsch der Sowjet-
union und ihrer Verbündeten in die
Tschechoslowakei im Jahr 1968 war ihr
zusätzlich ein erheblicher Teil ihres nicht
zuletzt auch intellektuellen Personals
weggebrochen. In anderer Weise hatte
sich die SPÖ nach 1945 – ebenfalls intel-
lektuell, insbesondere von Linken, redu-
ziert – als hauptsächlich restaurative
Kraft der westlichen Seite des Kalten
Krieges etabliert, die erst mit der Kanz-
lerschaft Kreiskys wieder über die
 Parteigrenzen hinaus merkbar soziale
Themen in den Vordergrund rückte.

Marxistische Literatur

Die von außen als „Neue Linke“ be-
zeichneten Gruppierungen und Einzel-
personen mussten sich zunächst vor lau-
ter westlicher Pressefreiheit erst mühsam
zusammenklauben, was an grundlegen-
den Texten des Sozialismus und Kom-
munismus zwar in den 1920er und
1930er Jahren verfügbar, nun aber ver-
schwunden oder marginalisiert war. Die
Schulen fungierten über weite Strecken
als katholisch dominierte Konformitäts-
anstalten, und über die Universitäten ur-
teilte der nicht gerade als extremer Lin-
ker verschriene österreichische Philo-
soph Ernst Topitsch, sie seien „Enklaven
des Salazar-Regimes in Mitteleuropa“,
jenes portugiesischen Regimes, dessen
faschistische Herrschaft erst durch die

„Nelkenrevolution“ des Jahres 1974 be-
endet wurde. Für Marx, Engels und
 Lenin pilgerte man üblicherweise in die
 allerdings nur in einigen Landeshaupt-
städten existierenden KP-eigenen Buch-
handlungen, in denen wissenschaftlich
einwandfreie Ausgaben aus der DDR ge-
führt wurden oder bestellt werden konn-
ten. (Später lieferte auch der Verlag für
fremdsprachige Literatur Peking einige
spottbillige Taschenbuchausgaben.)

Oder, was einem heute wie eine Erzäh-
lung von einem anderen Stern erscheinen
mag, ich fuhr wie viele andere, die „in
den Bundesländern“ oder „in den Län-
dern“ zuhause waren, nach Wien, um in
der Buchhandlung von Brigitte Herr-
mann in der Grünangergasse hinter dem
Stephansdom sozialistische und kommu-
nistische Schriften aufzustöbern, die man
sonst nirgends im ganzen Land finden
konnte – von Faksimile-Reproduktionen
aus der Zwischenkriegszeit bis zu Publi-
kationen linker politischer Kleinst -
verlage aus der BRD. Praktisch sämt -
liche Debatten früherer Jahrzehnte, die
der Anwendung, Kritik oder Weiterent-
wicklung der marxistischen Theorie gal-
ten, waren unterbrochen oder Geheim-
wissen. Die untergegangenen Schriften
aus den 1930er Jahren von Walter Ben -
jamin, Karl Korsch und August Witt -
fogel, aber auch von innerparteilichen
oder parteinahen Auseinandersetzungen,
erschienen erst wieder nach und nach in
einer dafür ziemlich eng gewordenen
 Öffentlichkeit der 1970er Jahre, aber
eben nicht als aktuelle Debattenbeiträge,
sondern als historische Belege für ein
spezielles Publikum; Max Horkheimers
und Theodor Adornos „Dialektik der
Aufklärung“ aus dem Jahr 1944 ein
Vierteljahrhundert später.

Manche bedeutsame Schriften wurden
erst durch die Initiative Einzelner als
 illegale Raubdrucke reproduziert und
 publiziert, etwa in Amsterdam, Schriften
Wilhelm Reichs beispielsweise, aber
auch literarische Werke, die sich heute
noch in meiner Bibliothek finden wie
Romane von Ernst Ottwalt oder Sergej
Tretjakow. Ich entdeckte also zunächst
Marx und Engels mit einigen Gleich -
gesinnten mühsam vom „Kommunisti-
schen Manifest“ angefangen, über
„Lohn, Preis und Profit“, „Der Bürger-

Suchen und Irren im roten Jahrzehnt
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krieg in Frankreich“, schließlich „Die
Dialektik der Natur“ oder den „Anti-
Dühring“ von Engels und scheiterte
beim ersten Anlauf von „Das Kapital“.
Von Lenin folgte dann nach einigen klei-
neren Schriften zunächst seine umfang-
reiche Schrift über den Imperialismus
und „Was tun?“, womit ich dann wissen
sollte, was zu tun sei.

Nicht viel anders verhielt es sich mit
der Literatur. Meine erste Ausgabe von
Gedichten Erich Mühsams, dieses bereits
1934 56-jährig von den Nazis umge-
brachten Münchner Räterepublikaners
und antimilitaristischen, freigeistig-kom-
munistischen Schriftstellers, erwarb ich
antiquarisch in der „Volksbuchhand-
lung“ der KPÖ, eine Ausgabe aus dem
Jahr 1960 vom Verlag für fremdsprachi-
ge Literatur Moskau, mit einem Vorwort
in russischer Sprache, das dafür mitten
im kyrillischen Buchstabensalat den
schönen deutschen Vers bereithält: „Das
Vaterland, das Vaterland ist Republik /
Und ‚Deutschland über alles‘ bläst die
Blechmusik.“ Erst Ende der 1970er Jahre
bemüßigten sich dann westdeutsche Ver-
lage, ihren neu entdeckten Antinazismus
literarisch zur Schau zu stellen und
druckten Mühsam, weil durch das ge -
stiegene Interesse Profit winkte.

In ähnlicher Weise hätte ich weder im
normalen Buchhandel und schon gar
nicht in der außerhalb der Landeshaupt-
städte weit verbreiteten Buchgemein-
schaft Donauland erfahren, dass es einen
Roman von Anna Seghers über die öster-
reichischen Februarkämpfe des Jahres
1934 gab: „Der Weg durch den Februar“.
Und selbst als die US-Verfilmung ihres
 Romans „Das siebte Kreuz“ aus dem
Jahr 1944 mit Spencer Tracy in der
Hauptrolle, die hierzulande wie in West-
deutschland nie in die Kinos kam, in den
1970er Jahren im Fernsehen gezeigt
wurde, fand ich das Buch nur in  einer
KPÖ-Buchhandlung, gedruckt in der
DDR. Jura Soyfer, Theodor Kramer,
Franz Kain, Susanne Wantoch, Eva
Aschner, Karl Wiesinger, Richard Zach
und unzählige andere linke Autorinnen
und Autoren kannte niemand, vulgo: we-
nige Spezialisten oder Spezialistinnen.
Und viele andere Schriftsteller wurden
erst Jahrzehnte später wiederentdeckt.
Gar nicht zu reden davon, dass selbst
Bertolt Brecht nicht nur auf den Theater-
bühnen des Landes bis in die 1960er Jah-
re boykottiert worden war. Sogar von der
ersten Aufführung der „Dreigroschen -
oper“ in Graz behauptete die steirische
SPÖ-Zeitung Neue Zeit wahrheitswidrig,
es habe sich um eine „beispiellose Pleite“
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nung davon hatte, worin der sozialdemo-
kratische Austromarxismus bestand. Es
waren hauptsächlich aus der Neuen Lin-
ken hervorgegangenen Gruppierungen
oder Einzelpersonen, die darauf wieder
aufmerksam machten. Die Quellen dafür
waren nicht ohne weiteres zu finden, und
 sowohl die Sozialdemokraten, als auch
die Kommunisten wachten mit Argus -
augen über ihre Parteierzählung.

Die Realität 
der Sozialdemokratie

Ich wiederum fühlte mich mit anderen
dazu berufen, das soeben in der Vergan-
genheit und der neokolonialen Welt neu
Entdeckte umgehend in der eigenen
Hochschulzeitung und den Betriebsflug-
blättern umsetzen zu müssen. So hatte,
abgesehen von allen theoretischen Ab-
handlungen, auch meine Geringschät-
zung und Verachtung der damaligen
 Sozialdemokratie gute Gründe. Diese
fanden sich nicht nur in Jura Soyfers
wiederentdecktem und endlich publizier-
ten Romanfragment aus den Neunzehn-
dreißigerjahren, „So starb eine Partei“,
überzeugend bestätigt, sondern später
auch beispielsweise von der 1968 gebo-
renen Wienerin Andrea Wenig, die sich
an Folgendes sehr genau erinnerte. Am
23. Juni 1974, einem Sonntag, sei sie mit
ihrer Mutter allein zu Hause gewesen, in
einer Zimmer-Küche-Kabinett-Wohnung
in Wien, ohne Bad und mit WC am
Gang. „Zwei Zigarettenlängen“ habe
 ihre Mutter „vor dem Spiegel des
Waschbeckens in der Küche“ ihre Haare
toupiert, frisiert, mit Taft besprüht,
während sie selbst ihre Puppe frisierte.
„Nach vollendeter Haarpracht legte Mut-
ter farbenfrohes Make-up auf, dann zog
sie ihre Strümpfe an, eine weiße Bluse
und ein Kostüm in dunklem Blau. Sie
sah sehr elegant und schön aus. Sie trug
dazu eine braune Lederhandtasche mit
kurzem Trageriemen, braune Lederschu-
he spitz zugeschnitten und mit hohen
dünnen Absätzen. Ich selbst trug mein
neues weißes Sommerkleidchen, weiße
Spitzenstutzen und neue Sandalen.“
Kurz vor Ablauf seiner zweiten Amts -
periode war der Bundespräsident ver-
storben, der Sozialdemokrat, gelernte
Schriftsetzer und leidenschaftliche Espe-
rantist Franz Jonas, weshalb die Wahl
 eines neuen Präsidenten erforderlich
war. Im nahe gelegenen Schulgebäude
befand sich das Wahllokal. Andreas
 Vater konnte beim gemeinsamen Gang
zur Wahl nicht dabei sein, da er in der
Wahlkommission des Bezirks tätig war.
„Du, Mama? Was ist Wahl?“, fragte

gehandelt, zumal „(heute) diese sozial -
kritische Anklage relativ ins Leere“ ziele.

Bruchstückhafte Theorierekon-
struktion und stolpernde Praxis

Sowohl durch die „Marxistische Stu-
dentenorganisation“ auf Hochschul -
boden und den „Kommunistischen
Bund“ außerhalb – bei beiden war ich
Mitglied –, als auch durch die meisten
anderen Linken blieben die politischen
Auseinandersetzungen im Land vor lau-
ter Theorieaneignung und Blick auf die
ganze Welt unterbelichtet. Oder aber es
geriet jede Kleinigkeit, jede politische
Auseinandersetzung mit Wirkung auf die
Werktätigen, jeder kleine Streik im sozi-
alpartnerschaftlich streiklosen Land zum
dramatischen „Kampf“, gefühlt nahezu
als kleine Vorstufe zur Revolution. Das
Bedeutsame wurde manchmal spät er-
kannt und vom weniger Wichtigen über-
lagert. So gehörte zwar eine die Gleich-
berechtigung der Frauen thematisierende
dort und da aufgestellte und wiederholte
Forderung nach gleichem Lohn für glei-
che Arbeit und gleichen Rechten für bei-
de Geschlechter selbstverständlich zur
kontinuierlichen Propaganda, aber die
konkreten Auseinandersetzungen über
Familienrechtsreform und Entkriminali-
sierung der Abtreibung wurden fast ver-
schlafen, um dies später durch radikali-
sierende Forderungsübertreibung noch
zu überspielen. Dazu kam eine oberfläch-
liche Beurteilung der österreichischen
Sozialdemokratie, die einfach die west-
deutschen Analysen über die dortige SPD
kopierte oder den kommunistischen Blick
aus den Neunzehnzwanzigerjahren auf
die Sozialdemokratie im allgemeinen
umstandslos auf die SPÖ projizierte. Eine
linke Politik, die die Eigenheiten und die
besondere Geschichte und Stellung der
österreichischen Sozialdemokratie igno-
rierte, konnte auf Dauer nicht gut gehen.

Aber ebenso wenig zukunftsweisend
erwies sich das schamhafte Verschwei-
gen der eigenen sozialistischen Vergan-
genheit durch die Sozialdemokratie. So
blieb beispielsweise der gegen die
Parteiführung vom Zaun gebrochene
 Februaraufstand des Schutzbunds im
Jahr 1934 in der SPÖ zwar für lange Zeit
ein Stachel gegen eine bewusstlose Ver-
trauensseligkeit gegenüber dem industri-
ellen Bürgertum und dem Kapitalismus.
Zugleich aber wurde die Erinnerung an
diese Februarkämpfe auf eine innerpar-
teiliche Folklore reduziert, bis fast nie-
mand mehr wissen wollte, dass es so
 etwas wie Austrofaschismus gegeben
hatte – und kaum noch jemand eine Ah-
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heit der Sozialdemokratie nicht ausreich-
te: „Dem Gründer des deutsch-öster-
reichischen Bündnisses BIS MARCK
weihten an seinem 100. Geburtstag im
Kriegsjahr 1915 die deutschvölkischen
Vereine in Liezen diesen Stein.“ Die Re-
miniszenz an die „deutschvölkischen
Vereine“ – Kriegstreiber, Völker-
schlachtbefürworter und Anti semiten –
hält sich ungebrochen bis heute. Damit
nicht genug. Im Jahr 2009 feierte die Ma-
schinenfabrik Liezen ihr 70-jähriges Be-
stehen, die in meiner Kindheit immer
„das Werk“ genannt wurde, dann „die
VÖEST“, später nie Noricum, obwohl
die so bezeichneten Kanonen dort produ-
ziert wurden, nach dem Konkurs mit re-
duziertem Personal und anderen Eigentü-
mern immer noch ein bedeutender Be-
trieb des Ortes. Das Feiern der Gründung
eines Rüstungsbetriebs zur Unterstützung
der Kriegsführung des „Großdeutschen
Reichs“ ein Jahr nach dem „Anschluss“
im März 1938 löste meines Wissens bei
kaum jemandem besonderes Befremden
aus. Die Festschrift der Firma verklärte
die Rolle des Betriebsgründers, Eigentü-
mers und NS-Wehr wirtschaftsführers
Schmid-Schmids felden; vor allem aber
publizierte die  Gemeindezeitung unter
dem Titel „Grüße aus Liezen für Josef
Stalin“ ein Foto, das hämisch grinsende
Soldaten der Deutschen Wehrmacht im
Jahr 1942 zeigt, die die zehntausendste
im Werk produzierte Granate umringen,
mit der eingravierten Aufschrift: „An
 Josef Stalin – Gruß aus Liezen“. Kom-
mentiert wurde das Foto unter anderem
mit dem Satz: „Waren die Arbeiter mit
Begeisterung bei der Sache oder war es
nur das Werk eines Spaßvogels?“

Andrea ihre Mutter. „Das sind das Recht
und die Pflicht der Bürger zur Mit -
bestimmung. Heute wähle ich den Präsi-
denten. Jeder im Land muss heute
wählen gehen. Es gibt bei der Präsiden-
tenwahl Wahlpflicht. Sonst holt  einen
die Polizei.“ Andrea konnte sich nicht
vorstellen, was eine Wahl ist, „aber ich
war sicher, wenn es eine Wahlkommissi-
on gibt, an der Vater frühmorgens in
 Anzug und Krawatte mitarbeitet und
Mutter ihr schönstes Kostüm anzieht und
sich aufputzt wie fürs Theater, dann
muss es sehr wichtig sein.“

Diese Geschichte fand ich im Jahr
2019 in der Wiener Zeitung. Andrea
 Wenig erwähnte nirgends ihre Partei -
zugehörigkeit oder die ihrer Eltern, aber
ich zweifelte nie auch nur eine Sekunde
daran, dass die Tochter damit ihre gewis-
senhaften sozial demokratischen Eltern
im noch immer mit 60 Prozent der Stim-
men von der SPÖ dominierten Wien be-
schrieb, die als brave Bürger nicht nur
pflichtbewusst ihren staatsbürgerlichen
Pflichten nachkamen, sondern der Vater
darüber hinaus auch noch aktiv beim
ordnungsgemäßen Funktionieren des
formalen demokratischen Ablaufs mit-
half. Mit einer Polizei, deren Drohung
im Hintergrund der Feierlichkeit des de-
mokratischen Augenblicks Nachdruck
verlieh. Der demokratische Impetus
 eines Handelns im Sinne der Ausgebeu-
teten und Unterdrückten hatte sich von
 allem sozialen Inhalt entleert und auf
staatsbürgerliche Formalismen reduziert.
Und die „Kämpferinnen und Kämpfer
für den Sozialismus“ waren zu staats-
gläubigen Kleinbürgern mutiert. Nur
 wenige Jahrzehnte später scheint mir,
dass sich die auch von der Sozialdemo-
kratie nach 1945 gepflegte Illusion, „wir
alle“ seien „der Staat“, bei vielen An-
gehörigen der unteren Klassen mit Recht
ziemlich verflüchtigt hat, ob ersatzlos ist
fraglich. Stattdessen verblieb eine
Sozial demokratie, die, statt im Sinne
 jener unteren Klassen zu handeln, wie
die anderen Parlamentsparteien nichts
als „das Staatsganze“ im Interesse des
Funktionierens „der Wirtschaft“ und
„des Standorts“ im Blick hat. Oder gar
dieses „Staatsganze“ durch Phrasen über
 „Europa“ ersetzt.

In meinem Kindheitsort prangt bis zum
heutigen Tag am Rathaus, an der der
Hauptstraße zugewandten Gebäudeseite,
nicht weit vom Eingang entfernt eine
 immer gesäuberte Tafel, die geräuschlos
zu entfernen oder wenigstens im Stadt -
archiv zu deponieren mehr als ein halbes
Jahrhundert absolute Gemeinderatsmehr-

Die Waffenproduktion für den Aggres-
sionskrieg gegen die Sowjetunion
scheint demnach noch sechseinhalb Jahr-
zehnte danach eine gerechte und plausi-
ble Sache gewesen zu sein, die heute
noch zum Gaudium geraten kann. Die
Information, dass mehr als die Hälfte der
gegen Kriegsende etwa tausendfünfhun-
dert Arbeiter ausländische Zwangsarbei-
ter und Kriegsgefangene aus zehn ver-
schiedenen Nationen waren, wurde in der
„Festschrift“ erwähnt, fand aber nicht in
die Gemeindezeitung. Was immer die
staatlichen Vergangenheitsbewältiger
und „Opfermythos“-Theoretiker in den
letzten Jahren erzählt haben, bis in diese
Bezirksstadt haben sich ihre Geschichten
ebenso wenig herumgesprochen wie in
die Sozialdemokratie der Region.

Lohnarbeit als Lebensideal

Ich kann mir allerdings vorstellen, dass
derartige charakteristische Fehlleistun-
gen nicht nur in einer in Sonntagsreden
bedauerten Geschichtsvergessenheit be-
gründet liegen, sondern auch mit einem
Dogma im Zusammenhang stehen, das
mir gegenüber damals nie beklagt wurde.
Im Gegenteil, es handelt sich um ein
weithin unwidersprochen anerkanntes
Grundprinzip der kapitalistischen Welt
und stellt zugleich eine weit verbreitete
Vorstellung der sozialdemokratischen
und kommunistischen Bewegung dar.
Hatte schon in der Frühzeit des Sozialis-
mus Josef Dietzgen verkündet: „Arbeit
heißt der Heiland der neueren Zeit“, so
kommt diese zum Dogma festgeschrie-
bene Ideologie aufseiten der Linken am
klarsten in der bis heute bei festlichen
Anlässen gesungenen Parteihymne der

Demonstration der KPÖ am 1. Mai 1973 auf der Wiener Ringstraße
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SPÖ zum Ausdruck. „Die Arbeit hoch!“,
wird da begeistert seit eineinhalb Jahr-
hunderten angestimmt, dabei kann man
sich auch auf August Bebel berufen, der
in seinem für die damalige Zeit bemer-
kenswerten Werk „Die Frau und der So-
zialismus“ geschrieben hatte: „Der So-
zialismus stimmt mit der Bibel darin
überein, wenn diese sagt: Wer nicht
 arbeitet, soll auch nicht essen.“

Wohl ist einzuräumen, dass sich solch
ein Satz ursprünglich gegen den Adel
und das Großbürgertum richtete, deren
durch Ausbeutung fremder Arbeit ge-
wonnenes Einkommen keiner eigenen
Arbeit entsprach. Aber dieser ursprüng -
liche Gedanke verschwand bald im Ne-
bel der Vergangenheit, sodass auch der
zum „Tag der Arbeit“ degenerierte
1. Mai nicht nur in unseren Breiten ein
weithin nichtssagendes Ereignis gewor-
den ist. Noch vor wenigen Jahren hörte
ich einen „für ein soziales Europa“ de-
monstrierenden Funktionär des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes in ein TV-
Mikrofon fordern: „Wir wollen, dass die
Jugend in Europa mehr Arbeit bekommt!“
– Weiß so ein Mann, was er da redet?
Konsequenterweise ging, wie der deut-
sche Sozialwissenschaftler Götz Eisen-
berg diagnostizierte, mit der Vergötzung
der Arbeit auch eine „Verachtung des
Bummelanten, Faulenzers, Drückeber-
gers, Parasiten und Schmarotzers“ einher.

Bei dem 2010 verstorbenen öster-
reichischen Dichter Andreas Okopenko
lachte ich, das ist auch schon wieder eine
Zeit lang her, befreit über die lyrische
Verhöhnung einer derartigen Haltung:
„,Die Arbeit hoch‘ is no z’weng; / so
hoch, dass i’s garnet dergleng!“ Die
Kommunisten wiederum modifizierten
den Schwerpunkt vom Fetischismus der
Arbeit zu jenem der Produktion, was in
der Sowjetunion bald zu Straftatbestän-
den wie „Parasitismus“ und „Arbeits-
scheu“ führte und in Irrwegen und
Scheinheiligkeiten der verordneten
Stachanow-Bewegung einen Höhepunkt
fand. Derartiges findet allerdings auch
ideologische Entsprechungen in der hie-
sigen Gegenwart. Als sich die Regieren-
den zu Beginn dieses Jahrhunderts dar-
anmachten, erkämpfte Schutzgesetze für
Behinderte abzubauen, meldete sich
auch der gern als reicher Kasperl für
 Arme medial inszenierte Baumeister
Richard Lugner zu Wort. Der Kündi-
gungsschutz für Behinderte sei Larifari:
„Wenn einer nix leistet, muss ich ihn
weggeben!“

Im Rahmen der Propaganda des Kalten
Krieges wurden die sowjetischen Ab -

irrungen in manchen Arbeitsidiotismus
insbesondere auch von der Sozialdemo-
kratie gerne gegeißelt. Heute ist verges-
sen, dass es in Österreich noch lange
nach dem Zweiten Weltkrieg „Arbeits-
häuser“ gab, eines zum Beispiel nur fünf -
zig Autokilometer westlich von Graz in
Maria Lankowitz. Begründet wurde die
Notwendigkeit einer derartigen Einrich-
tung unter anderem mit der immer noch
weit verbreiteten Ansicht, die heute auch
als Begründung für ein möglichst niedri-
ges Arbeitslosengeld herhalten muss,
wonach nur die ständige Angst vor Hun-
ger die Armen zur Arbeit treibe. Und
dass Arbeit Menschen „bessert“. Das
Zwangsarbeitshaus, wie es lange Zeit
hieß, wurde erst mit der großen Straf-
rechtsreform abgeschafft, die am 1. Jän-
ner 1975 in Kraft trat. Ein Verdienst der
Sozialdemokratie. Allerdings marschierte
sie in Sachen Produktionsidiotie häufig
ebenfalls vorneweg. Das bedenkenlose
Argument der „Schaffung von Arbeits-
plätzen“ oder deren „Sicherung“ führte
schnurstracks in die Förderung unsinniger
Produkte, nicht zuletzt auch in die Waf-
fenproduktion (unter anderem der staat -
lichen Firma „Noricum“) und die militan-
te oder zumindest unbedachte Rücksichts-
losigkeit gegenüber der Natur (Zwenten-
dorf, Hainburg und vieles andere).

Erleichtert wird solches Denken durch
die irreführende Erklärung, „die Arbeits-
losigkeit“ der 1920er und 1930er Jahre,
nicht der Umgang mit ihr, habe Hitler
und den Nationalsozialismus ermöglicht,

eine jahrzehntelange Standarderzählung
in Westdeutschland wie Österreich, auch
heute noch. Wer die Arbeitslosigkeit für
den Faschismus verantwortlich macht,
kann schwerlich ideologische Verbin-
dungen zu jenen Wählerinnen und
Wählern der Sozialdemokratie insbeson-
dere der Siebzigerjahre bestreiten, die sie
wählten, weil sie die „Sicherung von Ar-
beitsplätzen“ versprach. Sinn und Zweck
der Arbeit und worin ein erfülltes und
gesichertes Leben bestünde, schienen
oder waren in den Hintergrund gerückt. 

Was immer der Sozialismus bzw.
Kommunismus als Zielvorstellung an-
gibt, jedenfalls geht es stets auch um die
Reduzierung des „Reichs der Notwen-
digkeit“ zugunsten des „Reichs der Frei-
heit“. Die „Fremdheit“ der Lohnarbeit
tritt ja nach Marx gerade „darin hervor,
dass, sobald kein physischer Zwang exis -
tiert, die Arbeit als eine Pest geflohen
wird“. Und: „Das Reich der Freiheit
 beginnt in der Tat erst da, wo das Arbei-
ten, das durch Not und äußere Zweck-
mäßigkeit bestimmt ist, aufhört; es liegt
also der Natur der Sache nach jenseits
der Sphäre der eigentlichen materiellen
Produktion.“ Nicht lange nachdem eine
meiner Tanten, die zuletzt als Verkäufe-
rin in einem Schuhgeschäft gearbeitet
hatte, vor einem halben Jahrhundert in
Pension ging, bekam sie, nicht mehr
 erinnerlich von wem, eine handgefertigte
Wandstickerei im bäuerlichen Stil
 geschenkt, mit der Inschrift: Wer nicht
arbeitet, soll wenigstens gut essen.

Lesung und Diskussion
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 einem auch ideologisch endgültigen Sieg
über den Nationalsozialismus begründet
war. Erst gegen Ende der 1940er Jahre
wurde aus der Zusammenarbeit in den
Jahren 1945/46 ein immer stärker wer-
dender Antagonismus, der in einem ideo-
logisch geprägten propagandistischen
Konkurrenzkampf unter den Vorzeichen
des Kalten Krieges mündete. Trotz die-
ser anfänglichen Zusammenarbeit be-
trieb die Sowjetunion aber von Beginn
an eine eigenständige Filmpolitik, wobei
sie die vorhandene Infrastruktur des
österreichischen Films geschickt nutzte.

Beide großen Besatzungsmächte sahen
den Film als eines der wichtigsten –
wenn nicht das wichtigste – kulturpoliti-
sche Mittel der Umerziehung ehemaliger
Nationalsozialisten und Mitläufer des
Nationalsozialismus sowie der Populari-
sierung eigener politischer Positionen an.
Die „Filmpolitik“ der Besatzungsmächte
umfasste daher praktisch alle Bereiche
des Filmwesens: den Verleih von in den
USA bzw. in der Sowjetunion produzier-
ten Filmen einschließlich von deren Syn-
chronisation, die Produktion neuer, unter
geänderten politischen Vorzeichen pro-
duzierter österreichischer (und auch
deutscher) Filme, die Bewerbung der
 Filme durch Filmplakate sowie die Inbe-
sitznahme von Spielstätten (in erster
 Linie Kinos, aber auch Vortragssäle
etc.), in denen diese gezeigt werden
konnten. Zu diesem Zweck musste die
geeignete Infrastruktur entweder neu ge-
schaffen, mindestens aber ideologisch
neu aufgestellt werden.

Wien-Film am Rosenhügel

Eine der ersten Maßnahmen, die die
sowjetische Besatzungsmacht in diesem
Kontext setzte, war die Umwandlung der
Wien-Film am Rosenhügel, die als ehe-
maliges Deutsches Eigentum galt, zum
USIA-Betrieb. Sie sollte als „rote
Traumfabrik“5 für die Produktion von
sozialistischen Filmen zur Verfügung
stehen, wobei die Studios allerdings bis
Ende der 1940er Jahre fast ausschließ-
lich zur Herstellung von Synchron -
fassungen sowjetischer bzw. in der
 sowjetischen Einflusssphäre entstande-
ner Filme genutzt wurden, und zwar, wie
oben schon angemerkt, auch von Filmen,
von denen es eine synchronisierte Ver -

D
ass in Wien im Vergleich zu den
meisten anderen westeuropäi-
schen Städten der sowjetische

Film in der Nachkriegszeit eine sehr
große Bedeutung hatte, hängt eng mit der
Kulturpolitik der sowjetischen Besat-
zungsmacht und der Arbeit der am 2. Ju-
ni 1945 ins Leben gerufenen Gesell-
schaft zur Pflege der kulturellen und
wirtschaft lichen Beziehungen zur Sow -
jetunion (später Österreichisch-Sowjeti-
sche Gesellschaft) zusammen.1 Ziel der
Gesellschaft war es, „die geradezu er-
schreckende Unkenntnis über die Sow -
jetunion zu überwinden und dem öster-
reichischen Volk ein klares, richtiges
Bild von den wirtschaftlichen, sach -
lichen und kulturellen Leistungen des
russischen Volkes zu übermitteln“.2 In
der unmittelbaren Nachkriegszeit war
dieser kulturelle Transfer im Bereich der
Filmpolitik am leichtesten zu leisten:
Keine großen Theater-, Ballett- oder
 Orchestergruppen mussten reisen (ob-
wohl auch in diesen Bereichen eine brei-
te Palette an Aktivitäten gesetzt wurde),
sondern lediglich die sowjetischen Filme
deutsch beziehungsweise österreichisch
unter titelt werden. So konnte schon im
Herbst 1946 eine sow jetische Filmfest-
woche in Wien organisiert werden, die,
laut dem kommunistischen Journalisten
Otto Horn, „ein wahrheitsgetreues Bild
der Sowjetunion […] und ihres Kamp-
fes“ zeigte3 und gleichzeitig auch eine
Leistungsschau des sowjetischen Kinos
sein sollte. Schon bei dieser Gelegenheit
wurde für einen sowjetischen Jugend-
film, der in der sowjetischen Besatzungs-
zone Deutschlands in einer Synchron -
fassung mit dem Titel „Sei gegrüßt,
Mos kau!“ (UdSSR 1945, Regie: Sergeij
Jutkevich, M. Itina) lief, eine eigene
österreichische Fassung unter der Mitar-
beit u.a. des österreichischen Schauspie-
lers Willy Forst hergestellt, die den Titel
„Servus, Moskau!“ trug.4

Anders als später vielfach dargestellt
war die Sowjetische Filmfestwoche kei-
neswegs als politische Propagandamaß-
nahme im Rahmen des sich abzeichnen-
den Kalten Kriegs geplant – im Gegen-
teil. In den ersten Jahren der Besatzung
arbeiteten die Sowjetunion und die USA
im Bereich der Filmpolitik überraschend
eng zusammen, was im Wunsch nach

sion für das deutsche Publikum schon
gab. Dies sollte dem Zweck dienen, eine
möglichst große Differenz zwischen
österreichischer und deutscher Kultur und
Identität zu betonen und beim österreichi-
schen, speziell beim Wiener Publikum
Sympathien zu gewinnen.6

Die ab 1950 entstandenen Eigenpro-
duktionen der Wien-Film entsprachen
nur begrenzt den politischen und qualita-
tiven Idealvorstellungen des sozialisti-
schen Films. Zwar wurden mit – neben
anderen – Hanns Eisler und Karl Paryla
sowie den Regisseuren Louis Daquin und
Aldo Vergano zahlreiche kommunis -
tische oder mit dem Kommunismus sym-
pathisierende Künstler für die Mit arbeit
gewonnen; in den Drehbüchern stand
aber eine lediglich vage, in Komödien -
stoffe und Opernverfilmungen verpackte
 Sozialkritik und nicht ein klarer
 Klassenstandpunkt nach Vorgabe des
 sozialistischen Realismus im Vorder-
grund. So bedienten die Eigenproduktio-
nen der Wien-Film einerseits den Nach-
kriegseskapismus in eine zwar nicht un-
bedingt heile, aber doch heitere Welt; an-
dererseits wurden in allen Filmen soziale
Ungerechtigkeiten und die Klassenstruk-
tur der kapitalistischen Gesellschaft,
wenn auch versteckt, thematisiert. So ist
es etwa in „Seesterne“ (A 1952, R.:
 Johannes Alexander Hübler-Kahla) eine
Fabrikarbeiterin und Mitglied eines
 Arbeiterschwimmvereins, die gegen ge-
sellschaftliche Widerstände eine große
Wassersportrevue veranstaltet; diese
wiederum ist in der Inszenierung des
Films stark von den zur selben Zeit in
den USA sehr populären Wasserrevue -
filmen um den damaligen US-Schwimm-
star Esther Williams beeinflusst. In
„Franz Schubert“ (A 1953, R.: Walter
Kolm-Veltée) wird Armut und soziale
Ausgrenzung des Komponisten ins Zen-
trum gerückt, in „Der Komödiant von
Wien“ (A 1954, R.: Karl Paryla und Karl
Stanzl; zeitweise auch unter den Titeln
„Wiener Herzen“ und „Girardi“ im Ver-
leih) wird Alexander Girardi als „Volks-
schauspieler“ im eigentlichen Sinn des
Wortes charakterisiert, der die Bedürf-
nisse und Emotionen der breiten Masse
instinktiv erfasst und sich nur zeitweise
durch seine großbürgerliche Ehefrau sei-
nen eigentlichen Talenten entfremden

Sovexport nach Wien
Strategien zur Popularisierung des sowjetischen Films in der Besatzungszeit

sabine fuchs
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Potëmkin“ (UdSSR 1925) war zwar
schon in den 1920er Jahren in Wien
 gelaufen, kam unter der sowjetischen
 Besatzung aber als Wiederaufführung
 erneut in die österreichischen Kinos.

Unter politisch-didaktischen Gesichts-
punkten war die Aufführung von „Pro-
fessor Mamlock“ nach dem gleichnami-
gen Theaterstück des kommunistischen
deutschen Dramatikers Friedrich Wolf
besonders bedeutsam. Das 1934 entstan-
dene Stück thematisierte schon früh die
nationalsozialistische Judenverfolgung
und wurde 1939 unter der Mitwirkung
des in die UdSSR emigrierten Autors
vom Regisseur Adolf Minkin verfilmt.
1948 wurde der Film in Wien aufgeführt
und mit einem eigens dafür entworfenen
Plakat beworben. Neuere Filme entstan-
den in der Sowjetunion in den ersten
Nachkriegsjahren zwar nur wenige, weil
die Filmindustrie bis Ende der 1940er
Jahre unter den Folgen des Zweiten Welt-
kriegs litt – so etwa „Iwan der Schreckli-
che“ von Sergei Eisenstein (UdSSR
1945/46), oder die Komödie „Der Mittel-
stürmer“ (UdSSR 1946, R.: Semjon Der-
ewjanskij, Igor Semgano); aber auch sie
kamen in den österreichischen Vertrieb.
Ohne Unterstützung der Besatzungs-
behörde hätte die Austria-Film-Verleih
nicht überlebt; und tatsächlich wurde sie
schon im März 1946 liquidiert.10

Ein breiteres Publikum als die Klassi-
ker der sowjetischen Filmkunst fanden
allerdings Literaturverfilmungen wie
„Wolfsblut“ nach Jack London (R.:
Aleksandr Zguridi, UdSSR 1947) – der
Film wurde auch in Wien mit einem Pla-
kat beworben, das von Vladimir Sten-
berg, einem der prägenden sowjetischen
Plakatgrafiker der Vorkriegszeit stamm-
te. Ab 1950 entstanden in der Sowjet -
union vermehrt Produktionen mit weni-
ger hohem künstlerischen Anspruch, die
in erster Linie unterhalten sollten; sie
wurden ebenfalls gezeigt. „Sensation im
Zirkus“ (R.: Leonid Varlamov, UdSSR
1952) wurde der in Österreich erfolg-
reichste sowjetische Film; ihn sahen
nach offiziellen Angaben bundesweit
 etwa 900.000 Kinobesucher.11

Universal-Film

Für die Belieferung des sowjetischen
und osteuropäischen Marktes mit öster-
reichischen Produktionen und den öster-
reichischen Verleih von Filmen aus an-
deren Volksdemokratien als der UdSSR
wurde 1949 unter Mithilfe der Sovexport
ein Verleih mit dem Namen Universal-
Film gegründet, der in Österreich vor
 allem Filme der DEFA (der staatlichen

lässt. Erst in den letzten Jahren der unter
der Ägide der Sovexport stehenden
 Wien-Film wurden Filme produziert, die
eindeutiger in der sozialistischer Film-
bzw. Theatertradition standen: So etwa
der sich mit dem Thema Jugendarbeits-
losigkeit auseinandersetzende Film
„Schicksal am Lenkrad“ (A 1954, R.:
Aldo Vergano) oder die Verfilmung des
Brecht-Stücks „Herr Puntila und sein
Knecht Matti“ (A 1955, R.: Alberto
 Cavalcanti), die gleichzeitig die letzte
unter sowjetischem Einfluss entstandene
Produktion der Besatzungszeit ist.7

Filmverleihfirma Sovexport

Aber nicht nur im Bereich der Film-
produktion, auch im Bereich des Film-
verleihs setzte die sowjetische Besat-
zungsmacht zahlreiche infrastrukturelle
Maßnahmen. So stand die Gründung der
Austria-Film-Verleih-Vertriebs-GesmbH
zwar unter privater österreichischer Lei-
tung, aber es lagen schon bei der Grün-
dung konkrete Pläne für die Verstaatli-
chung vor. Auch die kurze Zeit ihrer Exi-
stenz ist nur im Kontext der sowjetischen
Kulturpolitik zu verstehen: Als die Pläne
zu der Verstaatlichung aufgrund der po-
litischen Großwetterlage nicht verwirk-
licht werden konnten wurde die Firma
schon im März 1946 wieder liquidiert
und an ihrer Stelle noch im selben Jahr
die Vertriebsfirma Sovexport“, offiziell
ebenfalls als österreichisches Unterneh-
men, tatsächlich aber als Dependance der
sowjetischen Sovexport gegründet.8

Die Austria-Film-Verleih und die Sov-
export brachten 1945 und 1946 etliche
Filme in den österreichischen Vertrieb,
die ihnen von der für den Filmexport der
Sowjetunion zuständigen Sojusintorg zur
Verfügung gestellt worden waren. Dabei
handelte es sich in erster Linie um Pro-
duktionen aus den 1920er und 30er Jah-
ren.9 Viele Klassiker des sowjetischen
Films fanden auf diesem Weg erstmals
ihren Weg in die österreichischen Kinos:
etwa Sergej Eisensteins „Aleksandr Nevs-
kij“ (unter dem Titel „Schlacht auf dem
Eis“, UdSSR 1938), Vsevolod Pudo-
vkins „Sturm über Asien“ (UdSSR
1928), „Der Weg ins Leben“ von Nikolai
Ekk (UdSSR 1931) oder die von Mark
Donskoij in drei Teilen verfilmten
 Lebensgeschichte von Maxim Gorki,
„Gorkis Kindheit“ (UdSSR 1938), „Un-
ter Menschen“ (UdSSR 1939) und „Mei-
ne Universitäten“ (UdSSR 1941). Auch
Komödien wie „Lustige Burschen“
(UdSSR 1934, R.: Grigori Alexandrow),
in der Sowjetunion ein Publikumshit,
waren dabei. Eisensteins „Panzerkreuzer

Produktionsfirma der DDR) und chinesi-
sche Filme vertrieb.12 Auf diesem Weg
kam etwa „Freies Land“ von Milo Har-
bich, eine DEFA-Produktion aus dem
Jahr 1946 in die österreichischen Kinos.
Mit diesem dokumentarischen Spielfilm
sollte in der DDR für die Bodenreform
geworben werden – ein Thema, das in
Österreich kaum großes Interesse her-
vorgerufen haben dürfte. In Wien wurde
er vermutlich nur aufgeführt, weil mit
der DDR ein regelrechter Filmaustausch
stattfand. Dadurch wurden Devisen ge-
spart, und die Vertriebsfirmen beider
Länder hatten finanzielle Vorteile. Die
Universal-Film war gemeinsam mit der
Sovexport auch für den Vertrieb der
 Wien-Film-Produktionen ins Ausland,
vor allem in die DDR zuständig. Bei den
Kritikern der DDR waren die österreichi-
schen Filme allerdings nicht besonders
angesehen; Sentimentalität und das Feh-
len eines klaren politischen Standpunk-
tes wurden moniert.13

Eine Ausnahme im Tauschsystem von
DEFA und Wien-Film bildeten die bei-
den DEFA-Filme „Die Unbesiegbaren“
(DDR 1953, R.: Arthur Pohl) und „Woy-
zeck“ (Deutschland/DDR 1947), denn an
beiden Produktionen waren Österreicher
beteiligt. In „Die Unbesiegbaren“, einem
biografischen Spielfilm über August Be-
bel, spielte Karl Paryla der (nach dem
Staatsvertrag und der darauffolgenden
Ausgrenzung kommunistischer Künstle-
rInnen aus dem österreichischen Kultur-
leben) für einige Jahre in der DDR lebte,
die Hauptrolle. Bei „Woyzeck“ nach
 Georg Büchner führte der österreichi-
schen Regisseur Georg C. Klaren Regie.
Klaren, der schon vor 1933 in Berlin ge-

„Professor Mamlock“ im Verleih der
 Sovexportfilm (1948)
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che und Schrift eindrucken. Auch für die
Verwendung im deutschsprachigen
Raum wurde dieses System beibehalten.
Ein Beispiel für diese Vorgehensweise
ist der Film „Wolfsblut“ (UdSSR 1947,
R.: Aleksandr Zguridi), der auch in Wien
mit dem sowjetischen Filmplakat von
Vladimir Stenberg beworben wurde;
auch von Nikolaj Chomov (1903–1973)
sind einige in Wien verwendete Plakate
erhalten. Für die Verwendung in Öster-
reich wurden Entwürfe aus unterschied-
lichen Epochen der sowjetischen Plakat-
kunst herangezogen; lediglich die frühe,
unter Stalin verpönte konstruktivistische
Phase, in der auch bedeutende Künstler
wie Alexandr Rodčenko (1891–1956)
oder Anton Lavinskij (1893–1968) Film-
plakate geschaffen hatten, fehlt.

Die sowjetische Filmplakatkunst ent-
stand und fand ihren ersten Höhepunkt in
engem Zusammenhang mit dem frühen
 revolutionären Film, dessen wichtigstes
Merkmal ein auf einer expressiven Monta-
ge beruhender Stil war. Plakatkünstler wie
die Brüder Georgij (1900–1933) und Vla-
dimir Stenberg (1899–1982), Nikolaj Pru-
sakov (1900–1952) oder Anatolij Belskij
(1896–1970) nahmen diese Bildsprache
auf und schufen mit Plakaten, in denen
auch Fotomontagen von Filmstills wichtig
waren, eine eigenständige Kunstform.

In den 1930er Jahren kam es zu einer
Verflachung der Plakatkunst, die wieder-
um mit Änderungen der Filmästhetik in
engem Zusammenhang stand: Durch das
Aufkommen des Tonfilms verloren die
Bildmontage sowie die konstruktivis -
tischen Konzepte, auf denen sie beruhte,
ihre zentrale Bedeutung.16 An die Stelle
des Montage-Raums trat der reale Raum
der Filmszene, der einen Einsatz male-
risch-graphischer Verfahren erforderte.
Dies korrespondierte in der Plakatkunst
mit einem größeren Einfluss der Kon-
ventionen der realistischen Malerei: Das
Geschehen auf der Leinwand wurde
nicht mehr verfremdet, sondern im Pla-
kat reproduziert, im Zentrum der Dar-
stellung von Film wie Filmplakat stan-
den nun Individuen und nicht mehr die
revolutionäre Masse. Photographische
Elemente verschwanden wie die kon-
struktivistischen fast völlig.17 Dies ent-
sprach auch den politischen Vorgaben,
denn im März 1931 war mit der Resolu-
tion des Zentralkomitees der Kommunis -
tischen Partei mit dem Titel „Über die
Plakatliteratur“ nicht nur die grundsätz -
liche Bedeutung der Filmplakate als
„nicht wegzudenkender Teils der poli-
tisch-erzieherischen Arbeit im Umfeld
des Films“ betont, sondern der Sozialis -

tische Realismus als grundlegendes
künstlerisches Verfahren der Plakat -
produktion festgeschrieben worden. In
der Folge legten Plakate wie etwa jene
des Malers, Bühnenbildners und Graphi-
kers Jurij Pimenov (1903–1977), eines
der erfolgreichsten Plakatkünstler jener
Epoche, vermehrt Wert auf realistische
Farbigkeit, die Typographie und den Stil
der Malerei.18

Der mit dem Angriff Hitlerdeutsch-
lands 1941 auf die Sowjetunion über-
greifende Zweite Weltkrieg führte zu
 einer größeren Ernsthaftigkeit und er-
neuten Glaubwürdigkeit in der realis -
tischen Darstellungsweise. Die figuralen
Konzepte des Sozialistischen Realismus
wurden zwar bis nach 1945 unverändert
weitergeführt, zumal es in den 1930er
und 1940er Jahren auch keinen Genera -
tionswechsel bei den sowjetischen Pla-
katkünstlern gab, aber die Heldenhaftig-
keit der Darstellung wurde zunehmend
gebrochen, die sowjetischen Menschen
nicht nur als kämpferisch siegend, son-
dern auch als Leidtragenden des Krieges
dargestellt.19 Allerdings entstanden zwi-
schen 1941 und 1945 kaum Filmplakate,
denn die Plakatkunst war in den Jahren
des Zweiten Weltkriegs auch in der Sow -
jetunion durch den kriegsbedingten
Mangel an Ressourcen geprägt. Erst im
letzten Drittel der 1940er Jahre nahm die
Reklamfilm, die nun fast alle nationalen
Filmplakate druckte, ihre Arbeit wieder
auf; andere große Druckereien folgten.20

In Österreich wurden allerdings nicht nur
für reguläre Kinovorführungen Plakate
benötigt. Schon seit 1946 gab es jährlich
sowjetische Filmfestwochen, die ab 1949
in die österreichisch-sowjetischen

dreht hatte, war unmittelbar nach dem
Zweiten Weltkrieg der erste Chefdrama-
turg der DEFA, blieb allerdings nur kur-
ze Zeit auf diesem Posten. Der Film, der
künstlerisch an die expressionistischen
Meisterwerke des deutschen Kinos der
1920er Jahre anknüpft und eine explizite
Kritik am Militarismus des National -
sozialismus darstellt, fand bei den sow -
jetischen Kulturfunktionären zwar wenig
Anklang, wurde aber trotzdem zum Ex-
port zugelassen und fand auch seinen
Weg in die Wiener Kinos. Er wurde
 allerdings weder in Westdeutschland
noch in den westlichen Besatzungszonen
Wiens gezeigt und ist so eines der am
wenigsten bekannten Meisterwerke des
deutschsprachigen Films.14

Filmplakatkunst

Die Vertriebsfirmen Austria-Film-Ver-
leih (in enger Zusammenarbeit mit der
Sojusintorg) und Sovexport waren auch
für die Bewerbung der von ihnen verlie-
henen Filme zuständig. Die Plakate, mit
denen diese Filme in Wien beworben
wurden, entstanden in unterschiedlichen
Kontexten. Etliche wurden von öster-
reichischen Plakatkünstlern für den Wie-
ner Markt neu entworfen. So gestaltete
Alexander Hussl das Plakat zu „Im Na-
men des Lebens“ (UdSSR 1947, R.: Josif
Kheifits, Aleksandr Zharki); das zu „Pro-
fessor Mamlock“ (UdSSR 1939, R.: Adolf
Minkin) stammt von Gebhart. Von beiden
Grafikern und ihren Ateliers sind etliche
Arbeiten für die Sovexport erhalten.

Für Filme, die aus der DDR stammten,
wurden zuweilen ebenfalls eigene öster-
reichische Plakate entworfen, so etwa für
„Die Unbesiegbaren“ (DDR 1953, R.:
Arthur Pohl) von Walter Kostial, oder es
wurde auch in Österreich mit jenen Pla-
katen geworben, die in der DDR verwen-
det wurden – so beispielsweise mit dem
von Marno stammenden Plakat für „Frei-
es Land“ (DDR 1946, R.: Milo Harbich).
Relativ häufig wurden allerdings auch in
Wien sowjetische Originalplakate ver-
wendet. Dies war möglich, weil die Pla-
kate aufgrund der Tatsache, dass im
Vielvölkerstaat Sowjetunion unter-
schiedliche Sprachen und auch unter-
schiedliche Schriftsysteme verwendet
wurden, schon für den sowjetischen Ge-
brauch zunächst ohne typographische
Elemente hergestellt wurden. Die Produk-
tionsfirma Sovkino, die für die Produktion
der frühen Meisterwerke des sow -
jetischen Films verantwortlich war und
eine hauseigene Druckerei für Filmpla-
kate unterhielt,15 ließ die Schriftelemente
dann nachträglich in der jeweiligen Spra-

„Begegnung an der Elbe“ im Verleih der
Universal-Film (1949)
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Freundschaftswochen integriert wurden,
sowie die – allerdings nur unregelmäßi-
gen Abständen stattfindenden – „Fest-
wochen des sowjetischen Jugendfilms“
und „Festwochen des sowjetischen Kul-
turfilms“.21 Das Plakat zu den ersten,
von der Sovexport organisierten „Fest-
wochen des sowjetischen Jugendfilms“
wurde vom Wiener Grafiker Alexander
Hussl gestaltet.

Film im Kalten Krieg

Trotz aller Bemühungen um eine
 eigenständige Filmpolitik war sich die
Sowjetunion der kommerziellen Überle-
genheit des US-amerikanischen Filmsy-
stems bewusst. Stalin hatte sich schon
1942 gegenüber dem US-Diplomaten
Wendell Wilkie geäußert, er bräuchte
nur die Kontrolle über Hollywood, um
die ganze Welt für den Kommunismus
zu gewinnen,22 und nach Kriegsende fan-
den die so gut wie ausschließlich am
 Publikumsgeschmack orientierten Hol-
lywood-Produktionen auch beim deut-
schen und beim österreichischen Publi-
kum große Resonanz. Die starke Ver-
quickung der propagandistischen Inter-
essen der Kulturpolitik der amerikani-
schen Besatzer mit den kommerziellen
Interessen Hollywoods lag durch die
 direkte Zusammenarbeit der US-Army
mit Hollywood auf der Hand: der erste
Leiter der Filmabteilung des Information
Services Branch (ISB), Eugen Sharin,
war im Privatberuf Exportmanager ver-
schiedener Hollywood-Firmen. Als 1947
das Österreich-Büro der Motion Picture
Export Association (MPEA), der gemein-
samen Exportorganisation der Holly -
wood-Produktionsfirmen gegründet wur-

de, wurde Sharins Nachfolger bei der
ISB Wolfgang Wolf zu dessen Leiter er-
nannt.23 Auf inhaltlicher Ebene setzten
die Filmsektion der ISB und die MPEA
weniger auf direkte Propaganda als auf
die normative Kraft der eskapistischen
Inhalte des Hollywood-Films. So durften
während der Besatzung sozialkritische
Filme wie etwa „Key Largo“, „Casablan-
ca“ oder „Grapes of Wrath“ nicht gezeigt
werden; stattdessen wurden sentimentale
Vorkriegsproduktionen wie „Abschied
auf der Waterloo-Bridge“ oder Blockbu-
ster aus den 1930er Jahren wie „Tarzans
Sohn“ gezeigt.24 Die Militärbehörde spe-
kulierte zurecht damit, dass politische
oder sozialkritische Inhalte die selbstver-
ständliche Übernahme kultureller Hege-
monialvorstellungen der USA, so wie sie
in unpolitischen Hollywoodfilmen unter-
schwellig, aber deutlich zum Ausdruck
kommen, beeinträchtigen könnten. Poli-
tische Filme wurden nur dann gezeigt,
wenn sie explizit antikommunistisch
 waren – so etwa Lubitschs „Ninotschka“
(USA 1933).25

Nach der Gründung des Österreich-
Büros der MPEA löste sich die Koopera-
tion der beiden großen Besatzungsmäch-
te im Filmsektor langsam auf. Die ISB
gab ihre der sowjetischen Filmpolitik ge-
lassen gegenüberstehende Haltung zu-
nehmend auf; die Ideologie des Kalten
Krieges führte dazu, dass nicht mehr in
erster Linie der Nationalsozialismus,
sondern der Kommunismus als Haupt-
feind gesehen und bekämpft wurde. So
wurden Genehmigungen für die Auf-
führung sowjetischer oder in sowjeti-
scher Einflusssphäre entstandener Filme
innerhalb der westlichen Besatzungs -
zonen immer seltener ausgestellt. Im Ge-
gensatz dazu verhielt sich die sowjeti-
sche Besatzungsmacht weit weniger re-
striktiv – US-amerikanische Filme konn-
ten im sowjetischen Sektor nahezu un-
eingeschränkt gezeigt werden. Dies galt
auch für die Zeit nach Gründung der Sov -
export, obwohl in diesem Zeitraum auch
der Anteil an sowjetischen Filmen an der
Gesamtzahl der Aufführungen stark an-
stieg. Im Gegensatz zu ISB und MPEA
hielt sich die Sovexport bei der Einfuhr
sowjetischer Filme auch immer akribisch
an den österreichischen Amtsweg und
suchte um die notwendigen behördlichen
Genehmigungen an. ISB und MPEA hin-
gegen übergingen die österreichischen
Instanzen mit dem zweifelhaften und
kommerziell schlicht unzutreffenden Ar-
gument, es handle sich bei ihren Filmen
nicht um materielle sondern um „ideelle“
Güter.26 Das gängige Vorurteil, die Sow -

jetunion hätte eine besonders repressive,
die USA eine besonders liberale Besat-
zungspolitik betrieben, trifft also auf den
Filmsektor keineswegs zu.27

Auch im Exportbereich war der Ein-
fluss des Kalten Krieges nach 1947 im-
mer stärker zu spüren. Die Wien-Film am
Rosenhügel, die in Zusammenarbeit mit
der österreichischen NOVA-Film Eigen-
produktionen herstellte und sich für die-
se um Einfuhrgenehmigungen in die
BRD bemühte, wurde zunehmend behin-
dert. So untersagte die BRD Importe von
Produktionen der Wien-Film unter dem
Hinweis auf das westdeutsche Verbot
des Handels mit Gütern aus „sowjetisch
beeinflussten Ländern“. In Frankreich
wiederum wurde die von der Wien-Film
produzierte Verfilmung von Maupas-
sants Novelle „Bel Ami“ (R.: Louis Da-
quin), die 1954 in den Rosenhügel-Studi-
os in einer deutschen und französischen
Fassung gedreht worden war, verboten –
Grund war die allzu realistische Schilde-
rung der französischen Kolonialpolitik.28

Noch stärker dominieren konnten
MPEA und ISB den Wiener Filmmarkt
nach der Ablöse des kommunis tischen
Wiener Kulturstadtrats Viktor Matejka
im Jahr 1949, der bis zu diesem Zeit-
punkt eine allzu starke Einmischung ver-
hindert hatte. Nun konnte die MPEA of-
fiziell die Wiener Kino-Betriebs-Anstalt-
GesmbH (KIBA) unterstützen; wofür
sich die KIBA revanchierte, indem sie in
ihren Kinos vermehrt von der MPEA
vertriebene Hollywood-Filme gezeigt
wurden.29 Sowjetische Filme wurden in
den KIBA-Kinos hingegen nur wenige
gezeigt; so etwa Dziga Vertovs „Ein
Sechstel der Erde“ (UdSSR 1926) oder
„Der Weg ins Leben“ von Nikolai Ekk
(UdSSR 1931). Logische Folge war,
dass sich die Anteile der US-amerikani-
schen Filme während der Besatzungszeit
drastisch steigerten. Machten die Holly -
wood-Filme 1946 einen Anteil von nur
14 Prozent an den in Österreich gezeig-
ten Filmen aus, so waren es 1955, im
letzten Jahr der Besatzungszeit, 48,8
Prozent. Im Vergleich dazu blieb der im
Verlauf der gegenständlichen zehn Jahre
leicht schwankende Anteil an öster-
reichischen Filmen fast gleich. Zwar
ging der Anteil leicht zurück, die
 Gesamtzahl der jährlichen Produktionen
aber war 1946 und 1955 mit 29 Filmen
exakt gleich hoch.30

Sowjetischer Film nach 1955

Auch nach dem Ende der Besatzungs-
zeit wurden in einigen Kinos in Wien
sow jetische und sozialistische Filme ge-

Programmbroschüre der „Festwoche
des sowjetischen Films“ in Wien 1949
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den Kino“ führte die Ästhetik des „poeti-
schen“ Kinos die Künstler hingegen zur
künstlerischen Allegorie zurück. War die
Montage typisch für das Filmplakat der
1920er Jahre, so prägte die Metapher den
Stil der Filmplakate der „Tauwetter“-
 Periode und löste die Darstellungskonven-
tionen des Sozialistischen Realismus ab.

Anfang der 1960er Jahre bildete sich
eine Gruppe junger Künstler, unter ande-
ren Miron Luk’janov (geb. 1936), Vasily
Ostrovskij (geb. 1936), Liliya Levšuno-
va (geb. 1934) und Vilen Karakašev
(geb. 1935), die maßgeblich von interna-
tionaler Plakatkunst, vor allem aus Po-
len, beeinflusst war. Diese Gruppe schuf
einen eigenen Plakatstil, der sich durch
eine bewusste Auseinandersetzung mit
graphischen Gestaltungsformen aus-
zeichnete. Auf diese Weise entwickelten
sie innovative Verfahren zur Beschrei-
bung des sowjetischen Alltages und krei-
erten Plakate, die sich vor allem an intel-
lektuelle Betrachter wandte. Wie schon
in den 1920er Jahren kam auch dem
Film plakat der „Tauwetter“-Periode eine
Vorreiterrolle bei der Suche nach einer
neuen Bildsprache im Plakat zu.33

Universal-Film und Sovexport arbeite-
ten auch nach 1955 weiterhin zusam-
men; vor allem Literaturverfilmungen
sowie Musik-, Ballett- und Märchen -
filme fanden weiterhin den Weg in die
Wiener Kinos und wurden – wenn auch
in weit geringerem Ausmaß – mit sow -
jetischen Plakaten beworben. Ein Bei-
spiel dafür ist „Don Quichotte“ des russi-
schen Regisseurs Grigori Kosinzew, der
1957 gedreht wurde und im Folgejahr
seinen Weg in die österreichischen
 Kinos fand. Selbst politisch distanzierte
Kritiker der sowjetischen Filmkunst ge-
standen dieser Literaturverfilmung zu,
den Geist der literarischen Vorlage adä-
quat und künstlerisch gelungen umzu -
setzen. Für den Film wurden mehrere
Plakate mit unterschiedlichen Sujets von
Vladimir Kononov (1924–2006) und
 Boris Zelenskij (1914–1984) entworfen.
Beide Plakatkünstler waren für einen
 frischen und modernen Stil bekannt.

Nach dem Ende der Besatzungszeit
fehlte den sowjetischen Filmen aller-
dings die kommerzielle Unterstützung,
die sie zuvor durch die Besatzungsbehör-
den genossen hatten. Die Universal-Film
verlegte sich immer mehr auf den Ver-
leih anderer Produktionen. Filme aus
dem osteuropäischen Raum und Produk-
tionen des sozialistischen Kinos wurden
zu einem Programm für Festivals und
Retrospektiven, aber immer weniger im
regulären Verleih gezeigt.
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zeigt, wobei sich der sowjetische Film
der so genannten „Tauwetter-Periode“
nach Stalins Tod (1954–1964) durch ei-
nen Qualitätsschub und eine generelle
Änderung der filmischen Konventionen
auszeichnete. So wies das Filmwesen in
der zweiten Hälfte der 1950er und ersten
Hälfte der 1960er Jahre zwei gegensätz-
liche Strömungen auf. Das „erzählende“
Kino zeigte den Menschen in seiner psy-
chischen Komplexität und in seinen viel-
fältigen sozialen Beziehungen. Auf diese
Weise sollte ein möglichst realistisches
Bild des sowjetischen Alltags gezeichnet
werden. Der „poetische“ Film dagegen
thematisierte in erster Linie Momente
des Umbruchs und extreme Lebenssitua-
tionen. Charakteristisch für diesen Film-
typ waren Bilder mit ausgeprägt symbol-
hafter Wirkung sowie außergewöhn -
lichen Kameraperspektiven.31 Korre-
spondierend damit kam es auch zu einer
Änderung der Darstellungskonventionen
in der Plakat- und vor allem der Filmpla-
katkunst, denn jene Plakatkünstler, die
die stalinistische Epoche geprägt und die
offiziellen Positionen bis Mitte der
1950er Jahre besetzt gehalten hatten,
verloren nach Stalins Tod an Einfluss
und damit auch an Produktionsmöglich-
keiten. Die nachfolgende Generation be-
diente sich, beeinflusst von den neuen
Formen des Films, einer veränderten Dar-
stellungsweise, in der Abstraktion, Sche-
matisierung und eine neue, frische Farbig-
keit für Modernität, Lebensechtheit und
Jugendlichkeit im Mittelpunkt standen.32

Die Plakatkünstler, die sich in erster
Linie auf das „erzählende Kino“ konzen-
trierten, verwendeten in zunehmendem
Maße Techniken der Staffeleimalerei.
Boris Zelenskij (1914–1984), Vladimir
Kononov (1924–2006), Vladimir Sačkov
(1928–2005) und Jaroslav Manuchin
(geb. 1925) entwarfen für die Filme
 eigenständige Plakat-Landschaften. Sie
lösten sich von direkten gestalterischen
Vorgaben des Films, indem sie komple-
xe Kompositionen und Farbgestaltungen
erfanden, Applikationen einsetzten und
sogar zerknittertes Fotopapier als Mate-
rial verwendeten. Auf diese Weise ent-
wickelten die Künstler eine Vielfalt von
Ausdrucksmitteln, die von reduktionis -
tischen Verfahren bis hin zu einer verfei-
nerten Maltechnik, wie sie etwa der 1932
geborene Jurij Carev in dem Plakat für
„Weiße Nächte“ (R.: Ivan Pyr’yev,
 UdSSR 1960) zeigt, reichten; das öster-
reichische Plakat für „Weiße Nächte“ ist
gestalterisch an Carevs Plakat angelehnt,
aber weniger detailreich in der Aus-
führung. Im Gegensatz zum „erzählen-
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I
n zentralen Abhandlungen über den
großen deutschen Bauernkrieg wer-
den die Aufstände unter dem Obristen

Michael Gaismair in den österreichi-
schen Alpenländern oft wenig erwähnt.
Die Quellenlage zu seinem Leben „ist er-
schreckend dürr“, stellt der Tiroler Autor
Michael Forcher in seinem 2020 erschie-
nenen Buch über „Das Leben des Tiroler
Bauernführers“ fest.1 Dies scheint aller-
dings etwas übertrieben, denn er führt in
seinen Literaturhinweisen immerhin
 etwa 30 Publikationen an. Dass darunter
der historisch noch heute bedeutende
„Deutsche Bauernkrieg“ von Friedrich
Engels fehlt, ist ein echtes Manko. Dies
trifft ebenso auf Wilhelm Zimmermanns
in der DDR neu aufgelegtes Werk „Der
große deutsche Bauernkrieg“ zu.2 Mit
Zimmermann ergriff ein Teilnehmer an
den Kämpfen der deutschen Revolution
1848/49 das Wort. Er gehörte dem äußer-
sten linken Flügel der nationalen Volks-
bewegung an und vertrat deren Stand-
punkt als Mitglied in der Frankfurter
 Nationalversammlung. Nichtsdestoweni-
ger zeichnet Forcher in fundierter Weise
ein Bild der Rolle Gaismairs in den revo-
lutionären Kämpfen der Bauern und
 untersten Volksschichten, seiner tief -
gehenden sozialen Haltung und seines
Einflusses auf den Gang der Ereignisse.

Ein Müntzer’scher

Michael Gaismair stammte aus einer
begüterten Bergbauunternehmer- und
Beamtenfamilie. Sowohl als Schreiber
des Tiroler Landeshauptmanns und
Burggrafen von Vols als auch als Se-
kretär des Brixener Bischofs lernte er die
brutale Unterdrückung des Volkes ken-
nen, hatte aber auch Gelegenheit, sich
mit den Lehren der großen Reformatoren
vertraut zu machen. Von ihnen beein-
flussten Thomas Müntzer und Huldrych
Zwingli sein weiteres Handeln und
ließen ihn neben ihnen zu einem der her-
vorragendsten Vertreter des radikalen
Flügels der frühbürgerlichen Revolutio-
nen Europas werden.

Am 13. Mai 1525 wählten die Haupt-
leute der Tiroler Bauern den 35-jährigen
Michael Gaismair zu ihrem Obristen. An
diesem Datum wird die Tragik der zer-
splittert kämpfenden deutschen Bauern
als eine wesentliche Ursache ihrer Nie-

der Landesregierung. Die Volks -
erhebung dehnte sich rasch auf die Ge-
biete Brixen, Bozen, Sterzing, Ghries
und Hall aus. „Im ganzen Land, im
 Eisack und im Pustertal, kam es zur Bil-
dung geheimer Bauernausschüsse, Zu-
sammenrottungen, Überfällen, Brandle-
gungen und anderen Gewalttaten. In
Schwaz empörten sich die Bergknappen,
vertrieben die Unternehmer, wählten
 einen Ausschuss und zogen mehrmals
zum Landesfürsten nach Innsbruck.“5

Der von allen Seiten bedrängte Erz -
herzog Ferdinand „machte den Rebellen,
die er noch kurz vorher mit Sengen und
Brennen, Plündern und Morden hatte
ausrotten wollen, Konzessionen über
Konzessionen. Er berief die Landtage
der Erblande ein und schloss bis zu
ihrem Zusammentritt Waffenstillstand
mit den Bauern. Inzwischen rüstete er
nach Kräften, um möglichst bald eine an-
dere Sprache mit den Frevlern führen zu
können“.6 Von der Situation zeugte der
Innsbrucker Landtag, der am 12. Juni
1525 zusammentrat. Auf ihm waren auch
die Nachbarn vertreten, neben dem
Schwäbischen Bund Bayern, Graubün-
den, Venedig, Mailand, Bourbon, Neapel
und der Kaiser. 200 Vertreter der Bauern
– in ihrem Schlepptau die Städte – ver-
langten nicht nur, die Geistlichkeit aus-
zuschließen, sondern sogar die Berg-
knappen zum Landtag zuzulassen. Der
Adel – ein in ganz Deutschland beispiel-
loser Fall – war so eingeschüchtert, dass
er sich vielfach den Forderungen der
Bauern anschloss. Das Bistum Brixen
und der Deutsche Orden wurden säkula-
risiert. Die Gemeinden erhielten das
Recht, den Pfarrer der Landesregierung
vorzuschlagen. Das römische Recht wur-
de eingeschränkt, Fischfang und Jagd für
frei erklärt, die Abgaben der Bauern
 reduziert.

Nachdem der Schwäbische Bund die
letzten Erhebungen im Allgäu zerschla-
gen hatte, verfügte Erzherzog Ferdinand
nun jedoch über die Streitkräfte des Bun-
des und konnte mit militärischer Gewalt
die Annahme der neuen Landesver -
fassung verhindern. Ein vorgesehener ra-
dikaler Umbau der Verwaltung, die Be-
seitigung der Vorherrschaft des Herren-
standes, die Wahl der Richter und Beam-
ten und die Übereignung des Bodens an

derlage ersichtlich, erlitt doch zwei Tage
später die mitteldeutsche Bewegung un-
ter Thomas Müntzer bei Frankenhausen
(Thüringen) ihre entscheidende Nieder-
lage. In Tirol hatten „die reformierten
Lehren großen Anhang gefunden; hier
waren sogar, noch mehr als in den übri-
gen österreichischen Alpenländern,
Müntzersche Emissäre mit Erfolg tätig
gewesen“, schrieb Friedrich Engels.3

Aber ihre Saat ging zu spät auf. Die ge-
gen die vereinten Söldnerheere kämpfen-
den deutschen Bauern gingen bereits
 ihrer Niederlage entgegen, als ihre Brü-
der in Tirol gegen ihre Unterdrücker los-
schlugen. Er war ein Müntzer’scher, „das
einzige bedeutende militärische Talent
unter sämtlichen Bauernchefs“, wie En-
gels Gaismair charakterisierte. Sein poli-
tisches Ziel war „die völlige politische,
rechtliche und wirtschaftliche Gleichstel-
lung der Bürger und Bauern mit dem
Adel und der Geistlichkeit, was auch das
Ende der weltlichen Herrschaft der Kir-
che einschloß.“ Wie Thomas Müntzer
war er damit seiner Zeit weit voraus.

Gegen die Augsburger Fugger

Im Gegensatz zu Deutschland hatten
Bauern und städtische Honoratioren be-
reits zu Beginn des 14. Jahrhunderts in
Tirol so genannte Landesstände durch -
gesetzt, in denen sie neben Prälaten und
Rittern vertreten waren. „Weite Bevölke-
rungskreise hatten die Möglichkeit,
Wünsche vorzubringen und bei der Ge-
setzgebung mitzuwirken. Und auch
wenn die einzelnen Stände im Vergleich
zur Zusammensetzung der Bevölkerung
sehr ungleich repräsentiert waren, so
konnten Bürger und Bauern, wenn sie
sich zusammentaten, doch einiges gegen
die sonst viel einflussreicheren oberen
Stände (Adel und Prälaten) erreichen“.4

Die Macht der Grundherren über die
bäuerliche Bevölkerung war durch die
Landstände zugunsten der Beamten der
Gerichte, wie die unterste Verwaltungs-
einheit hieß, in gewissem Umfang be-
schnitten. Nun forderten die Bergknap-
pen im Bündnis mit den Bauern weitere
Rechte und Freiheiten. Sie marschierten
nach Innsbruck und verlangten die Auf-
hebung der Kontrolle der Bergwerke
durch die Augsburger Fugger, Mitspra-
che bei der Direktion der Betriebe und an

Für eine freie Republik der Bauern und Burgknappen
Michael Gaismair: Führer der Tiroler Bauernaufstände 1525/26

gerhard feldbauer
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den gemeinsa-
men Nutzen ver-
hindern. Zur
verkündeten
Aufhebung aller
Standesunter-
schiede hieß es:
„So sollen alle
Frey haitten
abge than“ sein,
weil sie „wider
daz wort gottes
sein und das
recht felschen“.
Unter „Freyhait-
ten“ waren alle

Standesprivilegien gemeint. Adel und
Klerus sollten abgeschafft werden, aber
auch das Bürgertum sollte keine Sonder-
rechte mehr erhalten.9 Mit der „Abschaf-
fung der Messfeier, der Beseitigung von
Bildern, Bildstöcken und Kapellen und
der Berufung von Predigern, die das
Wort Gottes ‚trewlich und wahafftig -
klich‘ verkünden, übernahm er direkt
Maßnahmen, mit denen der radikale
Schweizer Reformator Huldrych Zwingli
die Reformation durchsetzte“.10

Im April 1526 setzten die Bauern an,
die „Tiroler Landesordnung“ gewaltsam
durchzusetzen. Am 20. des Monats kam
es am Luegpass zu einer der bedeutend-
sten Schlachten im deutschen Bauern-
krieg. Zwischen Golling und Werfen
überfiel Gaismair mit seinem Haufen das
erzbischöfliche Heer, vier bis fünf -
tausend Mann zu Fuß und zu Ross, in der
Nacht so überraschend, dass es furcht -
bare Verluste erlitt und nur knapp der
Vernichtung entkam. Es verlor alle seine
Stellungen, darunter den strategisch
wichtigen Lueg-Pass.

In einer „glänzenden“ Kampagne lie-
ferte Gaismair den von verschiedenen
Seiten heranziehenden Bayern, Österrei-
chern, schwäbischen Bundestruppen und
erzbischöflichen Landsknechten bei Gol-
ling, Kitzbühel, Kirchberg und Mautern-
dorf eine „Reihe brillanter Gefechte“
(Friedrich Engels). Bei Kitzbühel kam es
mehrfach zu siegreichen Treffen für die
Aufständischen, die geschickt ihre Orts-
kenntnisse im Gebirgsterrain zu nutzen
wussten. Bei Kuchl an der Salzach führte
Gaismair am 14. Juni 1526 den Angriff
gegen acht beste Fähnlein des Schwäbi-
schen Bundes selbst an und  errang einen
glänzenden Sieg. Mit seinem Haufen
verfolgte er die fliehenden Kriegs -
knechte bis vor Salzburg. Drei  Tage spä-
ter erlitt das Bundesheer schwere Verlus -
te, als es vergeblich versuchte, den Lueg-
Pass zurück zu erobern.

In seiner Landesordnung hatte Gais-
mair davon gesprochen, „die Trutzbur-
gen des Adels, Schlösser und Befesti-
gungen“ zu schleifen. Davon zeugten
jetzt die Gefechte. Die Haufen von Rau-
ris, Pongau und Gastein stürmten und
verbrannten die Alpenschlösser Mitter-
sill, Kaprun Fischhorn, Taxenbach, Lich-
tenberg, Engelberg und Ittern. Um Rad-
statt schloss Gaismair einen festen Bela-
gerungsring. Mehrere Angriffe miss -
langen jedoch, da es an Belagerungs -
geschütz fehlte.11

Der Versuch, die Tiroler Landes -
ordnung im Salzburgischen Aufstand im
 Juni/Juli 1526 durchzusetzen, scheiterte
jedoch ein weiteres Mal. Da mit keiner
weiteren Hilfe zu rechnen war, brach
Gaismair vor den in erdrückender Über-
macht anrückenden feudalen Obristen
mit Zustimmung seiner Hauptleute den
Aufstand ab. Der Versuch, ihn zur Ver-
zweiflungsschlacht zu stellen und zu ver-
nichten, schlug fehl. Nach mehreren hin-
haltenden Gefechten gelang es diesem
talentierten Heerführer aus dem Volk,
der Niederlage zu entgehen und die bei
ihm verbliebenen Bauernhaufen in
 einem in der Geschichte beispiellos
 dastehenden Rückzugsmarsch aus der
feindlichen Umzinglung über die Alpen
nach Venedig zu führen.

In Venedig sehr willkommen

In der Stadtrepublik, deren Grenzen er
im Juli 1526 überschritt, war er sehr will-
kommen, denn seine kriegserfahrenen
Haufen stellten eine Verstärkung der
Kräfte der „Heiligen Liga von Cognac“
bei der Verteidigung der Lagunenstadt
und Norditaliens gegen die Kaiserlichen
Truppen dar. Die zwischen 1526 und
1530 bestehende Liga von Cognac war
ein Bündnis von Frankreich, England,
dem Herzogtum Mailand und der Repu-
blik Florenz unter Führung von Venedig
gegen die Habsburger Herrschaft Karls
V. und das Heilige Römischen Reich
deutscher Nation. Gaismairs ungewöhn-
liche militärische Fähigkeiten, seine
Führungsqualitäten und die auffallende
Disziplin seiner Leute fanden bei den
Verbündeten auch an höchster Stelle Be-
achtung. Der legendäre Bauernführer
wurde mit großen Ehren empfangen.
 Venedig übernahm seine Truppen und
stellte ihm und seinen Hauptleuten einen
Palast als Quartier zur Verfügung. Der
Schweizer Kanton Zürich verlieh ihm
das Bürgerrecht.

Schon kurz nach seinem Eintreffen
nahm er mit seinen Truppen bei Vicenza,
Verona, Brescia und Bergamo an mehre-

die Bauern wurden verhindert. Die Bau-
ern leisteten gegen „die Grausamkeiten
gegen die Bevölkerung“ erbitterten Wi-
derstand. In Schladming setzten sie ein
Geschworenengericht ein, das 40 gefan-
gen genommene tschechische und kroa-
tische Adlige zum Tode verurteilte. Sie
wurden sofort enthauptet.7

„Ausrottung aller Gottlosen“ 

Am 17. August 1525 lockte der Erz-
herzog Gaismair unter dem Vorwand,
Gespräche zu führen, nach Innsbruck.
Als es dazu nicht kam und er die Stadt
wieder verlassen wollte, wurde er ver-
haftet und in das Staatsgefängnis im
 Innsbrucker Kräuterturm gesperrt. Die
von Gaismair verfolgten Reformen wa-
ren damit gescheitert. Zwischen August
und Oktober wurden die Erhebungen der
Bauern um Brixen, Trient und den Wel-
schner Tälern niedergeschlagen. Bis An-
fang 1526 zogen sich „Verhöre, Folte-
rungen und Hinrichtungen“ hin. Der Erz-
herzog bestimmte für die Anführer die
Todesstrafe, für die übrigen Schuldig -
gesprochenen die Konfiszierung des
Vermögens, die Ausweisung aus dem
Lande oder „grausame Verstümme -
lungen wie Abhacken der Finger oder
Herausreißen der Zunge“.8

Michael Gaismair gelang es, in der
Nacht zum 7. Oktober aus dem Kerker
zu entkommen und nach Zürich zu flie-
hen, wo er mit Zwingli zusammentraf. In
der Beratung mit ihm erhielt er Anregun-
gen für seine reformatorische Pro-
grammschrift, die „Tiroler Landes -
ordnung“, die er anschließend in Klos -
ters in Graubünden ausarbeitete. Darin
entwarf er das Zukunftsbild einer von
Unterdrückung befreiten, auf Gottes
Wort gegründeten freien Republik der
Bauern und Bergknappen. Der erste Arti-
kel verlangte die Ausrottung aller Gott-
losen, die das ewige Wort verfolgen, den
gemeinen armen Mann beschweren und
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ren Gefechten gegen die Kaiserlichen
teil. Eine entscheidende Rolle spielte er
in der Schlacht vor der kaiserlichen Fest-
ung Cremona, die die Truppen der Liga
belagerten. Die hartnäckigen Angriffe
Gaismairs trugen dazu bei, dass die Fest-
ung nach der den ganzen August und bis
Mitte September 1526 dauernden
Schlacht übergeben werden musste.12

Gaismairs Hoffnungen, mit Hilfe der
neuen Verbündeten den Kampf um die
Befreiung Tirols vom Joch der Habsbur-
ger wieder aufzunehmen, erfüllten sich
jedoch nicht. Am 23. Dezember 1529
schloss Venedig mit dem Kaiser einen
Friedensvertrag. Im Juli 1530 traf sich
Gaismair nochmals mit Zwingli in
Zürich. Als das Schweizer Revolutions-
heer am 11. Oktober 1531 in der
Schlacht bei Kappel, in der Zwingli den
Tod fand, von der klerikal-katholischen
Reaktion geschlagen wurde, zerstob
auch die von dieser Seite erwartete Hilfe.

Mit ihren Versuchen, gegen hohe Ent-
schädigungssummen Gaismairs Auslie-
ferung zu erreichen, hatten die Habsbur-
ger keinen Erfolg. Schließlich setzten sie
ein Kopfgeld aus, für das zwei spanische
Söldlinge Gaismair am 15. April 1532 in
Padua vor seinem Haus hinterrücks über-
fielen und ihn mit über 40 Hieb- und
Messerstichen ermordeten. Seine Frau
mit vier Kindern verließ 1533 Padua und
zog nach Zürich, wo Freunde Zwinglis
sie aufnahmen.
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Sozialdemokratie verlassen und waren
der KPÖ beigetreten. „In dieser Zeit be-
gannen meine Lehrjahre“, erzählte Ossy:
„Denn der politische Unterricht, den mir
die Tanten erteilten, war interessanter,
lehrreicher und verständlicher als sämt -
liche Unterrichtsstunden in der Schule.“

Antifaschistischer Widerstand

Im März 1938, beim „Anschluss“
Österreichs an das Deutsche Reich, wur-
den die Waisen kinder zum Empfang der
deutschen Truppen beordert, die Massen
jubelten, aber angesichts der ersten Ver-

haftungswellen wuchs Ossys Angst um
ihre Verwandten. Nach ihrer abenteuer -
lichen Flucht aus dem Waisenhaus ge-
lang es den Tanten, das Sorgerecht für
ihre Nichten zu bekommen. In der klei-
nen Wohnung in der Buchengasse in Wi-
en-Favoriten fanden sie endlich ein neu-
es Zuhause, und im illegalen Kommunis -
tischen Jugendverband (KJV) fand Ossy
auch eine politische Heimat.

Bildungshungrig belegte Ossy Tonka
1942  einen Abendkurs in der Matura-
schule, wo sie den illegal agierenden slo-
wenischen Partisanen Rudi Karlin ken-
nen und lieben lernte. Bei den Wiener
 Metallwerken, wohin sie dienstverpflich-
tet wurde, schloss sie sich einer Wider-
standsgruppe an und beteiligte sich an
Sabotageakten. Einige ihrer Verwandten
waren wegen ihrer Tätigkeit im kommu-
nistischen  Widerstand verhaftet und ein
Onkel im Mai 1944 sogar hingerichtet
worden. Als sie wegen des Sabotage -
verdachts als Luftnachrichtenhelferin

Am 25. August wurde am Gemeinde-
bau Troststraße 64–66 in Wien-

 Favoriten eine Gedenktafel für Oswalda
Tonka enthüllt. Am 2. Mai 1923 in Wien
geboren, stammte Ossy aus einer
Arbeiter familie, die seit Generationen
politisch aktiv war. Ihr Großvater  Jakob
Sokopp, geboren 1855 in Südmähren,
kam als 16-Jähriger nach Wien und wur-
de hier in Arbeiterbildungsvereinen poli-
tisiert. 1874 war er Gründungsparteitag
der österreichischen Sozialdemokratie in
Neudörfl dabei und gehörte mit seinem
Freund Jakob Reumann bald zu den radi-
kalen Sozialis ten. Er organisierte Streiks
und förderte den gewerkschaftlichen
 Zusammenschluss der Metalldrucker.
Ossys Vater, Jakob Sokopp jun., wurde
ebenfalls überzeugter Gewerkschafter
und Sozialdemokrat. Soweit es seine
Kräfte als Kriegsinvalide des Ersten
Weltkriegs zuließen, beteiligte er sich
am Aufbau des Roten Wien. „Licht, Luft
und Sonne“ für die Arbeiterschaft, das
war sein Anliegen, als er für die Stadt
Wien dem reichen Baron Drasche ein
Grundstück abluchste, um darauf eine
Kleingartenanlage für Arbeiterfamilien
zu errichten.

Favoritner Gemeindebau

1926 bekamen Ossys Eltern eine klei-
ne Gemeindewohnung in der Troststraße
64–66, und Ossy eine Schwester namens
Trude. Das Familienglück dauerte aber
nur kurz, denn 1929 starb der Vater an
den Folgen seines Lungendurchschusses,
und die Mutter musste ihre Töchter
 allein aufziehen. Ossy lebte zwar nur
zehn Jahre in diesem Gemeindebau und
genoss auch nur in dieser Zeit den Gar-
ten, den die Familie dank des Engage-
ments des Vaters bewirtschaften durfte.
Denn als 1936 auch die Mutter starb,
mussten die Kinder von einem Tag auf
den anderen die geliebte Wohnung ver-
lassen. Weil die arbeitslosen Tanten in
der Buchengasse kein Sorgerecht für ihre
Nichten erhielten, landeten die Kinder in
 einem Waisenhaus.

In dieser „Kaserne, wo Zucht und Ord-
nung herrschten“, gelang es der aufmüp-
figen Ossy, sich durch Schwindeleien
Freiräume zu schaffen, um zu den ge-
liebten Tanten zu gelangen. Die Buchen-
gasse war inzwischen zum Treffpunkt
 illegaler Aktivisten geworden. Hilda,
Wicki und ihr Bruder Otto, ein Schutz-
bündler, hatten die zu zahm gewordene

Kommunistin - Widerstandskämpferin – Partisanin

Eine Gedenktafel für Oswalda Tonka

Ossy Tonka im Jahr 1943
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 Vizebürgermeisterin Kathrin Gaál
(SPÖ), der stellvertretende Bezirks -
vorsteher Gerhard Blöschl (SPÖ) und
der Bezirksrat Florian Birngruber
(Links-KPÖ) würdigten ihre aufrechte
Haltung gegen den Nationalsozialismus
und ihre vorbildhafte Lebensleistung.

Meine Tochter Nina Tonka-Lahr dank-
te ihrer Großmutter, dass sie ihre beiden
Töchter und ihre Enkelkinder zu politi-
schen Menschen erzogen hat: „Durch
Oma lernte ich, dass man Ausgrenzung,
Vorurteile und Unterdrückung nie hin-
nehmen darf. Denn Schweigen heißt: Zu-
stimmen, und Wegsehen: Billigen.“ Für
einen gelungenen musikalischen Ab-
schluss sorgte  Maren Rahmann, die ein
selbst vertontes Gedicht von Ossy Tonka
mit dem Titel „Vergessen“ vortrug. Ich

denke, dass meine Mutter über den Ort
ihrer Gedenktafel sehr erfreut gewesen
wäre. Ihr  Namensschild auf der Stiege 5
des  Gemeindebaus ihrer Kindheit war
zwar seinerzeit abmontiert worden.
Durch die Tafel neben dem prächtigen
Eingangstor des Baus findet Ossy Tonka
hier nun  eine dauerhafte Bleibe.

gitta tonka

literaturtipps:

Oswalda Tonka: Buchengasse 100.
 Geschichte einer Arbeiterfamilie. Wien:
Promedia Verlag 2016, 232 Seiten,
17,90 Euro
Gitta Tonka: Favoriten. Auf den Spuren
eines Wiener Arbeiterbezirks. Wien:
Mandelbaum Verlag 2022, 160 Seiten,
18 Euro

nach Kiel einberufen werden sollte, floh
sie im August 1944 – 21-jährig – mit
 Hilfe  ihres slowenischen Verlobten auf
abenteuerliche Weise zu den Partisanen
in die slowenischen Berge. Dort beteilig-
te sie sich  bis Kriegsende als Radiotele-
grafistin mit dem illegalen Namen „Mar-
jana“ am  Untergrundkampf gegen die
NS-Herrschaft. Für ihren antifaschis -
tischen Kampf im Rahmen der Jugos -
lawischen Volks befreiungsarmee wurde
sie 1987 mit einen jugoslawischen Orden
aus gezeichnet.

Kommunistische Kulturpolitik

Nach der Befreiung Österreichs im
Jahr 1945 und einem mehrjährigen Auf-
enthalt in England, wo sie bis 1949 am
Technical College in Cambridge studier-
te, engagierte sich Ossy Tonka wieder in
der KPÖ, deren Favoritner Bezirks -
leitung sie auch zeitweilig angehörte. Ihr
besonderes Interesse galt stets der Kul-
turpolitik. Im Verein der Theaterfreunde,
der  Publikumsorganisation des Neuen
Theaters in der Scala, war sie im Vor-
stand engagiert. Die Theaterfreunde
 boten verbilligte Eintrittskarten und
Abonnements für das 1948 von der KPÖ
gegründete Theater an, das 1956 ge-
schlossen werden musste. Ossy Tonka
hielt Vorträge in Gasthäusern und Be-
trieben, sprach über die Stücke, deren
Autoren und über die Zeit, in der sie leb-
ten. Es war ihr ein echtes Bedürfnis, das
Interesse der ArbeiterInnen zu wecken
und  ihnen den Weg ins Theater zu er-
leichtern. Später setzte sie ihre kultur -
politische Arbeit im Kommunistischen
Kulturkreis (KKK) fort, der 1972 u.a. auf
 ihre Initiative ins Leben gerufen wurde
und bis in die frühen 1990er Jahre im
KPÖ-Lokal in der Gußhausstraße im
4. Bezirk aktiv war.

Ossy Tonka unternahm Bildungs reisen,
immer mit ihrer Super-8 Filmkamera und
 einem Mikrofon im Gepäck. Ihre Film-
vorführungen fanden sowohl in Partei -
lokalen als auch in Gasthöfen ein interes-
siertes und diskussionsfreudiges Publi-
kum. Ossy Tonka starb am 26. November
1999 in Wien im Alter von 76 Jahren.

Als Pensionistin hatte meine Mutter
begonnen, die Geschichte ihrer Familie
niederzuschreiben, die auch exempla-
risch für die Geschichte der Arbeiter -
bewegung steht. Nach ihrem Tod brachte
ich ihre Lebensgeschichte unter dem
 Titel „Buchen gasse 100“ als Buch her-
aus. Nicht zuletzt aufgrund dieser Ver -
öffentlichung wurde Oswalda Tonka so
bekannt, dass sie nun von der Stadt Wien
mit einer Gedenktafel geehrt wurde.

Ossy Tonka am 24. Parteitag der KPÖ im Jahr 1980

Gedenktafelenthüllung für Ossy Tonka am 25. August 2022 in Wien-Favoriten
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Den Himmel kann ich nicht 
himmlischer machen;

jedoch die Erde vielleicht 
etwas weniger höllisch.

Arthur West

V
or 100 Jahren, am 24. August
1922, wurde Arthur West (als
 Arthur Rosenthal) in Wien gebo-

ren. Meine erste nähere Begegnung mit
ihm war Anfang 1976 von einem „klei-
nen“ Eklat begleitet, von dem gleich
näher die Rede sein wird. In der Haupt-
schule interessierte mich zwar auch, wer
sich in der wöchent lichen Hitparade auf
Platz eins befand, doch hauptsächlich be-
schäftigte ich mich Literatur und bilden-
der Kunst. Vor allem die Surrealisten
faszinierten mich, deren Proponenten mit
linken  Organisationen sympathisierten
oder  ihnen angehörten. So waren etwa
die Maler René Magritte oder Pablo
 Picasso in kommunistischen Parteien or-
ganisiert. Unsere Clique im Tiroler Dorf
war zwar gegen den Vietnamkrieg, doch
aufgrund der  Informationen in den Zei-
tungen und im Fernsehen war es für uns
selbstverständlich, dass die USA schon
bald die Kommunisten in Vietnam besie-
gen werden würden. Zugleich begeister-
ten uns die  Antikriegsbewegung, Wood-
stock und die Pop-Art.

Als ich meine Lehre als Dekorateur be-
gann, musste ich einmal in der Woche
nach Innsbruck in die Berufsschule. Der
Bahnhofskiosk der Landeshauptstadt
war die einzige Tiroler Verkaufsstelle
der Volksstimme, des damaligen Zentral-
organs der KPÖ (gleichzeitig wurde fast
in jeder Tabak-Trafik in Österreich die
neofaschistische Deutsche National -
zeitung zum Verkauf angeboten).
Wöchentlich erwarb ich nun die Tages-
zeitung der KPÖ. Weniger aus politi-
schem Interesse, sondern um die konser-
vative Erwachsenenwelt in Bus und
Bahn und das Lehrpersonal in der Be-
rufsschule zu provozieren. Und staunte:
In dieser Tageszeitung waren ganz ande-
re Inhalte über die gesellschaftliche und
weltpolitische Wirklichkeit zu lesen. Al-
lerdings „gefiel“ mir die Kulturberichter-
stattung überhaupt nicht: Aus meiner da-
maligen Sicht enthielt sie zu viel „Tra-
Tra-Hochkultur“ (Burgtheater und Oper
wären als Hallenschwimmbäder nütz -

„Endlich hätte die Linke wieder die
Chance im Parlament vertreten zu sein.
Ich frage euch [nun auf ,ursteirisch‘]:
Wölz ihr des?! Wölz ihr des?!“ Darauf-
hin herrschte im Hörsaal Stille. Bis auf
Pauli, der sich als Sohn kommunistischer
Eltern als Trotzkist deklarierte, hatte kei-
ner von uns anderen bisher eine Be-
kanntschaft mit Kommunisten gemacht.

Bei diesen Nationalratswahlen kandi-
dierte erstmals auch die trotzkistische
Gruppe Gruppe Revolutionäre Marxis -
ten (GRM). Für uns war es bis zu diesem
Abend im Neuen Institutsgebäude der
Universität Wien selbstverständlich, die
GRM zu wählen. Doch nach der Veran-
staltung schien es uns vernünftiger zu
sein, die KPÖ in ihrer Wahlwerbung zu
unterstützen. Wir nannten uns „Un -
abhängige Linke für die KPÖ“ und stell-
ten mehrere Kleinplakate im Format A4
und Flugblätter her, die wir speziell bei
Kulturveranstaltungen verteilten. Am
Abend der Nationalratswahl waren wir
über das Wahlergebnis sehr verärgert:
Die KPÖ erhielt 55.032 Stimmen, die
GRM, die nur in Wien kandidierte, 1.024
Stimmen. In der folgenden Woche trat
unsere Gruppe geschlossen der KPÖ bei
und gründete die KJÖ 15.

Der „Bruder“ von André Breton

Fortan besuchte ich jede Veranstaltung
des KKK (Kommunistischer Kulturkreis)
in der Gußhausstraße im 4. Wiener Be-
zirk. Im Publikum fiel mir jedes Mal ein
Ehepaar auf, denn die Gesichtszüge des
Mannes ähnelten verblüffend jenen des
von mir verehrten Schriftstellers und
Theoretikers der Surrealisten André Bre-
ton (1896–1966), als wäre er dessen Bru-
der. Er meldete sich bei jeder KKK-Ver-
anstaltung mit leiser Stimme und mit un-
gewöhnlichen Argumenten zu Wort.

Einige Zeit später fand ein Landes -
parteitag der KPÖ Wien statt, an dem ich
erst- (und letzt)mals als Delegierter teil-
nehmen durfte. Ich war bisher unter
„Diskussionskultur“ etwas anderes ge-
wohnt als hier praktiziert wurde. Die Red-
nerInnen veranstalteten eine Selbstlob -
orgie, bei der als „Schuld“ mangelnder
Wahlerfolge zwei Gründe „erkannt“
wurden: der Klassenfeind und der Anti-
kommunismus. Ich hingegen fragte
mich, ob in Italien, Frankreich, Francos

licher), während Pop-Musik oder Pop-
Art, die die Jugendkultur dominierten, so
gut wie gar nicht vorkamen.

Bloß aus „Spaß“ trat ich in der Berufs-
schule der Gewerkschaftsjugend bei. Als
der Chef davon erfuhr, wurde ich gekün-
digt (im Betrieb mit 103 Beschäftigten
gab es gerüchteweise nur drei ÖGB-Mit-
glieder, doch niemand kannte deren
 Namen). Ich wies den Chef auf den Kün-
digungsschutz für Lehrlinge hin. Seine
(freundliche) Antwort: „Sigsch, und weil
du dejs woasch, brauch i kua Gewerk-
schoft im Haus!“ Obwohl damals in
 allen Branchen großer Lehrlingsmangel
herrschte, verlor ich ein halbes Jahr mei-
ner Lehrzeit mit der erfolglosen Suche
nach einem neuen Ausbildungsplatz in
Tirol (die „Buschtrommeln“ der Han-
delskammer funktionierten).

Ab Herbst 1969 konnte ich schließlich
in Wien meine Lehre fortsetzen und
 abschließen. Wir waren damals eine
Gruppe von etwa einem Dutzend kunst-
interessierter Jugendlicher, die sich lose
jede Woche traf, um über Kunst, Litera-
tur, Film und Politik zu diskutieren.
Gleichzeitig durchwanderten wir so
ziemlich alle linken Organisationen, die
uns allerdings zu studentisch, „hirnwich-
serisch“ und realitätsfern erschienen.
Wir hofften auf eine kommunistische
Utopie, doch waren wir der KPÖ
 gegenüber, aufgrund ihrer „Abhängig-
keit“ von der Sowjet union, skeptisch ein-
gestellt. Im Vorfeld der Nationalratswah-
len am 5. Oktober 1975 veranstaltete der
Kommunistische Studentenverband
(KSV) eine Podiumsdiskussion mit
Franz Muhri, dem Vorsitzenden der
KPÖ. Es war eine bizarre Veranstaltung:
Zunächst versuchte uns Muhri zu über-
zeugen, dass laut Umfragen nur ein paar
hundert Stimmen fehlten, damit die KPÖ
erstmals seit 1959 wieder in den Natio-
nalrat einziehen könne. Daraufhin hagel-
te es von den Studenten Fragen über
 Revolutionstheorien, Staatskapitalismus,
Anarchosyndikalismus, Prag 1968 usw.
Muhri, der frühere Bauarbeiter und
 Widerstandskämpfer aus der Steiermark
(er war ein Kampf gefährte des von den
Nazis hingerichteten Dichters Richard
Zach), ging in seinem abschließenden
Statement kaum auf  unsere Fragen ein
und schloss seine  Rede mit den Worten:

Zwei Leben für die Literatur
Arthur West (1922–2000) und Edith West (1919–2022)

gerald grassl
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Immer noch wollte ich bildender
Künstler werden. Am letzten Tag meiner
Lehre beschloss ich, lieber als Hilfs -
arbeiter in Fabriken bei schlechtem Lohn
zu arbeiten als bis zur Pension mit mei-
nen Auslagengestaltungen in den Ein-
kaufsstraßen den Konsumismus der
Modeindustrie zu fördern. Beeindruckt
von den Betriebsreportagen von Günther
Wallraff und den Romanen von Max von
der Grün begann ich meine Erlebnisse
über die Arbeit als Fließbandarbeiter bei
Philips oder Bic, als Getränkezusteller
bei Coca-Cola, als Bleisetzer in einer
Druckerei oder als Nachtwächter zu
schreiben. Aber ich verfasste auch Ge-
dichte und Erzählungen, die bisweilen in
der Wochenend-Beilage der Volks -
stimme veröffentlicht wurden.

Eines Tages rief mich Arthur West an:
Edith habe am Abend ausnahmsweise
keine Zeit, es würde ihn freuen, wenn ich
ihn am Abend zu einer Dichterlesung in
den Kammerspielen begleiten würde.
Der Dichter dieses Abends war Elias
 Canetti. Nach der Lesung entstand ein
ziemliches Getümmel um den aus Groß-
britannien angereisten Schriftsteller.
Dutzende Leute baten ihn um Autogram-
me in ihre mitgebrachten Bücher. Als
sich der Rummel gelegt hatte, begrüßten
sich Arthur West und Elias Canetti freu-
destrahlend wie zwei alte Freunde, die
sich seit vielen Jahren nicht mehr gese-
hen hatten. Ich wurde dem berühmten
Mann vorgestellt, und er sagte zu mir,
dass ihm meine Texte sehr gut gefallen
würden und forderte mich auf, doch
Schriftsteller werden. Nanu? Woher
kannte er meine Texte? Die musste ihm
Arthur zukommen lassen haben. Natür-

lich fühlte ich mich geehrt (hoffend, dass
ich nicht bloß eine Höflichkeitsfloskel
gehört hatte), geehrter als für die weni-
gen „Ehrungen“, die ich später für meine
Texte erhalten habe.

Grazer Autorenversammlung

Die österreichische Literaturlandschaft
war bis Ende der 1960er bzw. Anfang
der 1970er Jahre von den austrofaschis -
tischen und Nazi-AutorInnen dominiert.
Nun waren diese Damen und Herren zu
österreichischen „Patrioten“ mutiert, die
dafür sorgten, dass all ihre KollegInnen,
die 1938 emigrieren mussten, nur ja
nicht mehr zurückzukehren wagten. Sie
hatten das Selbstverständnis von Klein-
gewerbetreibenden, die zueinander in
Konkurrenz standen: Ins Gesicht überaus
„freundlich“ – von hinten flogen die
 Hakeln. Junge und zum großen Teil linke
AutorInnen gründeten 1971 die Grazer
Autorenversammlung (GAV). Sie hatten
festgestellt, dass die überwiegende
Mehrheit der etwa 3.000 SchriftstellerIn-
nen in Österreich an oder sogar unter der
 Armutsgrenze unter Arbeitsbedingungen
und Einkommen von HeimarbeiterInnen
des 19. Jahrhunderts lebten, weswegen
die AutorInnen solidarisch sein müssten
und für ihre gemeinsamen Interessen
kämpfen sollten.

Ich wurde 1981 in die GAV aufgenom-
men (aufgrund von bösen Beleidigungen
legte ich meine Mitgliedschaft im Jahr
1992 still; vor wenigen Jahren wurde
meine Mitgliedschaft schließlich
gelöscht, was ich wie eine ideelle
 „Tötung“ empfand). Bei den jährlichen
Voll- und Generalversammlungen mit
jeweils weit mehr als hundert Teil -

Spanien und anderen NATO-Staaten der
Klassenfeind freundlicher und der Anti-
kommunismus harmloser waren. Ich
meldete mich zu Wort und ließ eine
Schimpfkanonade über die Kultur -
berichterstattung der Volksstimme los.
Als einziger Redner erhielt ich keinen
Applaus, stattdessen unwilliges Gemur-
mel. Kaum war ich von der Bühne ge-
gangen, eilte der „Bruder“ von André
Breton auf mich zu und fragte er-
schrocken: „Was habe ich dir getan?“
Geduldig hörte sich der damalige Leiter
des Kulturressorts der Volksstimme,
 Arthur West, meine weiterführende Kri-
tik ohne Gegenrede an. Am Ende forder-
te er mich auf: „Gibt es eine Ausstellung,
die dir derzeit wichtig ist? Dann schreibe
darüber und bring den Text in der
 Redaktion vorbei.“ Ich hatte bis zu die-
sem Zeitpunkt noch nie etwas für eine
Zeitung verfasst, sondern nur ein paar
politische Karikaturen für eine kleine
Studentenzeitung gezeichnet. Ich wollte
eigentlich bildender Künstler werden.

Ich kann mich nicht mehr erinnern,
über welche Ausstellung ich erstmals
 einen Bericht geschrieben habe. Meine
Rechtschreib- und Grammatikkenntnisse
sind aufgrund meiner Hauptschulausbil-
dung bis heute ungenügend, doch nun
begann Arthur West mir immer mehr
Aufträge zu erteilen, ging mit mir jeden
Text präzise durch, bis dieser endlich
„druckreif“ war. Später durfte ich Ähn -
liches mit Lutz Holzinger, dem späteren
Chefredakteur der Volksstimme, und
 Gustav Ernst, dem Herausgeber der Lite-
raturzeitschrift Wespennest, erfahren.

Begegnung mit Elias Canetti

Arthur West besuchte mit seiner Frau
Edith so ziemlich jeden Abend nicht nur
Aufführungen der lebendigen Klein -
theaterszene, sondern auch die Premie-
ren des Burgtheaters, der Kammerspiele
oder des Theaters in der Josefstadt. Im
Anschluss an die Salzburger Super -
reichen-Festspiele und an die Bregenzer
Festspiele verfasste er Serien von aus-
führlichen Besprechungen. Verärgert
fragte ich ihn, weshalb ihm das „bürger-
liche“ Theater und die Oper ein so
großes Anliegen wären. Und nun begann
eine spannende Belehrung zur Form-
 Inhalt-Dialektik, und dass gerade die
(scheinbar) „bürgerliche“ Literatur seit
der Antike und später vor allem die Dra-
men von William Shakespeare vieles
über die gesellschaftliche Wirklichkeit
der Gegenwart vermitteln können. Das-
selbe gilt für die Musik und die Kunst im
Allgemeinen.

Arthur West (1922–2000) im Jahr 1987
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nehmerInnen ging es meist ziemlich hit-
zig zu: Bei  jeder dieser Zusammenkünfte
standen einige Dutzend Forderungen an
die Politik und Resolutionen zu aktuellen
Ereignissen zur Diskussion. Im Vorfeld
diskutierten wir kommunistischen Auto-
rInnen und SchriftstellerInnen, die der
KPÖ  nahestanden, das jeweilige Ansin-
nen zunächst untereinander. Arthur West
 fasste unsere Diskussionsergebnisse in
einem präzise formulierten Text zusam-
men, der dann von Marie Thérèse Ker-
schbaumer – die auch im GAV-Vorstand
saß – in einem Ton vor dem Auditorium
vorgetragen wurde, dem kaum jemand
zu widersprechen wagte.

Ende der 1980er Jahre begannen dann
auch wichtige linke GAV-AutorInnen,
sich stärker ihren eigenen „Karrieren“ zu
widmen. So  etwas wie ein kleiner
„Bruch“ ergab sich anlässlich der ersten
Lesung von Salman Rushdie im Herbst
1989 in einem großen Zelt auf dem Wie-
ner Votivplatz. Einige Monate zuvor hat-
te das iranische Regime über den Dichter
eine „Fatwa“ wegen des Inhalts des Bu-
ches „Die satanischen Verse“ verhängt,
mit der Aufforderung ihn zu töten.
 Ursprünglich hatte die Hochschüler-
schaft der TU Wien den Dichter eingela-
den, doch das Rektorat untersagte „zum
Schutz der Studenten“ die Veranstaltung.
Und auch die GAV verweigerte die Un-
terstützung dieser  Lesung mit dem Argu-
ment, dass man die Mitglieder „schüt-
zen“ wolle. Aus Protest trat daraufhin
das GAV-Vorstandsmitglied Gerhard
Ruiss aus der Organisation aus und enga-
gierte sich fortan als Generalsekretär der
IG AutorInnen (einer Dachorganisation

aller Schriftstellerorganisationen Öster-
reichs). Erst vor Kurzem erzählte mir Pe-
ter Paul Wiplinger, ein ehemaliges Vor-
standsmitglied der IG AutorInnen, dass
Arthur West zwar nie aus der GAV aus-
getreten sei, er nach der Rushdie- Affäre
aber sein hauptsäch liches Engagement
ebenfalls zur IG AutorInnen verlagerte.

Israel-Sprüche

Zu einem der dümmsten Vorurteile
vieler DichterInnen gehört: „Jeder Kul-
turredakteur einer Zeitung hat in der
Schublade eine Mappe mit schlechten
Gedichten liegen, mit denen er ab seiner
Pensionierung die Öffentlichkeit belästi-
gen will.“ 1974/75 gründete ich mit
Wolfgang Hemel, Manfred Pichler und
Ursula Pressler die Literaturzeitschrift
Löwenmaul. Gleichzeitung war ich noch
in der Initiative zur Abschaffung des
österreichischen Bundesheeres aktiv, die
ihre Treffen in den Redaktionsräumen
des Neuen FORVM von Günther Nen-
ning abhielt. Dort lernte ich zufällig
 Erich Fried kennen und bat ihn (schüch-
tern) um Beiträge für unsere Zeitschrift.
Sogleich öffnete er seine abgewetzte
 lederne Aktentasche und überreichte mir
drei von ihm noch unveröffentlichte Ge-
dichte. 1977 fusionierten wir unsere
Zeitschrift mit der von Nils Jensen und
Reinhard Wegerth herausgegebenen
 Literaturzeitschrift Frischfleisch zu
Frischfleisch & Löwenmaul.

Ab 1978 publizierten wir zudem die
Buchreihe Edition FF&LM. Eines Tages
übergab mir Arthur West ein Kuvert mit
einer Sammlung seiner Gedichte mit der
Frage, ob wir bereit wären, seinen

 Zyklus „Israel-Sprüche“ in unserer Rei-
he als Buch zu publizieren. Ich wagte
zunächst nicht einmal das Kuvert zu öff-
nen, um mir die Texte anzusehen, denn
ich kannte erst wenige seiner Gedichte
aus Anthologien und Zeitschriften, die
ich ausnahmslos der „Agitprop-Litera-
tur“ zuordnete, die von meinen Kollegen
eher skeptisch aufgenommen worden
wären. Ich war in unserem Kollektiv
zwar der einzige Kommunist, doch blie-
ben wir über Jahre von Verlagsförderun-
gen vom Bund und Ländern ausge-
schlossen, weil wir den Behörden als
„verdeckter“ Verlag der KPÖ galten. Ich
antwortete meinem Freund, dass ich über
die Veröffentlichung dieser Gedichte
nicht entscheiden könne, sondern dass
darüber unsere Gruppe abstimmen wer-
den würde.

Bei unserer nächsten Redaktions -
sitzung jubelten die anderen Kollegen
geradezu über die außerordentliche
 literarische Qualität der Gedichte von
Arthur West. Wir luden ihn zu einem
Gespräch darüber ein, wie wir die damit
verbundenen Schwierigkeiten lösen
könnten: Ein Buch kann aus technischen
Gründen erst mit mindestens 64 Seiten
(im Kern) realisiert werden. Wie ist dies
mit „nur“ 35 Gedichten machbar? Man
kann es mit Bildmaterial „aufblasen“,
aber woher, welche Bilder hernehmen?
Ich machte den Vorschlag, ob wir nicht
Erich Fried um ein Vorwort ersuchen
könnten, denn er hatte mir versprochen,
dass ich mich jederzeit an ihn wenden
könne, wenn ich etwas brauche. Arthur
antwortete: „Das macht Erich sicher ger-
ne, schließlich war er, als ich 1943 Edith
im englischen Exil heiratete, unser Trau-
zeuge.“ Aus dem Vorwort von Erich
Fried zu den 1980 erschiedenen „Israel-
Sprüchen“ (1997 gab es eine Neuauflage
in der Berliner Edition Schwarzdruck):
„Es ist gut und es ist nötig, dass gerade
ein Mensch, dessen Schicksal gerade da-
durch geprägt wurde, dass er als Jude
vom Hitler-Faschismus verfolgt und ver-
trieben wurde und gegen ihn kämpfen
lernte, gegen den Zionismus (nicht nur
gegen die eines Begin) an den Palästi-
nensern protestiert und von der
Empörung über diese Verbrechen so er-
füllt ist, dass sie ihn zu Gedichten inspi-
riert. Mir ist es ähnlich wie Arthur West
ergangen. Auch ich wurde als Jude vom
Hitler-Faschismus aus meiner Heimat
Österreich vertrieben. […] So voll von
Bedeutung, von oft mehrschichtigem
Sinn, sind diese Verse, dass ihre Be-
schreibung oder Erklärung weit mehr
Raum einnehmen würde als die Gedichte

Arthur West als Redner bei der gegen Bundespräsident Kurt Waldheim gerichteten
Kund gebung am 12. März 1988 am Wiener Ballhausplatz
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Volksstimme die erste Tageszeitung in
Österreich, und sie blieb für viele Jahre
auch die einzige, die über jedes Kinder-
und Jugendtheaterereignis und jeden
neuen Kinder- oder Jugendfilm ausführ-
lich berichtete.

Edith West

Leider ist es wohl bis heute der übliche
Fall, dass hinter jedem erfolgreichen
Mann eine engagierte Frau steht, über
deren Biografie kaum etwas bekannt ist,
und die sich nach dem Tod des Eheman-
nes meist um dessen Nachlass bemüht.
Dies trifft auch auf auf Arthur Wests
Ehefrau Edith zu. Am 14. April 1919 in
Wien geboren, waren ihre Eltern Anfang
des 20. Jahrhunderts aus Polen in die
österreichische Hauptstadt emigriert. Sie
hatte fünf Geschwister. Als Jugendliche
organisierte sich Edith zunächst bei den
Roten Falken und wechselte nach dem
 Februar 1934 zum illegalen Kommunis -
tischen Jugendverband (KJV). In diesen
Jahren absolvierte sie eine Ausbildung
zur Kindergärtnerin. Ihrer Mutter gelang
es nach dem „Anschluss“ Österreichs im
März 1938, mit ihren fünf Kindern nach
Großbritannien zu emigrieren. Dort fand
Edith zunächst eine Anstellung als Haus-
gehilfin, später arbeitete sie als Näherin
und dann als Metalldreherin in einem
Rüstungsbetrieb. In ihrer Freizeit enga-
gierte sie sich in der österreichischen
Exilorganisation Young Austria, wo sie
Arthur West kennenlernte. Die beiden
heirateten im Jahr 1943. Im Umfeld von
Young Austria und des Londoner Aus -
trian Centre lernten Arthur und Edith
West 1942 auch den österreichischen
Dichter Theodor Kramer (1897–1958)
kennen, der vor der Machtübernahme der
Nazis in Deutschland zu den meistgele-
senen Lyrikern im deutschen
Sprachraum gehörte. Im englischen Exil
lebte Kramer unter ärmlichen Verhält-
nissen als Bibliothekar des County Tech-
nical College in Guildford.

Edith und Arthur kehrten 1946 nach
Wien zurück. In den Jahren 1944 bis
1946 hatte Arthur der britischen Armee
angehört, zu er sich freiwillig gemeldet
hatte, um am Kampf der Alliierten gegen
den Hitlerfaschismus teilzunehmen.
Edith zufolge hatte sie sich in England
nie wirklich heimisch gefühlt. Arthur
 arbeitete fortan beim neu gegründeten
Globus-Verlag als Lektor, Edith wieder
als Näherin und später in der Mineral -
ölindustrie. Theodor Kramer kehrte erst
1957, ein Jahr vor seinem Tod, aus dem
englischen Exil nach Wien zurück. Edith
West berichtete, dass sich zwar einige

Mitglieder des PEN-Clubs in Wien
manchmal nach dem Befinden von
 Kramer erkundigten, doch um ihn
„gekümmert“ habe sich sonst niemand
um ihn. Er war ein Pflegefall geworden.
Diese Pflege übernahm nun hauptsäch-
lich Edith West, sie kochte oft für ihn,
räumte seine kleine Wohnung auf, wusch
und bügelte seine Wäsche usw. Mindes -
tens einmal in der Woche lud das Ehe-
paar West Kramer zum Essen in ihre
Wohnung in Favoriten ein. So gut es
ging, vermittelten sie auch noch Lesun-
gen für ihn oder begleiteten ihn helfend
zu Kulturveranstaltungen.

Als Arthur West das Projekt „Linkes
Wort“ am Volksstimmefest begann, war
Edith die „Seele“ dieser Veranstaltungs-
reihe. Nach jeder Lesung wurden die Au-
torInnen zum Stand der KPÖ Favoriten
eingeladen, wo sie mit ihren Genossin-
nen aus dem Bezirk eine Kaffeejause (als
bescheidenes „Honorar“) vorbereitet hat-
te. Diese „Tradition“ führten die Favorit-
ner GenossInnen aus Favoriten noch lan-
ge Jahre fort. Einige Wochen nach dem
Tod von Arthur im Jahr 2000 rief mich
Edith an: „Weißt Du eigentlich, dass
 Arthur auch mehrere Theaterstücke ge-
schrieben hat?“ Nein, das wusste ich bis
zu diesem Zeitpunkt nicht. Edith hatte
angenommen, dass ich gute Kontakte zu
Wiener Bühnen hätte, und wollte einfach
nicht glauben, dass ich noch nie Kontak-
te zur Theaterszene Wiens hatte. Jedes
Mal, wenn ich später Edith bei verschie-
denen Veranstaltungen traf, schaute sie
mich (an-)klagend an und berichtete, wie
schwer es für sie sei, alles zu unterneh-
men, damit das Werk von Arthur West
nicht vergessen werde. Edith West ist am
7. August 2022, im 104. Lebensjahr, in
Wien gestorben.

selbst. Aber es ist auch gar nicht notwen-
dig, sie zu erklären; sie sind, wenn man
elementare Kenntnis der Bibel und eini-
ge Tatsachen der jüdischen Geschichte
voraussetzen darf, leichter verständlich
als viele moderne Texte. Sie bemühen
sich auch nicht um Neuigkeit oder um
 irgendeine poetische Manier, sondern er-
reichen ihre wirkliche Originalität immer
wieder dadurch, dass der Sinn nicht nur
auf besonders geglückte Art konzentriert
ist, sondern dass es offenbar ein Sinn -
gehalt ist, der dem Dichter so sehr in
Fleisch und Blut übergegangen ist, dass
Gedanken, Gefühl und sprachlicher Ein-
fall eine Einheit bilden. Es ist, als hätte
Arthur West diese Gedichte schon viele
Jahre mit sich herumgetragen, ehe sie ge-
schrieben wurden, so sehr verschmelzen
Unmittelbarkeit und Reife in ihnen, so
sehr sind diese Verse auch, trotz ihres
gewichtigen Inhalts, von diesem Inhalt
und den daran anknüpfenden Gedanken
nie überfrachtet, sondern Gefühl und
Sprache, gerade auch im Sprachgefühl
ineinander verschmolzen, sind so stark
und originell, dass die Gedichte nicht
,kopfschwer‘ werden. / Es sind liebe -
volle Gedichte, von Liebe erfüllt nicht
nur zu denen, mit denen der Dichter sich
solidarisiert, sondern auch zu den Schul-
digen, die er beklagt, indem er sie
 anklagt, und die er nie schlecht zu
 machen sucht.“

Linkes Wort 
am Volksstimmefest

Ab 1975 wurde am Volksstimmefest
der KPÖ jedes Jahr das von Arthur West
und Ernst Wimmer initiierte „Linke
Wort“ zu den bestbesuchten AutorInnen-
lesungen im Land, die Arthur über seine
Pensionierung im Jahr 1982 hinaus bis in
die 2000er Jahre (unterstützt von Helmut
Rizy, seinem Nachfolger als Kultur -
redakteur der Volksstimme) betreute.
Ebenso verfasste er bis zur Einstellung
der Volksstimme als Tageszeitung im
Jahr 1991 weiterhin Rezensionen für das
Blatt. Kaum war Arthur West Anfang
der 1980er Jahre in Pension gegangen,
publizierte er ein halbes  Dutzend weite-
rer Lyrikbände, davon die ers ten vier im
Kleinverlag Herbstpresse seines Freun-
des, des Lyrikers Werner Herbst (1943–
2008). 2002 erschien in der Edition
Schwarzdruck in Berlin der „Versuch
 einer Werkausgabe“ in drei Bänden.
 Arthur West war zwei Jahre  zuvor, am
16. August 2000, in Wien  gestorben.

Fast hätte ich eine Besonderheit von
Arthurs Leistungen als Kulturredakteur
vergessen: Unter seiner Ägide war die

Edith West (1919–2022)
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Rudolf Leo: Versteckt und verschwiegen.
Erinnerungen von Siegfried Loewe. Salz-
burg: Otto Müller Verlag 2022, 128 S.,
23 Euro

Die Beschäftigung mit dem National-
sozialismus und dem, was er mit

 Regionen, aber auch mit einzelnen Men-
schen gemacht hat, ist für den Historiker
Rudolf Leo kein Neuland. Mit „Der Pinz-
gau unterm Hakenkreuz“ und „Bruck un-
term Hakenkreuz“ sind Leo zwei Stan-
dardwerke der regional geschichtlichen
Literatur gelungen. Wer sich mit dem
Nationalsozialismus im Salzburger Inner-
gebirge beschäftigt, kommt um Leos
 Publikationen nicht herum.

Völlig anders, indes nicht minder
 interessant, ist Leos neuestes Buch ge-
worden. Mit „Versteckt und verschwie-
gen“ widmet er sich der Aufarbeitung
der Lebensgeschichte von Siegfried
 Loewe. Geboren 1939 in Brüssel als
Siegfried Grossmann, wurde Loewe als
Kind jüdischer Eltern mit seiner Schwes -
ter Rebecca von der Organisation L’en-
fant caché („Das versteckte Kind“) mit
über 2.000 anderen Kindern in Belgien
vor dem Tod durch den NS-Faschismus
gerettet. Ihr Weg führte die beiden über
ein Waisenheim in Belgien schließlich
zu einer  Adoptivfamilie nach Wien.
Über die Geschichte der beiden Kinder
und die Ermordung der Eltern durch die
Nazis wurde in seiner „neuen“ Familie

 Eltern wegen ideologischer Wertlosig-
keit abgelehnt wurden.

Erste Eindrücke aus den kommunis -
tischen Jugendorganisationen und aus
dem Parteileben der KPÖ, etwa die De-
monstrationen am 1. Mai, beeindrucken
zwar wegen ihrer Farbigkeit, fesseln den
jungen Rene aber nicht, der sich zu jener
Zeit auch nicht als Kommunist begreift.
An der Lektüre der Volksstimme, damals
als Tageszeitung Zentralorgan der KPÖ,
interessiert ihn vor allem die Gerichts -
berichterstattung, die er spannender fin-
det als die Pflichtlektüre, die ihm von
den LehrerInnen aufgetragen wird.

Prägende Ereignisse wie der Wider-
stand gegen den Vietnamkrieg, der Rene
ins britische Jugendgefängnis mit be-
klemmenden Erlebnissen führt, aber
auch die 68er Bewegung, die Rene eher
aus der Perspektive der Beisln und Cafés
der damaligen Boheme in Wien erlebt,
bilden den Hintergrund seiner persönli-
chen und politischen Entwicklung. Rene
lernt beim Jobben die Tricks der Frem-
denführer kennen und er nimmt schließ-
lich die Einladung eines östlichen
 Geheimdienstes an, dessen Ausbildung
zu absolvieren.

Erlebtes und Fiktives mischt sich in
diesem Buch, den roten Faden aber bil-
det der andere Weg, den Rene ein-
schlägt. LeserInnen aus der Generation
des Autors werden vieles finden, was sie
selbst erlebt, beobachtet und erfahren ha-
ben. Jüngere Leser finden eine gute Ein-
führung in die Zeitgeschichte und in die
politische und kulturelle Atmosphäre je-
ner Jahre. Ein Vorzug des Romans ist die
oft starke, dann wieder einfühlsame, in
jedem Fall aber gut lesbare Sprache, die
es versteht, Spannung zu erzeugen, vor
allem auch durch den raschen Szenen-
wechsel zwischen Erlebten und Rück-
blenden, die Erinnerungen reflektieren.
Der Roman findet ein überraschendes
Ende, darüber aber sei nichts verraten.

Michael graber

Gisela Hormayr: Aufbruch in die „Hei-
mat des Proletariats“. Tiroler in der
 Sowjetunion 1922–1938. Innsbruck,
 Wien: StudienVerlag 2022 (Studien zu
Geschichte und Politik, Bd. 27), 172 S.,
21,90 Euro

Gisela Hormayr hat 2012 den Tiroler
ArbeiterInnenwiderstand gegen den

NS-Faschismus umfassend dargestellt.
In ihrem Standardwerk „,Ich sterbe stolz
und aufrecht‘. Tiroler SozialistInnen und
KommunistInnen im Widerstand gegen
Hitler“ hat sie den Widerstand revolu-

beharrlich geschwiegen. Die Tatsache
der eigenen jüdischen Herkunft eröffnete
sich Siegfried Loewe erst zufällig 1961 –
im Alter von 22 Jahren – in Paris. Erst
mit Ende 50 erfuhr er erstmals  davon,
damals in Brüssel als Kind versteckt und
vor dem Tod gerettet worden zu sein.
Loewes Geschichte ist geprägt von lang -
anhaltendem Verschweigen und späten
Momenten der Erkenntnis. Mit diesem
Erinnerungsbuch bricht der Romanist,
der lange Jahre an der Universität Wien
lehrte, erstmals dieses lange Schweigen.
Über zwei Jahre hinweg erzählte Sieg-
fried Loewe dem Historiker Rudolf Leo
seine Geschichte, und jener
 recherchierte, ordnete ein, fragte nach.
Aus den Gesprächen resultierte letztlich
eine lohnende, berührende und aufkläre-
rische Lektüre.

christian kaserer

Georg Tidl: Rene, oder Der andere Weg.
Wien: Verlag der Theodor Kramer
 Gesellschaft 2022, 350 S., 24 Euro

Georg Tidl, ehemaliger Fernsehjour-
nalist, Historiker und Publizist, hat

einen neuen Roman vorgelegt: eine auto-
biografisch grundierte Erzählung über
die ersten Lebensabschnitte des auf-
wachsenden Rene. Dieser wird geprägt
durch seine antifaschistische Familie,
seine kommunistischen Eltern, die
während und nach der Nazizeit wider-
ständig lebten und Rene das Gefühl ver-
mittelten, einen eigenen Weg gehen zu
müssen und gehen zu können. Die Por-
träts dieser Verwandten und deren
 Lebenswege durch Gefangenschaft und
Konzentrationslager machen einen nach-
haltigen Eindruck nicht nur auf den jun-
gen Rene, sondern auch auf den Leser
bzw. die Leserin der Erzählung.

In einigen Stationen werden Renes
Schulzeit geschildert, seine Kindheit und
Jugend in Kärnten und die Studienzeit in
Wien. Die LeserInnen lernen die noch
NS-geprägte Atmosphäre der Nach-
kriegszeit und den linken Aufbruch der
1960er und 1970er Jahre kennen. Beson-
ders gelungen sind im Text die Naturbe-
schreibungen bei den Wanderungen des
Buben durch die Kärntner Berge, aber
auch die Milieu- und Zeitgeistschilde-
rungen. Es sind auch jene Details, die
das Leben eines Kindes in den 1950er
Jahren plastisch erscheinen lassen. Etwa
die Karl-May-Bildchen, die als Beilage
einer Margarinepackung begehrte
Sammlungs- und Tauschobjekte waren –
was ich aus eigener Anschauung bestäti-
gen kann –, auch wenn sie von den
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wurf der „Sabo tage“ oder der „konterre-
volutionären Aktivität“ verurteilt und
hingerichtet zu werden.

Verwiesen wird auch auf die Solida-
rität mit den sowjetischen sozialistischen
Aufbaubemühungen, wie sie sich etwa in
einer nach Russland reisenden Tiroler
Arbeiterdelegation 1927 zeigt: Josef
 Populorum und Angelus Pallestrang
wurden deshalb aus der Sozialdemokra-
tischen Arbeiterpartei ausgeschlossen.
Pallestrang war dann wichtiger Tiroler
KP-Organisator (1928 Obmann der Inns-
brucker KP-Arbeiterwehr, Rote Hilfe).

An Hand zahlreicher Biographien be-
schreibt die Autorin auch die wirtschaft-
lich begründete Auswanderung in die
Sowjetunion, verursacht durch die Mas-
senarbeitslosigkeit der kapitalistischen
Weltwirtschaftskrise, aber auch durch
das Interesse der Sowjetunion an Fach -
arbeitern, die im Rahmen der Industriali-
sierungskampagne dringend benötigt
wurden, ehe diese dann ab Mitte der
1930er Jahre oft zur Rückkehr in ihre
Heimatländer gedrängt werden sollten.

Einige wenige biographische Hinweise
mögen hier die auseinandergehenden po-
litischen Wege von Tiroler politischen
(Schutzbund-) Emigranten kurz verdeut-
lichen: Johann Sappl, Bergarbeiter in
Häring, hoch verdienter sozialdemokrati-
scher Betriebsrat und Gemeinderat, zähl-
te im Februar 1934 zu den maßgeblichen
Organisatoren der Schutzbund-Arbeiter-
kämpfe im Raum Wörgl-Kirchbichl-
Häring. So wie seine Kampfgefährten
mit Mühe dem austrofaschistischen
Standrecht entgangen, konnte er im März
1934 in die Schweiz nach Zürich flüch-
ten, wo er wegen der Teilnahme an
 einem KP-Treffen polizeilich gemaß -
regelt wurde, und von wo aus er sich mit
Unterstützung der Internationalen Arbei-
terhilfe im August 1935 zur „definitiven
Ausreise nach Moskau“ abmeldete.
 Sappl fand Anstellung auf der Baustelle
der Moskauer Metro. Ob es u.a. wegen
des hohen Lohngefälles zwischen dem
höheren Ingenieurpersonal und den „ein -
fachen“ Arbeitern – wie Sappl – zu
 Akten der Arbeitsverweigerung kam, ist
nicht klar. Sappl – seit 1936 KPÖ-Mit-
glied – wurde nach seiner Verhaftung
vorgeworfen, er sei nicht in der  Lage,
„seine sozialdemokratische Vergangen-
heit abzustreifen“. Ende 1937 plante er
mit seiner Familie nach Österreich
zurückzukehren. Unter anderem wegen
seiner Kontakte zur österreichischen Ge-
sandtschaft wurde Sappl im März 1938
vom sowjetischen Geheimdienst NKWD
verhaftet und nach einem Scheinprozess

im August 1938 hingerichtet. 1957 wur-
de das Urteil nach einer Intervention von
KPÖ-Sekretär Friedl Fürnberg informell
revidiert: Es gäbe keinerlei Hinweise auf
 eine Spionagetätigkeit von Sappl.

Romed Bucher (1901–1975) war in
den frühen 1930er Jahren in der kommu-
nistischen Bauernselbsthilfe aktiv. Wie-
derholt unterstützte er im März 1932 in
Thaur nahe Innsbruck von Versteigerung
und Delogierung bedrohte Kleinbauern,
was ihm eine neunmonatige Haftstrafe
eintrug. Wegen seiner Aktivitäten für die
seit 1933 verbotene KPÖ wurde Bucher
im Frühjahr 1934 kurz in Wöllersdorf in-
terniert. Nachdem es der Tiroler Polizei
1935 wohl mit Hilfe eines Spitzels ge-

tionärer SozialistInnen rund um die
Gruppe Neu Beginnen, geknüpft an die
Namen des 1943 hingerichteten Wörgler
Arbeiterpaars Josefine und Alois Brun-
ner, genau dokumentiert und analysiert.
Ebenso eingehend beschreibt sie den
 Widerstand und die Ermordung kommu-
nistischer und ehemals sozialdemokrati-
scher Arbeiterfunktionäre in Kufstein
(Adele Stürzl – „Rosa Luxemburg von
Kufstein“, Johann Schmidt, Thomas Sal-
venmoser, Hans Vogl), in Schwaz (Max
Bär), im Umfeld von Kitzbühel (Anton
Rausch, Alois Graus, Adalbert Horejs,
Josef Pair, Josef Werndl) sowie die
 Widerstandsaktivitäten von Eisen-
bahnern wie Konrad Tiefenthaler und
Andreas Obernauer.

Zuletzt hat Gisela Hormayr 2019 in
den Mitteilungen der Alfred Klahr
 Gesellschaft ein beeindruckendes Porträt
von Josefine Schneider (1906–1942),
„einer Jüdin im kommunistischen
 Widerstand“, vorgelegt: Die Handels -
angestellte Schneider, Aktivistin der ille-
galen KPÖ und der Roten Hilfe, war im
Herbst 1937 (auch zur konspirativen Par-
teiarbeit) nach Innsbruck gekommen.
Nach dem „Anschluss“ Österreichs von
der Gestapo verhaftet, wurde sie 1939 in
die Konzentrationslager Lichtenburg und
Ravensbrück eingeliefert, um nach jahre-
langer Qual im Frühjahr 1942 in der
 Tötungsanstalt Bernburg an der Saale
 ermordet zu werden.

Mit „Aufbruch in die ‚Heimat des Pro-
letariats. Tiroler in der Sowjetunion“ er-
innert Hormayr nun an das politisch
 widersprüchliche Schicksal zahlreich
weiterer zu Unrecht vergessener, aus
 unterschiedlichen Motiven auch aus der
 Geschichtstradition von SPÖ und KPÖ
oft verdrängter Tiroler Arbeiteraktivis -
ten, deren Weg im Zug der Schutzbund -
emigration nach dem niedergeschla-
genen Februaraufstand von 1934 in die
Sowjetunion, in die Tschechoslowa -
kische Republik, aber auch in die
Schweiz und nach Großbritannien führte.

Vorab rekonstruiert die Verfasserin die
Lebenswege von in Russland internier-
ten Tiroler Kriegsgefangenen des Ersten
Weltkriegs, die ab 1917 mit der Oktober-
revolution sympathisierten, und die von
den Tiroler Polizeibehörden nach ihrer
Rückkehr nach Österreich – etwa im Zu-
sammenhang mit der nahen Münchner
Räterepublik vom Frühjahr 1919 – arg-
wöhnisch überwacht wurden. Einige von
ihnen kehrten Anfang der 1920er Jahre
in die Sowjetunion zurück, um dann in
einigen Fällen während des Parteiterrors
in den Jahren ab 1936 unter dem Vor-

Die Alfred Klahr Gesellschaft
trauert um Josef („Enzi“) En-

zendorfer, der am 14. August im
68. Lebensjahr an einer schweren
Krankheit verstorben ist. Enzen-
dorfer wurde am 5. Februar 1955
in Gunskirchen bei Wels geboren.
„Enzis“ Lebensweg führte ihn
nach einer Nachrichtentechnikleh-
re und nach Abschluss der HTL in
die Landeshauptstadt Salzburg, wo

er ein Studium der Geschichte be-
gann. 1978 wurde er Mitglied der
KPÖ, in der u.a. als Landesspre-
cher und Spitzenkandidat bei Ge-
meinderats- und Landtagswahlen
enagiert war. Seit 1985 war er im
KZ-Verband aktiv, von 2007 bis
2021 war er Vorsitzender des Salz-
burger KZ-Verbands. Hauptberuf-
lich war Enzendorfer seit den
1990ern für die EZA in Köstendorf
tätig. Bis zuletzt blieb er dem KZ-
Verband als Ehrenobmann und
Vorstandsmitglied aktiv verbun-
den. Enzendorfer war ein profun-
der Kenner der Salzburger Regio-
nalgeschichte, insbesondere des
politischen Widerstands gegen die
Nazi-Diktatur.

Josef Enzendorfer
(1955–2022)
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lungen war, die Tiroler KP-Organisation
um den Kärntner Tischler Simon Kom-
pein aufzudecken, wurde auch Bucher
verhaftet, ehe er Anfang 1936 in die
 Sowjetunion ausreisen konnte, wo er an
die Internationale Leninschule delegiert
wurde. Im Frühjahr 1938 nach Innsbruck
zurückgekehrt, wurde Bucher von der
Gestapo verhaftet, die ihm vorwarf, dass
er als überzeugter Kommunist Mithäft-
lingen weiterhin die sozialistischen
 Errungenschaften der Sowjetunion ange-
priesen hat. Nach verhängter Haftstrafe
wurde Bucher in das Konzentrations -
lager Dachau eingeliefert, wo er 1945
befreit wurde. Ehefrau Thusnelda
 Bucher wurde 1939 in das KZ Ravens-
brück deportiert. Nach Tirol zurückge-
kehrt, war Romed Bucher für kurze Zeit
in der Landesleitung der KPÖ tätig.

Der Kirchbichler Schutzbundführer
Thomas Berger (1908–1990) galt den
Austrofaschisten im Frühjahr 1934 als
besonders gefährlicher Teilnehmer „am
Aufruhre“ und als „Aufwiegler“. Wie
Sappl konnte er in die Schweiz flüchten,
von wo aus er im August 1935 Richtung
Moskau aufbrach. Berger zählt zu jenen
rund 160 Schutzbündlern, die von der
Sowjetunion aus als Interbrigadisten in
den Spanischen Bürgerkrieg zogen.
Nach der Niederlage der Republik kam
Bergers geplante Rückkehr in die
 Sowjetunion nicht zustande. Nach der
Flucht aus dem französischen Lager
Gurs fiel Berger 1940 der Gestapo in die
Hände. 1941 aus der Gestapo-Haft ent-
lassen konnte Berger den Faschismus –
polizeilich überwacht – im Tiroler Un-
terland als Fabrikarbeiter überstehen.
Berger stand zeitlebens zu den politi-
schen Idealen seiner Jugend.

1937 im Umfeld eines traditionellen
Wipptaler Landkatholizismus fern jeder
Verbindung zur linken Arbeiterbewe-
gung gestanden. Bair – nun Mitglied der
spanischen KP – konnte 1939 über
Frankreich in die Sowjetunion emigrie-
ren. Gegen Kriegsende 1944 noch an der
Seite der slowenischen Partisanen einge-
setzt, war Bair nach 1945 kurz in der
Landesleitung der Tiroler KPÖ tätig. Un-
ter den Vorzeichen des „Kalten Kriegs“
übersiedelte er in die DDR.

Der Eisenbahnersohn Emmerich
Übleis (1912–1942) war 1933 von Wien
zum Studium der Chemie an die Univer-
sität Innsbruck gekommen. 1935 wurde
er vom Innsbrucker Universitätsrektor
nach seiner Verurteilung wegen Akti-
vität für die illegale Tiroler KPÖ „für
immer“ vom Studium an österreichi-
schen Hochschulen ausgeschlossen.
Übleis war u.a. als Redakteur für die
 Rote Volkszeitung tätig. Über Prag kam
er im Frühjahr 1937 nach Spanien. Wie
Bair konnte Übleis 1939 in die
 Sowjetunion übersiedeln, wo er 1942
tödlich verunglückte.

Das Buch dokumentiert die nachhalti-
ge Auslöschung und Demoralisierung
 eines lokalen arbeiterwiderständischen
Milieus, von dem einzelne Vertreter dem
terroristischen „Säuberungsprozess“ in-
nerhalb der KPdSU zum Opfer fielen.
Das Buch demonstriert den Lesenden
aber vor allem, wie ein in Tirol vorhan-
denes kämpferisches Arbeitermilieu vom
(NS-)Faschismus systematisch, und
 damit über die Befreiung von 1945 hin-
aus wirksam, desorganisiert, verfolgt
und  liquidiert wurde: unersetzbare
 Kader, die dem sozialistischen Lager
nach 1945 auch in der Tiroler Provinz
schmerzlich fehlten.

Peter goller

Ines Geipel: Schöner Neuer Himmel. Aus
dem Militärlabor des Ostens. Stuttgart:
Klett-Cotta 2022, 288 S., 22,95 Euro

Es ist eine wissenschaftliche Terra in-
cognita, die in der DDR erfolgte

Vermengung von im Leistungssport ein-
gesetztem Doping mit der menschlichen
Erforschung des Kosmos. Ines Geipels
Buch „Schöner Neuer Himmel. Aus dem
Militärlabor des Ostens“ hat sich zum
Ziel gesetzt, dieses noch unentdeckte
Land erstmals zu erkunden. Sie greift
 dabei auf die wenige bisher vorhandene
Literatur zurück und nimmt darüber hin-
aus umfassende eigene Archivrecher-
chen vor. Alleine der Endnotenapparat
ihres Buches mit Verweisen auf DDR-

Der junge Schutzbündler Johann Lenk
übte als Obmann der Sozialdemokrati-
schen Arbeiterjugend (SAJ) im Bezirk
Kufstein schon im Vorfeld des Februar
1934 Kritik am defensiv opportunisti-
schen Kurs des Tiroler Landes -
parteivorstandes. Lenk ergab sich mit
seinen Mitkämpfern erst spät der Über -
legenheit von Bundesheer und Heim-
wehr. Nach seiner Freilassung 1935
schloss sich Lenk – seit Jugendtagen mit
dem Ehepaar Alois und Josefine Brunner
befreundet – der Neu Beginnen-Gruppe
um die Revolutionären Sozialisten, kon-
kret um den in der ČSR aktiven Walde-
mar Knoeringen, an. Nach dem deut-
schen Überfall auf Prag gelingt Lenk
1939 die Flucht nach England, wo er ge-
meinsam mit anderen Neu Beginnen-Ak-
tivisten vergeblich versucht, von Seite
der englischen Labour-Partei als die ei-
gentliche Vertretung des sozialdemokra-
tischen Exils – also jenseits der Exil-SPD
– anerkannt zu werden. Lenk verstarb
Ende 1945 in jungen Jahren im engli-
schen Exil: Ob eine Rückkehr nach Tirol
erwünscht gewesen wäre? Ob er jenen
nun dominanten  parteirechten sozial -
demokratischen Kreisen, die im antifaschi-
stischen Kampf zumeist abseits gestanden
waren, willkommen gewesen wäre?

Gisela Hormayr hat unzählige weitere
Biographien ausgearbeitet. Hier kann nur
noch auf zwei Tiroler Spanienkämpfer
verwiesen werden, die 1939 nach der
Niederlage der Spanischen Republik in
die Sowjetunion übersiedeln konnten:
Der verarmte Kleinbauer Max Bair
(1917–2000), bekannt als Protagonist
von Egon Erwin Kischs Novelle „Die
drei Kühe“, war bis zu seinem Weg an
die Seite des republikanischen Spanien

25.09.2022
Tag des Denkmals 
Dan spomenika

Exkursion, Vorträge, Ausstellungserö�nung, Musik
Ekskurzija, predavanja, odprtje razstave in glasba

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

Mit/Nastopajoči: Gabu Heindl, Drehli Robnik, Jelena 
Popržan, FPZ Z‘Borke, Zveza koroških partizanov/
Verband der Kärntner Partisanen uvm./idr. 

  
  

Peršman

www.persman.at

 

 
 

 
 

09.25
 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

220.20909.2
 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

22
Das P

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

enkmal am Ptisan*innendarDas P

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

f undšmanhoerenkmal am P

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

09.25
es Denkmalsg daTTa

Dan spomenik
 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

220.20909.2
es Denkmals

aDan spomenik
 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

22

Im Jahr 2022 f
seinen zw

echtpr
Jahr
Rupr
Seit 2019 st

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

*innendenkmal mitartisaneiert das PIm Jahr 2022 f
šmanhof und in Steren am Pandortei Stseinen zw

/Šentrupert ein halbrundes Jubiläum. Vecht
enplastik am Fde die Figuren, 1947, wurJahr

ec fvoelik/Vtermarkölkecht bei VRupr
er Denkmalschutz. Geeht das Denkmal untSeit 2019 st

meinsam mit Expert*innen beleucht

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

*innendenkmal mit
. Rušmanhof und in St -

or 75/Šentrupert ein halbrundes Jubiläum. V
.riedhof Stenplastik am F
.eierlich enthülltec f

er Denkmalschutz. Ge-
en wir am intmeinsam mit Expert*innen beleucht

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

Exk

meinsam mit Expert*innen beleucht
tionalen T
Denkmälern in umk

erV
neu entwick

erbindev

Mit
oprP
erbV

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

ellungserusste, Aägortrsion, VurExk

meinsam mit Expert*innen beleucht
ei Ortag des Denkmals an zwtionalen T

en Erinnerungskämp�Denkmälern in umk
urprultt ein Kegleitung bealtanster

ellung, ein Shuttleusst-A-Upoper Peltneu entwick
e.andortt die beiden Sterbinde

ehli Rajoči: Gabu Heindl, Drop/NastMit
oških pora kzeve, ZZ Z‘Borkan, FPžopr

artisanen uvm./idrand der Kärntner Perb

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

�nung, Musiköellungser

ernaen wir am intmeinsam mit Expert*innen beleucht -
onolle ven die Rei Ort

en. Dieurulten Erinnerungsk
eamm inklusivogrurpr

-Busellung, ein Shuttle

, Jelenaobnikehli R
/vanoartizoških p

.artisanen uvm./idrartisanen uvm./idr.

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

aur/00 Uhr.13
uprt. Rf SriedhoF

šmanerP

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

t

markterölkt/Vt/Völkechupr

sman.a.perwww

.30 Uhr15
šmanhoerP

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

Eksk

aur/.30 Uhr
fšmanho

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

azstanja, odprtje redavzija, prurEksk

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

 

  
  

 

 
 

 
 

ae in glasbavazst



Rezensionen 31

3/22

der ArbeiterInnenklasse und waren auf-
rechte AnhängerInnen der französischen
KP und ihrer Gewerkschaft. Doch eignet
sich Eribons Familiengeschichte nur be-
dingt als Stoff für ein proletarisches Hel-
denepos, vielmehr spiegelt sie die
Zerrüttung der europäischen ArbeiterIn-
nenmilieus im Kleinen wider: soziale
Not und Verzweiflung, Alkoholismus
und familiäre Gewalt, Abstiegsängste
und Alltagsrassismen, Minderwertig-
keitsgefühle und der Verlust vertrauter
Verhältnisse durch den neoliberalen
 Gesellschaftsumbau.

Schon 1848 formulierte Karl Marx,
dass jeder halben Revolution eine ganze
Konterrevolution folge. Umso schlim-
mer verhält es sich mit dem offenen Ver-
rat einer Linken an der ArbeiterInnen-
klasse, die damit den Boden bereitet hat
für den heutigen Aufstieg des Front Na-
tional in Frankreich. Wie es dazu kom-
men konnte, beschreibt Didier Eribon in
seinem Bestseller „Rückkehr nach
Reims“, das mittlerweile in 21. Auflage
(1. Auflage 2016) erschienen ist. Als
wichtigen Faktor hierfür beschreibt er
das Versagen der Linken.

Nach dem Tod des Vaters kehrte Erib-
on – als sozial aufsteigender, homosexu-
eller Trotzkist, der seinem proletarischen
Familienumfeld, das er als rückwärtsge-

bezogene Archive umfasst 35 Seiten.
Man möchte also meinen, hier eine wis-
senschaftlich fundierte Untersuchung
vorzufinden. Alleine, man wird ent-
täuscht. Geipel, selbst ehemalige DDR-
Leistungssportlerin, Doping-Geschädig-
te, Publizistin und Literaturwissenschaf-
terin, vermischt die historischen Fakten
mit Augenzeugen berichten, eigenen Er-
innerungsstücken und philosophisch-
essayis tischen Überlegungen zu einer
Melange feiner Prosa. Ein Krimi, viel-
leicht ein Thriller ist es, den man hier zu
lesen bekommt, verbunden mit dem aller-
dings gescheiterten Versuch einer Ideen-
geschichte der Erforschung des Kosmos
und der Bedeutung des menschlichen
Körpers in der DDR; wissenschaftliche
Aufarbeitung indes ist dieses Buch nicht.

Der selbstgesetzte ideologische Auf-
trag Geipels ist klar, weshalb sie sich
manchmal zu nicht ganz ernstzunehmen-
den Behauptungen versteigt. Oftmals
werden die LeserInnen mit nicht beant-
worteten Suggestivfragen zurück -
gelassen. Der Verlag wäre gut darin be-
raten gewesen, dem Buchtitel die Be-
zeichnung „Polit-Thriller“ beizufügen.
„Schöner Neuer Himmel“ kann aufgrund
der unzähligen Archiv recherchen als er-
ste nütz liche Handreichung gelesen wer-
den, an die  eine echte wissenschaft liche
Erforschung, Kontextualisierung und
Aufarbeitung dieses Themas wird an-
knüpfen  können. Dass die Vermischung
von  Doping im Leistungssport und der –
auch  militärischen – Kosmosexploration
in der DDR unangenehme Ausmaße an-
genommen haben mag, muss und kann
wohl auch nicht bestritten werden. Dass
es sich dabei jedoch um einen Vorgang
handelt, der einem genuin verdorbenen
System inhärent wäre, hingegen schon,
bedenkt man, wie auch heute noch etwa
in den USA daran geforscht wird.

christian kaserer

Didier Eribon: Rückkehr nach Reims.
Berlin: edition suhrkamp 2022 (21. Auf-
lage), 240 S., 18 Euro

Die Politiker sind alle gleich. Ob links
oder rechts, die Rechnung zahlen

immer dieselben“, so oder so ähnlich
klang die Anklage der französischen Ar-
beiterInnenklasse Anfang der 1980er
Jahre, als die Regierung von François
Mitterrand unter Beteiligung der Kom-
munistischen Partei Sozialkürzungen
und Privatisierungen durchführte. Auch
die Eltern des französischen Soziologen
Didier Eribon sahen rechte oder gar
rechtsextreme PolitikerInnen als Feinde

wandt erlebt, den Rücken kehrt ohne
 dabei aber jemals wirklich in der franzö-
sischen Intelligenzija anzukommen – in
die nordfranzösische Industriestadt
Reims zurück und arbeitete in Ge-
sprächen mit seiner Mutter nicht nur die
Geschichte seiner Familie, sondern auch
seiner Klasse auf. Er beschreibt die öko-
nomischen, sozialen und politischen
Umbrüche, die dazu führten, dass sich
klassenbewusste ArbeiterInnen erst von
der Politik abwendeten, um schließlich
mit der Wahl des rechtsextremen Front
National einen Akt „sozialer Notwehr“
zu sehen: „Mit der Wahl der Kommunis -
ten versicherte man sich stolz seiner
Klassenidentität, man stellte diese Klas-
senidentität durch die politische Unter-
stützungsgeste für die ‚Arbeiterpartei‘
gewissermaßen erst richtig her. Mit der
Wahl des Front Nationals verteidigte
man hingegen still und heimlich, was
von dieser Identität noch geblieben war,
welche die Machtpolitiker der institutio-
nellen Linken […] ignorierten oder sogar
verachteten“, so Eribon.

Eribon weist damit die so genannte
„Totalitarismusthese“ zurück, die auf
 eine Gleichsetzung von links und rechts
abzielt. Stattdessen kritisiert er die neo -
liberale Hegemonie, der sich breite Teile
der politischen Linken unterworfen ha-

Die Dissertation von Alfred Klahr aus dem Jahr 1928
„Das Verhältnis zwischen Parlament und Regierung 

in parlamentarischen Republiken“

Vortrag von RA Univ.-Prof. Dr. alfred J. noll
Abgeordneter zum Nationalrat a.D.

Der junge Kommunist Alfred Klahr (1904–1944)
dissertierte unmittelbar vor der präfaschisti-

schen Verfassungsnovelle 1929 bei Hans Kelsen
und Adolf Merkl an der Universität Wien – so wie
kurz zuvor schon Hugo Huppert und kurz danach
Albert Fuchs. Freilich war es damals ganz unmög-
lich, mit einer marxistischen Arbeit an der Univer-
sität Wien zu promovieren. Es mussten inhalt liche
Abstriche gemacht werden. Das eminent politische
Thema des Verhältnisses von Gesetzgebung und
Verwaltung, von Legislative und Exekutive ließ
aber eine gänzlich unpolitische, „rein juristische“
Darstellung gar nicht zu. In Alfred Klahrs Disser -
tation wird dies an vielen Stellen sichtbar.

Die aktuelle Beschäftigung mit der Dissertation von Alfred Klahr dient auch
der Verständigung darüber, ob die bis heute ungedruckt gebliebene Arbeit
nicht doch posthum publiziert werden sollte, zumal sie vom Doktorvater Adolf
Merkl damals als „zur Gänze publikationsreif“ qualifiziert wurde.

Mittwoch, 14. Dezember 2022, 19.00

Veranstaltungssaal von transform!, Gußhausstraße 14/3, 1040 Wien
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ben. Sie haben damit ihren Zweck als
konsequente Interessensvertretung der
Unterklassen aufgegeben und werden
folglich von diesen auch nicht mehr
wahrgenommen.

„Rückkehr nach Reims“ kann ein An-
stoß sein, linke Politik wieder als Klas-
senpolitik zu verstehen, um ausgehend
von der Artikulation der sozialen Interes-
sen der ArbeiterInnenklasse ein neues
Wir-Gefühl zu entwickeln und daran an-
knüpfend für eine Veränderung der Ge-
sellschaft zu kämpfen. Viele bisherige
Antworten der „Linken“ – wahlweise an
der Seite des Bürgertums mahnend den
Zeigefinger gegen die „ProletInnen“ zu
erheben oder aber mit den rechten Wöl-
fen zu heulen – führen schnurstracks in
die gesellschaftliche Bedeutungslosig-
keit. Es braucht neue, alte Antworten,
wofür Eribon mit seiner soziologischen
Studie, die sich wie ein Roman liest,
wichtige Anregungen liefert.

robert krotzer

Alfred Klahr Gesellschaft
Verein zur Erforschung der

Geschichte der Arbeiterbewegung

1972
Österreichs Linke im Aufschwung

Symposium der Alfred Klahr Gesellschaft

Die erste Hälfte der 1970er Jahre war durch eine Linksentwicklung in der
ArbeiterInnenschaft und unter KünstlerInnen und Intellektuellen gekenn-
zeichnet. Einige von ihnen näherten sich auch der KPÖ an, die in diesen
Jahren einen Aufschwung erlebte. Die Partei konnte neue Mitglieder – vor
allem junge Menschen – gewinnen und in Betrieben, bei Gemeinderats- und
Landtagswahlen Erfolge erzielen. Die Gewerkschaftliche Einheit (bzw.
später der Gewerkschaftliche Linksblock) verzeichnete bei Betriebsratswah-
len teilweise erdrutschartige Stimmengewinne, vor allem in der Verstaat-
lichten Industrie, wo es eine Welle von Arbeitskämpfen gab.

Samstag, 8. Oktober 2022, 14 bis 18 Uhr

Veranstaltungssaal von transform!

Gußhausstraße 14/3, 1040 Wien

Bärbel Danneberg: KPÖ und „Neue Frauenbewegung“

Michael Hollogschwandtner: Die Gründung des KSV im Oktober 1972

Winfried R. Garscha: Nixons Zwischenstopp in Salzburg: Heißer
Empfang für einen Kriegsverbrecher auf dem Weg zum Ab -
rüstungsgipfel

Mirko Messner: Keine Frage von Ortstafeln. 50 Jahre Kärntner
„Ortstafelsturm“

Sabine Fuchs: Die Solidaritätskampagne mit Angela Davis

Michael Graber: Zum staatsmonopolistischen Kapitalismus in Öster-
reich. Eine theoretische Konferenz der KPÖ am 29. Jänner 1972

Manfred Mugrauer: Betriebsratswahlen und „Betriebsterror“
 gegen KommunistInnen

Christian Kaserer: Linksruck in der österreichischen Literatur.
Zwei Bilder der KPÖ


